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Maria und Josef Zimmermann
Im Stall 15 a
14806 Bad Bethlehem

leider haben Sie auf mein Schreiben bislang keine Reaktion gezeigt, weshalb ich mich nun erneut an Sie wende.

Den Unterlagen zufolge sind Sie temporär unter o. a. Anschrift im Landkreis Bethlehem gemeldet. Bislang war das von Ihnen bewohnte
Neben- bzw. Wirtschaftsgebäude eigentumsrechtlich dem Inhaber des nebenliegenden Beherbergungsunternehmens zugeordnet. Im
Rahmen der momentan durchzuführenden Volks- und Liegenschaftszählung wurden nun die Aufforderungen zur nachträglichen Ge -
bäudeeinmessung versandt. Bezüglich des von Ihnen bewohnten Gebäudes wurde uns jedoch mitgeteilt, dass Sie dieses Gebäude durch
die Inbesitznahme anlässlich eines Geburtsvorgangs ersessen und somit die vollumfängliche Kostenschuld für die ausstehende hoheitliche
Vermessungsleistung erlangt hätten. Die Protokolle des Arbeitskreises »Postnatale Individualbetreuung«, ins Leben gerufen durch drei
Mitarbeiter mit morgenländischem Migrationshintergrund, haben diese Angaben verifiziert, weshalb ich Sie hiermit nochmals ersuche,
die Einmessung des Wirtschaftsgebäudes »Im Stall 15 a« gemäß § 23 (2) BethlVermG unverzüglich und auf Ihre Kosten vornehmen zu lassen.
Der Landkreis Bethlehemer Land, Fachdienst Kataster und Vermessung, steht Ihnen für diese Aufgabe jederzeit gerne zur Verfügung. 

Auf Ersuchen der Unteren Bauaufsichtsbehörde des Landkreises habe ich Ihnen zudem Folgendes mitzuteilen: Durch Ihre Nutzung des
bislang landwirtschaftlichen Nebengebäudes als Wohnraum hat zum einen eine nicht genehmigte Umnutzung des Gebäudes stattge-
funden, welche durch einen nachträglichen Bauantrag geheilt werden muss. Bitte konsultieren Sie hierzu einen bauvorlageberechtigten
Architekten oder Planer. Für die notwendige Erstellung des Amtlichen Lageplanes gemäß § 3 BethlBauVorlVO steht Ihnen der Land-
kreis Bethlehemer Land, Fachdienst Kataster und Vermessung, jederzeit gerne zur Verfügung. 

Zum Zweiten sind durch die Nutzung des Nebengebäudes als Wohnraum weitere bauordnungswidrige Zustände geschaffen worden. Das
grenzständige Stallgebäude galt bislang als abstandsflächenrechtlich privilegiertes Nebengebäude. Durch Ihre Umnutzung eines land-
wirtschaftlichen Produktionsraumes in ein Kinderzimmer wird die Privilegierung nach § 6 (10) BethlBO hinfällig, da es sich bei dem Stall
nunmehr eben gerade nicht um ein Nebengebäude ohne Aufenthaltsräume handelt, da gemeinhin davon auszugehen sein muss, dass sich
Ihr Kind in dem dafür vorgesehenen Kinderzimmer, also dem ehemaligen Nebengebäude, aufhält. Die nun entstehenden Abstandsflächen
sind durch Eintragungen von Dienstbarkeiten im Grundbuch des belasteten Nachbarn zu sichern. Für die Erstellung entsprechender Dienst -
barkeitspläne steht Ihnen der Landkreis Bethlehemer Land, Fachdienst Kataster und Vermessung, jederzeit gerne zur Verfügung. 

Sollten Sie auf dieses Schreiben nicht reagieren, verweise ich vorsorglich auf die Möglichkeit der Ersatzvornahme. Darüber hinaus freue
ich mich, Ihnen zum Abschluss mitteilen zu können, dass die Fragen hinsichtlich Gebäudeeinmessung etc. künftig mithilfe eines neuen
Systems noch kostengünstiger und bürgerfreundlicher bearbeitet werden können. Spätestens Ende kommenden Jahres wird dieses
neue System ALKIS® in fast allen Landkreisen in Betrieb sein.

Bad Bethlehem, 14.01.0001 Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

Andreas Bandow 

PS: Sollten Sie die geforderten Vermessungen durch eine Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin/einen Öffentlich bestellten Ver-
messungsingenieur durchführen lassen wollen, bitte ich Sie, sich diesbezüglich bei Pontius oder Pilatus zu informieren.
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EDITORIAL

FORUM

Sehr geehrte Frau Zimmermann, sehr geehrter Herr Zimmermann,
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IN DIESEM HEFT

Zum Abschluss des Jahresthemas Flurbereinigung reist König durch
Deutschland und trifft zwei Kollegen, die sich aus der Praxis des
Flurbereinigungs-ÖbVI zum momentanen Stand, zu Prognosen und
zu Retrospektiven befragen lassen. Borchers und Drees schil dern die
Situation heute und vor einigen Jahren und stellen ihre Sicht der
Dinge dar. Ist hier für den ÖbVI
auch in Zukunft ein Be täti gungs -
feld? Lesen und ur tei len Sie. Und
fragen Sie. Denn schon Samson
und Tiffy wus sten es: Wer nicht
fragt, bleibt dumm. 
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Es soll ja Vermessungsbüros geben, in denen die Mitarbeiter 5 Eu -
ro in ein Strafsparschwein zahlen müssen, wenn sie bei einer Grenz -

 vermessung trotz Versagen des orthogo-
nalen Punktidentitätsnachweises darauf
be harren: »Aber die Koordinate hat ge -
passt.« Ist die Einführung des Koordina ten -
katasters daher als der Tod der Straf spar -
schweine anzusehen? Gleiten wir gar ab in
kollektives Katastervergessen? Lesen Sie
Wanjura und seien Sie beruhigt. Oder auch
nicht. Je nachdem, ob Sie bei so ei nem
Schwein eher zu den Füllern oder zu den
Leerern gehören … 

Koordinatenkataster 34
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dazu meinen, schildert Holthausen. Lesen Sie also selbst, wen Sie
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Es steht dem Präsidenten unseres Verbandes ohne jede Frage zu,
im FORUM so zu schreiben, wie er es für richtig hält. In seinem Text
verwendet Zurhorst daher die Wörter »DDR«, »Toilettenfenster« und
»Voodoo«, um unmissverständlich klarzustellen, dass es ohne die
ÖbVI nicht geht, der ÖbVI ein wichtiger Bestandteil des Eigentums -
sicherungssystems ist und der BDVI Seite an Seite mit dem DVW
für gesellschaftlichen Mehrwert streitet. Und er verweist zur Be -
kräftigung seiner Aussagen auf den Vortrag von Thöne zum sel-
ben Thema. Dieser Beitrag steht praktischerweise gleich auf den
folgenden Seiten. Sie können also bequem und ohne lästiges Um-
blättern weiterlesen. Tun Sie das bitte!  

Wir sind schließlich wer

Mahnverfahren

IN DIESEM HEFT
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Schon Wilhelm Busch wusste: »Besonders tief und voll Empörung
empfindet man pekuniäre Störung.« Leider kommt man oft nicht
umhin, einem Kostenschuldner diese Störung zu ersparen. Leider
lässt sich wiederum manch Schuldner von einer Rechnung nicht
beeindrucken. Wenn klar ist, dass einem das Geld auch wirklich
zusteht, dann sollte man den Beitrag von Krebs lesen, um zu erfah -
ren, welche Knöpfe man wo drücken muss, um an seine Taler zu
kommen. Manchmal geht es eben auch ohne Moskau-Inkasso … 
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Jahr der Jubiläen 50/52
2015 ist ein Jahr der Jubiläen. Zwei davon wurden in den BDVI-
Lan desgruppen Thüringen und Sachsen gefeiert. Man blickt auf
jeweils 25-jähriges Bestehen zurück, lädt Gäste und Prominenz
hinzu und begibt sich in landschaftlich reizvolle Umgebung. Be-
merkenswert ist die hohe Akzeptanz des Berufsstandes unter den
Gästen aus Politik und Wissenschaft. Dazu und zum bisherigen
Erfolg im Ringen für den Freien Beruf sei auch an dieser Stelle herz -
 lich gratuliert. Lesen Sie die Berichte aus den Landesgruppen zu
den Feierlichkeiten und ahmen Sie nach. Wenn sie eine BDVI-Lan -
des gruppe sind. Oder ein Jubiläum haben. Im besten Falle na tür -
lich, wenn beides zutrifft.  

Die Abbildung auf dieser Seite ist der Helmertturm in Potsdam (S. 54).
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Die Flurbereinigung 

ist auf einem guten Weg

in die Zukunft, 

aber kommt der ÖbVI mit?

In der vorliegenden letzten Ausgabe des FORUM für dieses Jahr 2015 steht auch das Jahres-

thema zur Flurbereinigung vor dem Abschluss. Vor allem sollen nun die folgenden schon

zu Beginn des Jahres in Heft 1 gestellten Fragen beantwortet werden:

Stellt die Flurbereinigung auch in Zukunft ein unverzichtbares Instrument zur  Lösung

von Landnutzungskonflikten und zur Entwicklung des ländlichen Raumes dar? 

Kann der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur ein Flurbereinigungsverfahren

durch den Einsatz seiner Stärken auf effektive und zielführende Weise zu einem guten

Ergebnis führen?

In der Einleitung zum Thema in Heft 1 konnte der Leser beinahe ein Plädoyer zugunsten der

Flur  bereinigung und des ÖbVI lesen. Aber es wurde schon die Frage angedeutet, ob diese  vielleicht

etwas vorschnell dahingeschriebene Fürsprache auch zum Jahresende noch Bestand haben

könne.

CHRISTOPH KÖNIG | FORUM-REDAKTION

Jahresthema Flurbereinigung: 

Erst die Fragen – jetzt die Antworten
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Um es schon einmal vorwegzunehmen: Die erste Frage ist deut-
lich mit einem Ja zu beantworten. Die Flurbereinigung hat of-
fensichtlich eine große Zukunft. Das haben auf der einen Seite
die erfahrenen Kollegen aus den Reihen des Berufsstandes über -
einstimmend bestätigt. Auf der anderen Seite konnten in Heft 3
mit Wilden und Wienand auch die Vertreter der Verwaltung die -
se Antwort mit anschaulichen Praxisbeispielen belegen.

Die zweite Frage ist hingegen offensichtlich nicht so einfach
zu beantworten. Glaubt man den Fachleuten, die zu Wort ge -
kommen sind, so lautet die Antwort wohl: Ja, aber …

Und genau dies wirft zum Abschluss des Themas noch eine dritte
Frage auf: Selbst wenn der ÖbVI ein Flurbereinigungsverfahren
erfolgreich zum Abschluss führen kann, wird dies denn auch
seitens der Verwaltung gewünscht?

Wie kam es über die vier Ausgaben des FORUM hinweg zu
die ser unklaren Antwort und zu der neuen Frage?

Schon Wilfried Buschmann hat in Heft 1 darauf hingewiesen,
dass beispielsweise in Niedersachsen die Strukturen in der Ver-
waltung festgefahren seien und kaum Bereitschaft bestehe, die
bisherige Arbeitsteilung zugunsten der ÖbVI zu verändern.

In Heft 2 kam eine Reihe von ausgewiesenen Experten zu Wort.
Im Grundsatz wurden die Aussagen von Buschmann bestätigt.
Alle Gesprächspartner hoben zwar die Bedeutung der Flurberei -
nigung zur Lösung von Landnutzungskonflikten hervor. Dem
Berufsstand wurde von den Experten auch bescheinigt, dass er
grundsätzlich in der Lage sei, alle Aufgaben in der Flurbereini-
gung zu übernehmen. Allerdings konnte der Leser auch  bereits
einschränkende Aussagen erkennen. Während in einigen Re -
gio nen der ÖbVI kaum Aufgaben in der Flurbereinigung über -
nimmt oder ausschließlich die Vermessungstätigkeiten durch-
führt, konnten sich in anderen Regionen, besonders in den ost -
deut schen Bundesländern, einige ÖbVI auf dem gesamten Feld
der Flurbereinigung bereits über viele Jahre und Jahrzehnte be-
währen. 

Hervorgehoben wurde dabei mehrfach, dass dies vor allem im
Zuge der vollständigen Verfahrensbearbeitungen mög  lich sei.
Nur mit einem eingespielten Team aus Verwaltung, Teilneh mer -
gemeinschaft und Dienstleister ist eine effektive und schließlich
auch von den Beteiligten akzeptierte Flurbereinigung möglich.
Aber genau dieses offensichtlich so wichtige Kriterium der um-
fassenden Bearbeitung durch ein Büro, so die übereinstimmen -
den Angaben, wird offensichtlich seitens der Verwaltung als
Auftraggeber nicht erkannt oder ist nicht erwünscht. 

Genau bei diesem Punkt setzen in der vorliegenden Ausgabe
nun auch Dr. Andreas Drees und Wilfried Borchers an. Die Redak-

tion hatte die beiden nicht nur in der Flurbereinigung erfah -
renen ÖbVI zum Gespräch gebeten, um abschließend möglichst
klare Antworten auf die gestellten Fragen zu erhalten. Dass es
diese klaren Antworten nun nicht geben konnte, wurde im Ge -
spräch mit Drees und Borchers aufgrund der teils deutlichen
Unzufriedenheit mit der aktuellen Situation schnell deutlich. 

Zwar unterstrichen beide die große Bedeutung der Flurbereini -
gung für die Zukunft, aber vor allem die kritischen Hinweise
kamen nicht zu kurz. Zum einen wird eine oftmals unzurei chen -
de Kommunikation zwischen den Akteuren und gegenüber den
Beteiligten und der Öffentlichkeit beklagt. Zum anderen wird
das Agieren der Verwaltung kritisch gesehen. Sowohl die schon
benannte Vergabe der Verfahrensschritte in kleinste Einheiten
als auch die fehlende Beachtung von Leistungsfähigkeit und
Er fahrung bei der Vergabe führen zu Reibungsverlusten und zu
nicht sach- und termingerechten Leistungen mit allen Folgen
für Verfahrensdauer und -kosten. 

Aber Drees und Borchers wären nicht schon so lange in diesem
Beruf tätig, wenn sie nicht auch die eigenen Schwächen er -
kannt hätten. Der Hinweis »Wir sind das gewesen!« im gemein-
samen Gespräch glich beinahe einem verzweifelten Aufschrei,
womit Drees verdeutlichen wollte, dass die ÖbVI bereits vieles
geleistet haben in der Flurbereinigung, aber dies eben kaum
wahr genommen wird.

Zum Abschluss des Jahresthemas zur Flurbereinigung mit den
zu Beginn aufgeworfenen Fragen ist somit festzuhalten: 

Die Bedeutung der Flurbereinigung für die Lösung der viel -
fältigen Landnutzungskonflikte wird zukünftig noch steigen. 

Auch ist belegt, dass ÖbVI mit der entsprechenden Erfahrung
und Leistungsfähigkeit die erforderlichen Tätigkeiten in ei -
nem Flurbereinigungsverfahren weit über die Vermessung
hinaus sachgerecht erbringen können. 

Jedoch wird dies bisher offensichtlich zumindest nicht von
al len beteiligten Stellen erkannt. 

Es besteht somit Bedarf, dies besser zu kommunizieren. Hier
sind sowohl der Berufsverband auf Bundes- und Landesebene
als auch jeder einzelne Öffentlich bestellte Vermessungsinge-
nieur in seiner Region gefordert, über Gespräche und Informa -
tionen auf die umfassenden Stärken bei nahezu sämtlichen Ar-
beiten in der Flurbereinigung hinzuweisen. Sollte dies gelingen,
so kann auch die Antwort auf die zweite Frage mit einem klaren
Ja beantwortet werden.

Christoph König, FORUM-Redaktion



Unser Büro hatte sich parallel spezialisiert auf die Boden ord -
nung im städtebaulichen Bereich. Dadurch kam mit der Wen -
de der Bezug zum bodenordnerischen Teil der Flurbereinigung
in Brandenburg, dem Partnerland von Nordrhein-Westfalen.
Dort sind wir bereits seit 1993 als geeignete Stelle nach dem
Landwirtschaftsanpassungsgesetz (LwAnpG) tätig und haben
in den letzten 20 Jahren Arbeiten in erheblicher Größen ordnung
durch geführt. In Arbeitsgemeinschaft mit zwei wei teren Büros
sind wir u. a. im größten Verfahren Deutschlands, der Unterneh -
mens flurbereinigung »Unteres Odertal« mit einer Verfahrens-
größe von etwa 20.000 ha, tätig.

WILFRIED BORCHERS | Ich bin seit 1990 in Sachsen-Anhalt eben -
falls als geeignete Stelle nach LwAnpG tätig. Mit Entstehung
der Verwaltung wurden damals direkt Mittel für geeignete Stel -
len bereitgestellt. So wurden Aufgaben im gesamten Boden -
management übernommen. 

Seitdem hat unser Büro etwa 300 Verfahren nach § 64
LwAnpG zur Zusammenführung von Gebäude- und Boden ei gen -

FORUM | Herr Dr. Drees, Herr
Borchers, zunächst interessiert
uns, wie Sie zur Flurbereinigung
gekommen sind und diesen Weg bis
heute gestalten konnten. 

DR. ANDREAS DREES | Während heute die Beteiligung eines
ÖbVI an der Flurbereinigung in Nordrhein-Westfalen aufgrund
der geringen absoluten Menge und der Verteilung in viele kleine
Einzelaufträge sehr gering ist, war dies in den 60er- und 70er-
Jahren des vergangenen Jahrhunderts noch anders. Mein Vater
hatte sehr viel in der Flurbereinigung zu tun, allerdings aus -
schließlich in der Vermessung. Große Verfahren wurden bear-
beitet, zeitweise fuhren täglich vier bis fünf Messtrupps vom
Hof. 

Die Verfahren wurden seinerzeit für Zwecke der Land-
wirtschaft und für den Autobahnbau durchgeführt. Die Tech-
nik war teuer, eine Spezialisierung erforderlich. In den 80er-
Jahren gingen die Arbeiten bereits stark zurück.

6

4

TECHNIK

»Wir sind das gewesen!«

Ein Gespräch über den 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur
in der Flurbereinigung

Um die im Mittelpunkt des Jahresthemas zur Flurbereinigung stehenden Fragen  zumindest

aus Sicht des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs abschließend beantworten 

zu können, baten wir zwei der erfahrensten Bodenordner innerhalb des Berufsstandes, 

Dr. Andreas Drees aus Münster und Wilfried Borchers aus Halle/Saale, zum Gespräch.

Auf Einladung von Dr. Drees fand dieses Gespräch am 16. Oktober in den Räumen des Büros

Drees & Schlüter in Münster statt. Dem ersten Erkenntnisgewinn bei einem Blick aus den  Fenstern

der Büroräume, dass Münster zu Recht den Titel einer Fahrradhauptstadt trägt, folgten im Laufe

der Unterhaltung noch einige weitere erkenntnisreiche Positionen und Prognosen.

EIN FORUM-INTERVIEW | VON CHRISTOPH KÖNIG



 tum sowie zahlreiche klassische Flur be rei ni gungs  verfahren und
Unternehmensflurbereinigungen  beglei tet. Viele Feldlagever-
fahren wurden gemeinsam mit der Flur berei nigungsverwaltung
auch bereits zum Abschluss gebracht. In Sachsen-Anhalt sind
zahlreiche geeignete Stellen tätig, darunter fünf ÖbVI. Es gibt
nach wie vor viel zu tun. 

Festzuhalten ist, dass ohne die Vergabe an die geeigneten
Stellen die Erbringung der Leistungen nicht möglich gewesen
wäre. Die Zusammenarbeit mit der Verwaltung war dabei im-
mer positiv. 

Allerdings dauern die Verfahren sehr lange. Dafür gibt es
seitens der Beteiligten zum Teil wenig Verständnis, Widersprü -
che sind dann die Folge. Heute werden Verfahren nach § 86
FlurbG zur Vermeidung von Erosion bedingt durch Wind und
durch Stark niederschlagsereignisse oder auch nach § 87 FlurbG
im Zu sam menhang mit dem Bau von ICE- oder Autobahntrassen
durch geführt. Die Finanzierung in Sachsen-Anhalt ist bis 2020
ge sichert.

FORUM | Welche Bedeutung hat die
Flurbereinigung aus Ihrer Sicht
heute?

DREES | Die Akzeptanz der Flurbereinigung in den neuen Län-
dern ist gut, in den alten Ländern ist der Begriff der Flurberei -
nigung indes belastet. Das sind allerdings Probleme der Kom-

munikation. Wir können stolz sein auf unsere aufgeklärte Bo-
denverfassung. 

Es ist mir oft unverständlich, dass auch bei Landnutzungs -
konflikten im Zusammenhang mit großen Projekten vieles in-
frage gestellt wird, obwohl aus rechtlicher und planerischer Sicht
alles geklärt und der Eigentumsschutz gesichert ist. Die Bevölke -
rung muss von Beginn an mitgenommen, die Vor teile eines Ver-
fahrens von Beginn an kommuniziert werden, dann erkennen
die Bürger auch das hervorragende Instrument. Es muss stets
verdeutlicht werden, dass ohne Flurbereinigung nur die Wahl
bliebe zwischen Eigentumswillkür oder Stillstand einerseits und
Enteignung andererseits.

Aufgrund meiner Erfahrungen im Ausland, vor allem in Ent -
wicklungsländern, während meiner FIG-Tätigkeit habe ich durch
den Blick von außen noch deutlicher erkannt, dass die Boden -
ordnung in Deutschland ein sehr gutes Instrumentarium ist. Es
könnte als Exportschlager für viele Länder dienen. Zum Teil wird
das auch in der Entwicklungshilfe thematisiert, dort ist eine Be -
teiligung für unseren Berufsstand aufgrund der Vergabemoda -
 litäten allerdings sehr schwierig. Hier wäre eine Partnerschaft
zwischen jeweils beratender Verwaltung und BDVI hilfreich.

BORCHERS | Die Akzeptanz bzw. die Einsicht in die Notwendig -
keit von Flurbereinigung wird geringer. Landschafts- und Um -
welt schutz stehen im Vordergrund. Landwirte sind oftmals nur
schwer zu überzeugen, weil sie durch Pachtverträge und Pflug-
tausch Landnutzungskonflikte beseitigt und die Arrondierung
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ihrer landwirtschaftlichen Flächen erreicht haben. Das Interes -
se an Bodenordnung im ländlichen Raum ist zwar grundsätz lich
vorhanden, aber aus der Sicht der Beteiligten sollte es möglichst
nichts kosten. 

In diesem Zusammenhang ist anzu merken, dass die Zu -
schüsse geringer werden. Eine größere Akzeptanz seitens der
Bewirtschafter ist dann festzustellen, wenn in den ländlichen
Wegebau investiert wird. Flurbereinigung für Infrastrukturmaß -
nahmen wird oftmals positiv wahr ge nommen, da erkannt wird,
dass so Enteignungen vermieden werden können. 

FORUM | Beschreiben Sie bitte
kurz, wie die Durchführung eines
Flurbereinigungsverfahrens aus
Sicht des ÖbVI heute erfolgt.

DREES| Zu Beginn in den 90er-Jahren waren die Verfahren schnell,
da durch die Komplettvergabe an einen Dienstleister al les aus
einer Hand bearbeitet werden konnte. Es gab ein einheitliches
Konzept, die Abläufe konnten effektiv und schnell gestaltet wer -
den. Heute ist dies oft schwierig aufgrund der immer kleinteili -
geren Vergabe von einzelnen Verfahrens schritten und zö ger li -
cher Mittelbereitstellung. So kommen kei ne Synergien zwi schen
Vermessung, Planung und Bodenord nung mehr zum Tragen. 

Es entstehen vielmehr Reibungspunkte zwischen den ver-
schiedenen beteiligten Stellen, die nicht zuletzt die Bearbei -

tungszeiten wesentlich verlängern. Auch die über die Jahre an -
gepassten Richtlinien haben für die Bearbeitung viel verändert.
Grundsätzlich sind Vorgaben wichtig zur einheitlichen Be arbei -
tung, aber oftmals sind sie viel zu detailliert. Damit entsteht
zusätzlicher Aufwand. So habe ich die Erfahrung gemacht, dass
die Verwaltung sämtliche Unterlagen vollumfänglich und durch -
greifend prüft, obwohl ich zumindest als beliehene Stelle die
volle Verantwortung zu übernehmen habe. 

Damit treffe ich kaum noch eigenverantwortliche Ent -
scheidungen. In der städtebau lichen Umlegung genieße ich
wesentlich größere Freiheit bei der Aufstellung eines Umle-
gungsplanes – den niemand formal prüft, bevor er zu ge stellt
wird. Es wird allein der inhaltliche Re gelungsumfang durch den
Umlegungsausschuss diskutiert und durch Beschluss festgelegt.
Das funktioniert seit Jahrzehnten einwandfrei bis zur Berich-
tigung der öffentlichen Bücher. Ich halte daher stichproben-
hafte Prüfungen des Bodenordnungsplanes durch die Flurbe -
reinigungsverwaltung für völlig ausrei chend. Auch die erwähn -
te Stückelung von Aufgaben in kleine Vergabeeinheiten ist nicht
zielführend. 

BORCHERS | Ich stimme Dr. Drees in allem zu. Komplett von uns
durchgeführte Verfahren sind zügig fertiggestellt worden. Heu -
te hingegen ist es sehr zäh, da aufgrund der Vergabe von einzel-
nen Verfahrensschritten und auch aufgrund der Vergabe der
Bodenordnung und der Vermessung an verschiedene Büros kei -
ne Synergieeffekte entstehen. 

»Alle paar Jahre ein 
Verfahren zu bearbeiten, 
reicht nicht, um 
qualifizierte Mitarbeiter
dauerhaft zu halten.«
Dr.-Ing. Andreas Drees 
ÖbVI in Münster (Nordrhein-Westfalen), geeignete
Stelle nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz
drees@drees-schlueter.de 
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Die Vergaben sollten nach Leistungsfähigkeit und Erfahrung er-
folgen. Nicht die gleichmäßige Verteilung der zur Verfügung
stehenden Vergabemittel sollte im Vordergrund stehen. Dies gilt
insbesondere für die Vermessungsarbeiten, denn nicht jedes Ver -
messungsbüro hat die Kapazitäten zur Erledigung der Arbei ten
in einem großflächigen Flurbereinigungs verfahren. 

DREES | Die Betrachtung aus Auftraggebersicht ist wichtig. Rei -
bungs verluste müssen vermieden werden. Ein eingespieltes Team
ist wichtig. Das ist nur möglich, wenn die besten Auftragnehmer
ausgewählt werden. Diese können nur dauerhaft gut sein, wenn
eine kontinuierliche Arbeit gewährleistet wird. Alle paar Jahre
ein Verfahren zu bearbeiten reicht nicht, um qualifizierte Mit -
arbeiter dauerhaft zu halten.

Diese Entscheidungen muss dann der Auftragnehmer tref -
fen. Wenn es gelingt, kontinuierlich in der Flurbereinigung tätig
zu sein und mit entsprechend qualifizierten und erfahrenen Mit -
ar bei  tern zusammenzuarbeiten, entstehen sehr interessante und
an spruchsvolle Tätigkeiten. Auch in Zukunft gibt es aus mei ner
Sicht genügend Aufgaben in der Bodenordnung, grund sätzlich
sollte also keine Sorge um die Frage der Beschäftigung bestehen.

Allerdings sinken kontinuierlich die finanziellen Mittel, vor
allem aus Europa, dies trifft dann als Erstes die Auftragnehmer.

FORUM | Wie sehen Sie die Position
des ÖbVI in der Flurbereinigung?

BORCHERS | Der ÖbVI kann grundsätzlich ein gesamtes Ver-
fahren abarbeiten. Bei der Wege- und Gewässerplanung ist aber
sicherlich eine Zusammenarbeit mit Landschaftsplanern erfor -
derlich. 

ÖbVI sind für viele Aufgaben in der Flurbereinigung unver -
zichtbar. Ich nenne hier nur die Themen ALKIS® und LEFIS. Die
Umstellungen im Zusammenhang mit dem Übergang zu ALKIS®
und die Einführung von LEFIS erfordern viel Sachverstand und
praktische Erfahrung. Man benötigt dafür Fachwissen – insbe -
sondere in der Anwendung von Landinformationssystemen –
und nicht nur Informationstechnik.

DREES | Hier hat der BDVI für uns eine hohe Bedeutung. Er hat
sich z. B. bei der Einführung der Regelungen nach dem LwAnpG
(vor allem § 53 Abs. 4) stark beteiligt, hat konstruktive Vorschlä -
ge ge macht und fachlich intensiv mitgearbeitet. Diese wichtige
Rolle sollte der BDVI auch zukünftig wahrnehmen. 

Die zuständige Kom mis sion sehe ich ebenso als wichtig an,
die Bundesebene hat da bei größere Bedeutung als die Landes -
ebene. In jedem Fall muss die gute Zusammenarbeit mit der Ver-
waltung fortge setzt werden.

BORCHERS | Der BDVI auf Bundesebene ist gefragt, auf Landes -
ebene ist eine ausreichende Zahl von ÖbVI in diesem Be reich
tätig. Hier sind die Kollegen allerdings mehr zu den Fragen des
Bodenmanagements als zu denen der Vermessung gefragt. Ich
schlage ein Forum für Wissensaustausch vor. 



Themen können neue Ideen, Kooperationsmöglichkeiten und
Technikfragen sein. Die schon bestehende Kommission Flur be -
reinigung beim BDVI halte ich für sehr sinnvoll.

FORUM | Wie sehen Sie die
Flurbereinigung zukünftig
aufgestellt? 
Wo gibt es Optimierungsbedarf?

DREES | Die Flurbereinigung wird eher noch größere  Bedeutung
gewinnen. Aufgrund vieler Landnutzungskonflikte steigt die Sen -
 sibilität in der Bevölkerung. Verteilungsfragen entstehen. Die Ver-
drängung der Landwirtschaft aufgrund verschie denster Maß nah -
men für Siedlung, Infrastruktur, vor allem aber Energie wen de
und Naturschutz etc. ist beträchtlich. Die Aus wir kungen dieser
Maßnahmen sind für die Landwirtschaft erheblich. Das Land
wird immer knapper und damit teurer. Teilweise werden in West-
falen bereits 8 Euro für einen Quadratmeter  Acker ge zahlt.

Die Fragen der gerechten Verteilung der Flächen bei un ver -
meid baren Eingriffen sind von größter Bedeutung. Zur Lösung
steht das Instrumentarium der Flurbereinigung bereit, dieses hat
sich bewährt und muss aus meiner Sicht nicht ge ändert werden.

BORCHERS | Die Aufgaben der Flurbereinigung sind dauerhaft
vorhanden. Der technische Anspruch an die Flurbereinigung
steigt stetig, ich nenne nochmals das Beispiel ALKIS®.
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DREES | Gelingen eine bessere Kommunikation und Außendar -
stellung der Flurbereinigung, dann hat diese besonders gute
Zukunfts aussichten. 

Vor allem vor Ort müssen die Beteiligten mitgenommen
werden, eine frühzeitige und kontinuierliche Kommunikation
ist enorm wichtig. Die Bürger müssen zu Wort kommen kön-
nen. Es muss aber auch von Anfang an klargestellt werden, dass
in der Flurbereinigung nicht alle Wünsche erfüllt werden kön-
nen.

BORCHERS | Wichtig ist vor allem das Vertrauen zwischen den
Teilnehmern, der geeigneten Stelle und der Verwaltung. Enge
Abstimmungen sind wichtig. Man muss immer wissen, was da
los ist. Die Vorschriften sehe ich ebenfalls als ausreichend an,
da  besteht wenig Novellierungsbedarf.

DREES | Die in einigen Ländern erprobte Kommunalisierung der
Flurbereinigung ist aus meiner Sicht nicht sinnvoll. Spezialis-
ten sind für eine erfolgreiche Verfahrensdurchführung wichtig;
Spezialist wird und bleibt man nur, wenn größere Verfahren
dauerhaft zu bearbeiten sind. Besonders geeignet ist daher ei -
ne starke Sonderverwaltung des Landes. Die Qualität wäre auf
Land kreisebene oftmals nicht mehr gewährleistet. 

BORCHERS | Da schließe ich mich den Ausführungen von Dr. Drees
voll und ganz an. Ich halte zudem die Vergabe ent spre chen der
Leistungen für besser.

»ÖbVI sind für 
viele Aufgaben in 
der Flurbereinigung 
unverzichtbar.«
Dipl.-Ing. Wilfried Borchers 
ÖbVI in Halle (Sachsen-Anhalt), geeignete Stelle
nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz
info@vermessung-borchers.de 
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Dipl.-Ing. Christoph König
FORUM-Redaktion
koenig@bdvi-forum.de

DREES | Die Darstellung unserer Arbeit ist sicherlich verbesse -
rungswürdig. Die ARGE Landentwicklung macht das beispiels -
weise mit der neuen Broschüre »Arbeitsplatz Landentwicklung«
sehr gut. Die guten Praxisbeispiele müssen vorgestellt werden.
Veröffentlichungen und Fachvorträge müssen vorrangig die
»Nutzer« erreichen, nicht nur die Fachwelt. Es muss dabei auch
deutlich werden, wer die Arbeit macht. »Wir sind das gewe-
sen!« Die ÖbVI haben viel geleistet in der Flur be reinigung, sind
stolz darauf und wollen auch weiterhin mitwirken.

BORCHERS | Bisher wurde anerkannt, was wir können. Wir müs -
sen daran arbeiten, dass dies auch so bleibt.

FORUM | Herr Dr. Drees, 
Herr Borchers, wir danken Ihnen
für dieses Gespräch.
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EU-Vertrags-
verletzungsverfahren
gegen Ingenieure

MICHAEL ZURHORST | WERNE
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Spitze des Eisbergs
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Der deutsche Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge -
samtwirtschaftlichen Entwicklung hat am 11. November 2015
sein aktuelles Jahresgutachten 2015/16 vorgestellt. Dort ist zu
lesen: »Im Dienstleistungsbereich sind die Wettbewerbshinder -
nisse […] und die Regulierungsdichte bei den freien Berufen zu
hoch. […] [Dort] sind ungenutzte Potenziale zur Steigerung der
Produktivität zu vermuten.« Ein Abbau der Regulierungsdichte
wird empfohlen. Die Sachverständigen haben laut eigenen An -
gaben im Vorwort Nr. 4 bis 25 mit allen maßgeblichen Personen
einschließlich Gewerkschaften und Großindustrie gesprochen,
laut Aufzählung aber mit einigen bestimmt nicht: mit maßgeb -
lichen Vertretern der Freien Berufe.

Damit werden nun auch in Deutschland Schlagworte übernom -
men, die die EU und die OECD gebetsmühlenartig verfolgen. Die
These lautet in Kurzform: Regulierung von Berufszugang und
Berufsausübung weitestgehend abbauen, dann gibt es mehr An-
bieter (auch aus dem EU-Ausland) und die Preise sinken. Wenn
die Preise sinken, wird die Nachfrage erhöht und die Dienst -
leistungen werden in der Summe mehr nachgefragt, was zu
Wirtschaftswachstum führt. Eine These, die zumeist unwider-
sprochen, aber auch ohne jeglichen Nachweis der Richtig keit
bleibt. Zumindest wir Vermessungsfachleute wissen de finitiv:

Kein Mensch bestellt Vermessungsleistungen – oder auch nicht – we-
gen des Preises, sondern nur dann, wenn diese tatsächlich benötigt
werden. Sinkende Preise würden keinesfalls zu einer erhöhten Nach-
frage führen, allerhöchstens zum Aussterben leistungsfähiger Büros
mit ihren Angestellten.

Insofern ist die jetzt angestrebte Abschaffung von gesetzlichen Min-
destsätzen für (Bau-)Ingenieurleistungen im Rahmen der HOAI eben
nur ein Baustein einer Gesamtstrategie und die Spitze des Eisbergs.
Wir  werden uns da gemeinsam mit anderen Disziplinen einbringen
müssen. Daher bin ich sehr dankbar, dass es unter besonderem Ein-
satz von Herrn Möring aus der BDVI-Geschäftsstelle gelungen ist, dass
sich die namhaften Protagonisten – sprich die politisch zuständigen
Sprecher – einiger Bundestagsfraktionen nachfolgend zu diesem spe -
ziellen Thema äußern: Wie stellt sich die Bundespolitik dazu, den For -
derungen der EU nachzugeben und die HOAI als verbindliches Preis-
recht abzuschaffen?

In den Vorgesprächen tauchte aus der Politik die Frage auf, welche
Qualitätseinbuße droht, gäbe es die HOAI nicht – denn ein ÖbVI oder
auch ein anderer freiberuflicher Vermessungsingenieur müsste doch
trotzdem die gleiche Qualität liefern, ob mit oder ohne HOAI. Darauf
habe ich wie folgt geantwortet: 

D ie Europäische Kommission betreibt ein Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepu blik

Deutschland mit dem Ziel, Honorarordnungen bei Steuerberatern sowie Architekten und Inge-

nieuren abzuschaffen. Deutschland hat geantwortet, die EU wird nicht zufrieden sein. Das Thema ist

noch lange nicht zu Ende und nur die Spitze eines Eisbergs.

Unter dem Mantel von Freizügigkeit, Wettbewerbsfreiheit, Verbraucherschutz und Wirtschaftswachs-

tum wird an den Grundfesten unserer Wirtschaftsstruktur in Deutschland gesägt. Der Wirtschafts -

motor in Deutschland ist der Mittelstand und darin inbegriffen sind auch die Freien Berufe. Diese Struk-

tur hat Deutschland besser als alle anderen Nationen der EU in der Krise nach 2008 bestehen lassen.

Zumindest in Sonntagsreden betonen das auch die Politik und an ihrer Spitze Bundeskanzlerin Angela

Merkel gerne. Die Frage ist aber, wie sich die Politik dazu positioniert, wenn es hart auf hart kommt.

Die anderen EU-Staaten kennen Mittelstand und Freie Berufe gar nicht oder nur rudimentär. Die 

Leistungsbreite und -tiefe im Dienstleistungssektor allgemein und bei den selbstständigen mittel -

ständischen Ingenieurberufen insbesondere sind hierzulande völlig anders und mit denen in den meisten 

unserer Nachbarländer nicht zu vergleichen.
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Dipl.-Ing. Michael Zurhorst
BDVI-Präsident
zurhorst@bdvi.de

Qualität in der Bauplanung ist in den überwiegenden Fällen nicht
nor miert. Schon die Qualifikationsvoraussetzung für selbstständig ar-
beitende Ingenieure ist heute nicht mehr eindeutig aufgrund der di-
versifizierten Bachelor- und Masterstudiengänge, deren Inhalte nicht
mehr dem ehemaligen Bauingenieurstudium entsprechen. Bei den In-
genieurgesetzen der Länder ist es sogar ein Streitpunkt, ob die Aus-
bildung überhaupt mehrheitlich Ingenieurinhalte aufweisen muss.
Bauplanungsleistungen können heute an vielen Stellen von jeder-
mann erbracht werden, speziell auch in der Vermessung. Zudem exis -
tiert in den überwiegenden Fällen von kleinen und mittleren Baumaß -
nahmen eine Wissensasymmetrie zwischen Auftraggeber und Auf-
tragnehmer: Der Auf trag nehmer weiß in der Regel nicht, was er genau
benötigt. Die Qualität der Leistung kann er kaum beurteilen. Mangeln -
de Quali tät wird oft nicht erkannt, denn ob das Gebäude an ge neh -
migter Stelle steht, wird nicht durchgehend geprüft. Und wenn ein
Fehler auffällt, treten Fragen auf, ob der Auftragnehmer überhaupt
noch zu Rechenschaft zu ziehen ist oder gar eine Haft pflichtver siche -
rung hat. Haft pflichtversicherungen sind jedenfalls nur bei Bauinge-
nieuren Pflicht, die kammerorganisiert sind. Ohne angemessenen Min-
destpreis werden quali ta tiv minderwertige Leistungen auch von Nicht -
experten angeboten, erbracht und zu Niedrigstpreisen abgerechnet,
die Ex per ten mit Qualitätsstandards und Haftpflichtversicherung nicht
an bieten können. Der Preiswettbewerb grenzt Experten aus. 

In der jetzigen Phase unverbindlicher Regelungen für die Vermessung
ist bereits ein Trend zu erkennen, dass auch Experten versuchen, die
Niedrigpreise mitzugehen. Das geht zulasten der Qualität mit ent spre -
 chenden – teilweise bewusst in Kauf genommenen – Haftungsrisiken.
Die Fälle des tatsächlichen Haftungseintritts häufen sich, was nach
Einschätzung einiger Versicherer mittelfristig zu höheren Versiche rungs -
prämien und auch zur Nichtversicherbarkeit einiger Büros führen wird.
Diese Entwicklung ist sicher nicht im Interesse des Verbraucherschut -
zes. Mit festgelegten Mindestpreisen hingegen können qualitätsbe-
wusste Experten den Verbraucher überzeugen, dass er gewisse Leis-
tungen genau in dem für ihn richtigen Quali täts standard bekommt.
Im Preiswettbewerb bekommt er nicht einmal die Chance dazu. 

EIN BEISPIEL: Die Absteckung eines Gebäudes ist nach Vergabe- und
Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) Aufgabe des Bauherrn, nicht
des Architekten oder Unternehmers. Der Bauherr fragt daher, wer ihm
diese Leistung möglichst günstig anbietet. Günstig mit wenig Auf -
wand geht das, indem man sich vom Bauherrn einfach einen Bau-
plan unterschreiben lässt, nach dem man abstecken soll. Damit muss
der Auftragnehmer nicht prüfen, ob der Plan in sich konsistent ist,
der Baugenehmigung entspricht und/oder bauordnungsrechtliche
Vorschriften einhält. Lässt man sich dann noch bestätigen, dass die
Grenzen des Grundstückes in Ordnung sind, ist die Absteckung leicht. 

Eine qualitätsgesicherte Absteckung sieht aber anders aus: Die Iden-
tität des Absteckungsplanes mit der Baugenehmigung wird geprüft,
ebenso die Konsistenz der Planung mit Überprüfung aller Maßket-
ten. Bei nicht genehmigungspflichtigen Bauten (in der Regel Wohn-

häuser) wird auch die Einhaltung des Baurechts (z. B. Grenz-
abstände) geprüft. Vor Ort wird die Übereinstimmung der ört -
lichen Grenze mit dem Katasternachweis festgestellt und dann
das Gebäude mit rechtmäßigem Grenzabstand abgesteckt. Die
Absteckung selbst erfolgt nach DIN 18710-3. Mit Wegfall der
früheren Bauabnahme wird die Einhaltung der Vorschriften an
keiner Stelle mehr geprüft. Eventuelle Probleme tauchen oft
erst auf, wenn der Nachbar auch baut und Abstände nicht ein -
gehalten wurden. Der Bauherr merkt davon jedenfalls zunächst
nichts und hat auch keine Prüfmöglichkeit. 

DENN: EINE VERMESSUNG LÄSST SICH ABSCHLIESSEND
NUR PRÜFEN, WENN MAN SIE WIEDERHOLT!

In der Kurzfassung bedeutet das: Mindestpreise alleine ga ran -
tieren keine Qualität, aber ohne Mindestpreise kann keine Quali -
tät gehalten werden.

Rechtlich zusammengefasst hat das der Bundesgerichtshof im
Urteil VII ZR 164/13 vom 24. April 2014: »Die Mindestsätze sol -
len insbesondere dazu dienen, den vom Gesetzgeber gewoll -
ten Qua litätswett bewerb zu fördern und einen ungezügelten,
rui nösen Preiswett bewerb zu unterbinden, der die wirtschaft -
liche Situation der Architekten und Ingenieure und damit auch 
die Qualität der Planung und die unabhängige Stellung des 
Pla ners zwischen Bauherr und Unternehmer beeinträchtigen
würde.« 

Dazu auch das Bundesverfassungsgericht (BauR 2005, 1946,
1948 = NZBau 2006, 121): »Die Sicherung und Verbesserung der
Qualität der Tätigkeit eines Architekten stellt ein legitimes ge -
setzgeberisches Ziel dar. Zu seiner Herbeiführung sind ver bind -
liche Mindesthonorarsätze geeignet, da sie den Architekten jen-
seits von Preiskonkurrenz den Freiraum schaffen, hoch wertige
Arbeit zu erbringen, die sich im Leistungswettbewerb der Ar-
chitekten bewähren muss. Für Ingenieure gilt Ent spre chen des.«

Die nachfolgenden Artikel nehmen wir deshalb dankend auf,
sie zeigen die teils konträren Meinungen zu diesem essenziell
wichtigen Thema auf. Und sie geben uns Anlass, mit den poli-
tisch Verantwortlichen in die Diskussion zu kommen. Denn ei -
nige der dort vertretenen Thesen fordern geradezu dazu auf,
weitere Gespräche folgen zu lassen.
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D ie Europäische Kommission hat ein Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik

Deutschland eingeleitet, weil sie die verbindlichen Mindestpreise in der Honorarordnung

für Architekten und Ingenieure (HOAI) und auch die Mindesthonorare für Leistungen der Steuer-

beraterinnen und Steuerberater für nicht vereinbar mit der EU-Dienstleistungsrichtlinie hält. Der

Hintergrund ist einfach nachzuvollziehen: In der EU gibt es mehr als 5.000 Regelungen, die den

Wettbewerb teils erheblich einschränken. Dies reicht vom slowenischen Skilehrer, der in Öster -

reich keinen Skiunterricht erteilen darf, bis zum Architekten, der sich strikt an die (nationale)

Mindesthonorarregelung halten muss. Dazu hat die Kommission im Rahmen des Europäischen

Semesters in den länderspezifischen Empfehlungen an die Bundesrepublik die Bundesregierung

aufgefordert, dass sie »ehrgeizigere Maßnahmen ergreift, um den Wettbewerb im Dienstleistungs -

sektor, insbesondere bei den freiberuflichen Dienstleistungen, zu beleben, indem ungerecht fertigte

Beschränkungen wie Vorgaben für die Rechtsform und die Beteiligung am Gesellschafts kapital

sowie feste Tarife abgeschafft werden«.

Vertragsverletzungsverfahren 

gegen Mindesthonorarordnungen –

notwendige Veränderungen als

Chance begreifen
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Für die betroffenen Berufsgruppen ist dieser Zustand der Rechts -
unsicherheit eine große Bürde. Dem Ziel einer klaren markt wirt -
schaftlichen Ausrichtung kann und sollte sich aber niemand
verschließen. Insofern besteht durch das eingeleitete Vertrags -
verletzungsverfahren auch die Möglichkeit, dass nicht nur
Rechts sicherheit geschaffen wird, sondern auch faire Wettbe -
werbsbedingungen gestärkt werden.

Mindesthonorare für Selbstständige werden – genauso wie 
Zulassungsvoraussetzungen – als Garant für Qualität und Ver-
braucherschutz verteidigt. Das ist im Prinzip richtig, aber genau
hier muss auch die Arbeit ansetzen, damit gleichzeitig faire Wett -
 bewerbsbedingungen gewährleistet werden können. 

Das fängt bei der Transparenz der Kammern an, die Qualitäts -
maß stäbe festlegen und die Selbstverwaltung der Freien Berufe
organisieren. Und die sich stärker einer unabhängigen Kontrolle
und Aufsicht stellen müssen. Hier müssen Verbraucher mit kla -
ren Rechten eingebunden sein. Das gilt gleichermaßen für die
Transparenz der Leistungsberechnung: Nur dann, wenn der Ver-
braucher klar und unmissverständlich ein Angebot verstehen
und bewerten kann, kann sich Wettbewerb ausbilden. 

Da helfen keine bürokratischen Vorgaben des Staates, die re -
gelmäßig im Erfordernis einer Unterschrift unter einem mehr-
seitigen Papier enden, die am Ende den Verbraucher aber nicht
informieren, sondern ihm die Rechte zum Einspruch nehmen,
wenn etwas schiefläuft. Hier müssen die Berufsstände offen für
mehr Verbraucherschutz sein. 

Alle Länder in der EU berufen sich auf die jeweils hohe Quali -
tät ihrer Berufsstände, ob der Skilehrer in Österreich oder der
Architekt in Deutschland. Aber Qualität wird in erster Linie durch
eine gute Ausbildung sichergestellt und durch hohe Qualität
werden Wettbewerbsvorteile erzielt, die für Selbstständige min-
destens so positiv wirken wie Mindesthonorare. Also muss es da -
rauf ankommen, genau diese Qualität unter Beweis zu stellen. 

Vor diesem Hintergrund muss und können die Debatte über die
Transparenzinitiative der Europäischen Kommission und auch
die Debatte über das eingeleitete Vertragsverletzungsverfahren
der Kommission dazu genutzt werden, mehr Transparenz der
Leistungen, der qualitätssichernden Maßnahmen und damit ei -
ne Stärkung des Wettbewerbs zu bewirken. 

Auch die EU wird anerkennen müssen, dass es nicht zu Dumping -
angeboten kommen darf, die am Ende den Verbraucherinnen
und Verbrauchern mehr schaden als helfen. Die Marktent wick -
lung auf dem Telekommunikationsmarkt ist ein abschreckendes
Beispiel – da ist auch nicht für Geld und gute Worte guter Ser-
vice zu erhalten. Um das zu verhindern, sind aber die Berufs -
stände und auch Kammern gefragt. 

Bevor es zu einem Verbot der Honorarordnung kommt, sollten
sich die Praxen und Büros der betroffenen Freiberufler auf das
Wesentliche konzentrieren: das Angebot einer guten Dienst -
leistung. Letztlich ist die Qualität der eigenen Arbeit der aus -
schlaggebende Erfolgsfaktor für Freiberufler wie für Unter neh -
men. Er steht anders als das EU-Verfahren oder andere politi -
sche Prozesse im eigenen Einflussbereich. Gute Arbeit wird stets
angemessen honoriert und kaum ein Land wird so um seine In-
genieure beneidet wie die Bundesrepublik. Auch die Qualität
anderer freiberuflicher Leistungen ist auf einem sehr hohen
Niveau. Insofern sollten die Berufsstände weder die nationale
noch die internationale Konkurrenz scheuen. 

Dr. Thomas Gambke, MdB
Mittelstandsbeauftragter Bundestags-
fraktion Bündnis 90/Die Grünen
thomas.gambke@bundestag.de
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Im Dezember 2011 hat die Europäische Kommission (KOM) einen Vorschlag zur Modernisierung

der Richtlinie über die Anerkennung von Berufsqualifikationen vorgelegt. Die Umsetzung in

nationales Recht muss bis Januar 2016 erfolgen. Die Verpflichtung ergibt sich aus Art. 59 der

Berufs anerkennungsrichtlinie. Mithilfe eines Aktionsplans wird eine neue Strategie zur Weiter -

ent wick lung des europäischen Binnenmarktes gefordert. Genau hierzu dient die sogenannte

Transparenz initiative. Die CDU/CSU-Fraktion begleitet diesen Prozess von Anfang an. Unser Ziel

ist es, aktiv die Bundesregierung in ihren Verhandlungen mit Brüssel zu unterstützen, damit sinn -

volle und wichtige Regelungen im Handwerk und den Freien Berufen erhalten bleiben. Daraus re-

sultieren u. a. mehrere Anträge zum Thema, der jüngste mit dem Titel »Transparenzinitiative der

Europäischen Kommission mitgestalten – Bewährte Standards im Handwerk und in den Freien

Berufen  erhalten« (Drucksache 18/5217).

Transparenzinitiative der 

Europäischen Kommission –

bewährte Standards in 

den Freien Berufen erhalten

ASTRID GROTELÜSCHEN | BERLIN
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Die Transparenzinitiative betrifft in erster Linie die Berufszu -
gangs regulierung und die Berufsausübungsregelungen. Die KOM
führt seit Oktober 2013 eine Evaluierung der nationalen Regle -
mentierungen in ausgewählten Berufen durch. Es ist zu prüfen,
ob die Regulierung nicht diskriminierend, erforderlich und an -
gemessen ist. Insbesondere Berufe des folgenden Clusters wer-
den hierbei betrachtet: Business Services, Construction, Manu -
facturing, Real Estate, Transport, Wholesale & Retail. Aus diesem
Cluster hat die KOM einige für die deutsche Wirtschaft zen-
trale Freie Berufe ausgewählt, so z. B. die Ingenieure. Wird aus
Brüsseler Sicht ein Verstoß gegen europäisches Recht festge -
stellt, gilt als letztes Mittel die Einleitung eines Vertragsverlet-
zungsverfahrens. So ist im Juni 2015 eines gegen Deutschland
eingeleitet worden, um insbesondere zu klären, ob die deutschen
Mindest- und/oder Höchstpreise bei Ingenieuren abgeschafft
werden können. Die KOM vertritt die Position, dass diese eine
Behinderung der Niederlassungsfreiheit darstellen. Denn Dienst -
leister – so Brüssel – sollen nicht nur über die Qualität, sondern
auch über den Preis miteinander konkurrieren können. Insge-
samt sind die relevanten Bestimmungen bei den §§ 1, 3, 7, 44,
52 und 56 der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure
(HOAI) betroffen. Federführend für das Vertragsverletzungs -
verfahren und zuständig für die HOAI ist das Bundesministe -
rium für Wirtschaft und Energie. Deutschland hat die Gebüh -
ren ordnungen in erster Linie unter den Gesichtspunkten der
Sicherung eines auskömmlichen Einkommens der Berufsträger
(insbesondere kleinerer Büros) sowie der Qualitätssicherung und
des Verbraucherschutzes verteidigt. Doch Brüssel hält dagegen.
Hier bestreitet man einen Zusammenhang zwischen der Qua -
lität der erbrachten Leistungen und der Höhe der in Rechnung
ge stellten Gebühren. 

Aktueller Status quo ist, dass die Bundesregierung Brüssel im
September geantwortet hat. Eine sogenannte »Begründete Stel-
lungnahme« der KOM wird in Kürze erwartet und damit die 
zwei te Stufe des Vertragsverletzungsverfahrens eingeleitet.

Für mich und meine Fraktion ist klar: Grundsätzlich ist die Ab-
sicht der Kommission zu begrüßen, den Binnenmarkt zu stärken
und die Mobilität der Arbeitnehmer zu erleichtern. Aus deut -
scher Sicht ist jedoch gleichzeitig hervorzuheben, dass nur eine
gute Qualität der Dienstleistungen den Binnenmarkt und die
Innovationsstärke Europas wirklich unterstützen kann. Hier ist
der Verbraucherschutz das entscheidende Kriterium für die Ak -
zeptanz europäischer Regelungen bei den Bürgern. Deutschland
verschließt sich bei der Transparenzinitiative nicht einer ver -
nünftig gestalteten Modernisierung, einer Libera lisie rung, die
das Gemeinwohl im Blick hat. Aber unsere bewährten Standards
müssen in einem zukunftsfesten europäi schen Binnenmarkt er-
halten bleiben. Eine tief greifende Schwächung an den falschen
Stellen ist für mich daher nicht hinnehmbar. Wenn also in Brüs-
sel nach wie vor Deregulierungspotenziale identifiziert werden,

gilt es aufzupassen. Denn den globalen Wett bewerb berücksich -
tigend, darf sich Europa nicht ausschließlich in einem Preiswett -
bewerb verzetteln, sondern muss seine Chan cen in einem Wett -
bewerb um die beste Qualität erkennen!

Und um es auf den Punkt zu bringen: Es kann nicht sein, dass die
EU-Kommission die existierenden unterschiedlichen Re gu lie -
rungs konzepte per se als Hindernis für die Vollendung des eu -
ropäischen Binnenmarktes darstellt. Qualifikationsge bun de ne
Berufszugangsregeln sind kein Wettbewerbshindernis. Viel mehr
sind sie Voraussetzung für ein nachhaltiges Wirtschafts wachs -
tum, ein qualitätssicherndes Unternehmertum und auch der
Garant für ein hohes Ausbildungsniveau. Kosten- und Ho norar -
ordnungen stellen dabei eine am Gemeinwohl orientierte Leis-
tungserbringung dar und verhindern einen ruinösen Preis wett -
bewerb auf Kosten der Qualität. Mein Fazit beim Thema Trans-
parenzinitiative lautet ganz klar: EU-Recht darf die Standards
des deutschen Mittelstands nicht gefährden.

ASTRID GROTELÜSCHEN 
MdB

Jahrgang 1964 
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D ie Europäische Kommission versucht zurzeit sehr aktiv auf verschiedenen Wegen den Dienst -

leistungssektor zu deregulieren. Im Sommer hat sie ein Vorverfahren zum Vertragsver -

letzungsverfahren gegen Deutschland, Österreich, Polen und Spanien eingeleitet. Zeitgleich läuft

noch bis Januar nächsten Jahres die sogenannte Transparenzinitiative. In deren Rahmen über-

prüfen die europäischen Mitgliedstaaten ihre Berufszulassungsregeln gegenseitig auf mögliche

unverhältnismäßige oder diskriminierende Regeln. Von beiden Verfahren könnten die Freien Berufe

in besonderem Maße betroffen sein. 

Bewährte Standards 

hinsichtlich der 

Freien Berufe erhalten 

SABINE POSCHMANN | BERLIN

Das Vertragsverletzungsverfahren wird von der Überzeugung
des EU-Kommissionspräsidenten Juncker geleitet, die letzten
»Barrieren« auf dem Markt für Dienstleistungen abzuschaffen.
Die EU-Kommission kritisiert im Zuge dessen die verbindlichen
Vergütungssätze für Architekten und Ingenieure, also die HOAI,
sowie für die Steuerberater. Die Kommission sieht durch die
HOAI sowohl die Dienstleistungsrichtlinie als auch die im Lissa -
bon-Vertrag niedergelegte Niederlassungsfreiheit in schwer-
wie gender Weise beeinträchtigt. Sie geht davon aus, dass Archi -
tekten und Ingenieure aus dem EU-Ausland davon abgehalten

werden, sich in Deutschland niederzulassen, weil ihnen die Mög -
lichkeit genommen werde, über den Preis miteinander zu kon -
kurrieren. 

Ich habe daher ein Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes
des Deutschen Bundestages bezüglich der HOAI-Problematik
an gefordert. Dieses kommt zu dem Schluss, dass nicht geklärt
ist, ob ein Verstoß gegen die Niederlassungsfreiheit besteht. Bis-
lang gebe es keine eindeutige Rechtsprechung des Europäischen
Ge richtshofes (EuGH) zu einem Verstoß: Einerseits wurden un -
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ter schied li che Mehrwertsteuersätze in der Vergangenheit nicht
als Be schrän kung angesehen. Andererseits hat der EuGH ein
Zinsverbot auf bestimme Bankguthaben als Verstoß gegen die
Niederlassungsfreiheit angesehen.

Da die Niederlassungsfreiheit der Dienstleistungsrichtlinie recht -
lich vorgelagert ist, müsste aber zunächst geklärt werden, ob
ein Verstoß gegen die Niederlassungsfreiheit vorliegt, bevor in
einem nächsten Schritt geprüft wird, inwiefern die HOAI gegen
die Dienstleistungsrichtlinie verstößt. Die EU-Kommission setzt
allerdings den Verstoß voraus und geht gleich zur weiteren Prü-
fung über. Diese Vorgehensweise kritisiert der Wissenschaftliche
Dienst. 

Es ist allerdings fraglich, ob die EU-Kommission dieser Argumen -
tation folgen wird. Letztendlich müsste der EuGH entscheiden,
ob ein Verstoß gegen die Niederlassungs freiheit vorliegt. Bevor
dies allerdings geschieht, wird sich die Diskussion eher weiter
um die Beschränkung der Dienstleistungs richtlinie drehen. Die
Richtlinie besagt, dass die HOAI gerechtfertigt wäre, wenn sie
nicht diskriminierend, erforderlich und verhältnismäßig wäre.
Die HOAI ist nicht diskriminierend. 

Die ser Punkt wurde bereits bei der Novelle der HOAI 2009 geän-
dert. Aus Sicht der Kommission liegt allerdings ein Verstoß gegen
die Gebote der Erforderlichkeit und der Verhältnismäßigkeit vor. 

Erforderlich sind Maßnahmen, wenn sie durch einen zwingen-
den Grund dem Allgemeininteresse dienen. Meiner Meinung nach
erfüllt die HOAI dies, indem sie Verbraucher schützt und eine
hohe Qualität der Dienstleistung gewährleistet. Die EU-Kommis -
sion rät allerdings, sich an anderen EU-Ländern zu orientieren,
die auch ohne feste Tarife diese Ansprüche erfüllen würden. 

Für mich klingt das eher nach einer Abwärtsspirale bei Standards
und Preisen. Nur weil einige EU-Länder weniger strenge Vor -
schrif ten als Deutschland haben, bedeutet das nicht zwangsläu-
fig, dass unsere Vorschriften nicht EU-konform und weniger
erforderlich sind. Mindesthonorarsätze erhöhen maßgeblich die
Wahrscheinlichkeit, dass qualitätsvolle Arbeit geleistet wird. Be -
sonders vor dem Hintergrund des vorherrschenden großen An -
gebots an Architekten am Markt wäre ohne HOAI ein folgen-
schwerer Preisverfall wahrscheinlich. 

Darüber hinaus kritisiert die EU-Kommission, dass die Verhält-
nismäßigkeit nicht erfüllt sei. Es gebe andere Maßnahmen, mit
denen die Ziele der HOAI erreicht werden könnten, die aller dings
weniger beschränkend wirken würden. Sie nennt z. B. striktere
Auswahlkriterien beim Berufszugang oder strengere Berufs aus -
übungsregelungen. Diese Vorschläge überraschen, denn im Rah-
men der Transparenzinitiative sollen gerade diese Zugangs rege -
lungen harmonisiert und Restriktionen abgebaut werden. Und

SABINE POSCHMANN 
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auch in ihrer neuen Binnenmarktstrategie kün digt die Kommis -
sion Maßnahmen zur Modernisierung von Berufsreglemen tie -
rungen an. 

Als Mittelstandsbeauftragte weiß ich um die Bedeutung der
Freien Berufe für Deutschland. Sie sind eine wichtige Säule un-
seres selbstständigen Mittelstandes und unserer Gesellschaft.
Mit ihren vielfältigen Berufsbildern stehen sie für eine Kultur
von Unternehmertum, gesellschaftlicher Verantwortung und
Leistungsbereitschaft. Sie stehen für Innovation und Wachstum
so wie für Arbeits- und Ausbildungsplätze. 

Die SPD-Bundestagsfraktion steht aus diesen Gründen hinter den
Freien Berufen und setzt sich u. a. für den Erhalt der HOAI ein.
Diese Position haben wir im Sommer in einem Koali tions antrag
erneut zum Ausdruck gebracht. Ich halte es mit der HOAI wie
mit dem Meisterbrief. Harmonisierungen zwischen den EU-Län-
dern sind richtig und wichtig. Aber es gibt Grenzen. Wir sollten
hier nicht den gleichen Fehler machen wie bei der Hand werks -
novelle 2004 und bewährte Standards opfern, ohne dass sie aus-
reichend begründet sind. Denn auch hier mussten wir lernen,
dass Deregulierung nicht per se zu höherem Wachstum und Be -
schäftigung führt. 



Die Zahl der Aufteilungen von Wohnungsbeständen nach dem Wohnungseigentums gesetz

(WEG) in bestimmten von Zuzug geprägten deutschen Großstädten nimmt derzeit stark

zu. Auch bei einer zu befürchtenden Gentrifizierung von Stadtteilen haben die Gemeinden tat-

sächlich nur sehr begrenzte Möglichkeiten, diese Entwicklung zu bremsen (Umwandlungs -

verordnungen in Milieuschutzsatzungsgebieten, § 172 Abs. 1 Satz 4 BauGB). In der Folge  besteht

hoher Bedarf an Dienstleistungen und Beratung im Zusammenhang mit der Aufteilung von

Grundstücken nach dem WEG von der Erstellung des Aufteilungsplans bis zur Festlegung der

Miteigentumsanteile. Hier richtet sich der fragende Blick der Aufteiler und der Notariate auch

auf die Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure. In diesem Beitrag wird ein Modell zur

Festlegung der Miteigentumsanteile vorgestellt, das die bislang übliche und insbesondere bei

sehr unterschiedlichen Nutzungen der Sondereigentume in einer Anlage nicht sachgerechte

Festlegung allein nach Wohn-/Nutzflächen ersetzen soll.

Zur Festlegung 
der Miteigentumsanteile in
Wohnungseigentumsanlagen
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1 | AUSGANGSLAGE

Das Wohnungseigentumsgesetz (WEG) |1| enthält keine Vor-
gaben über das Verhältnis der Miteigentumsanteile zum Wert
des eingeräumten Sondereigentums. Dementsprechend sind 
die Beteiligten bei der Begründung von Wohnungseigentum
grundsätzlich rechtlich frei, die Größe dieser Anteile  festzulegen
|2|. 

Die Miteigentumsanteile können also grundsätzlich nicht »falsch«
verteilt werden; rechtlich relevant ist nur, dass jeder Sonder -
eigentumseinheit ein Miteigentumsanteil am Gemeinschafts -
eigentum zugewiesen wird |3|. 

Allerdings kann dann, wenn wegen außergewöhnlicher Um-
stände ein Festhalten an der bisherigen Verteilung grob unbil-
lig wäre, ein Anspruch des einzelnen Wohnungseigentümers auf
Änderung der Miteigentumsanteile bestehen; als Anpassungs -
anspruch kommt die neu eingeführte, an den Miteigentums -
anteilen orientierte anteilige Außenhaftung gemäß § 10 Abs. 8
WEG in Betracht |4|. 

Da die Aufteilung heute weit überwiegend durch einen Bau -
trä ger (gemäß § 8 WEG) und nicht entsprechend der gesetz -
lichen Grundnorm durch Vereinbarung der Miteigentümer (ge -
mäß § 3 WEG) durchgeführt wird, besteht die Gefahr, dass die
Festlegung der Miteigentumsanteile oberflächlich, d. h. ohne
Beachtung gegebenenfalls großer Unterschiede der Sonder -
eigentume hinsichtlich ihres Nutzwertes einerseits und hin-
sichtlich der Belastung mit inner- und außergemeinschaftlichen
Kosten andererseits, erfolgt. Als außergemeinschaftliche Kosten
in diesem Sinn sind beispielsweise Erschließungsbeiträge oder
Ausgleichsbeiträge zu verstehen, die bei Wohnungs- und Teil -
eigentum nach dem Miteigentumsanteil erhoben werden (§ 134
Abs. 1 bzw. § 154 Abs. 1 BauGB).

Überwiegend erfolgt heute die Festlegung der Miteigentums -
anteile nach dem Verhältnis der Wohn-/Nutzflächen. Dies ist
bei nahezu gleichartigen genutzten Sondereigentumen sicher-
lich nicht zu beanstanden, führt aber bei sehr unterschiedlichen
Nutzungsausprägungen innerhalb einer Anlage, beispielsweise
bei einer Mischung aus Wohnen, Gewerbe und Garagen, ganz
offensichtlich zu einem schiefen Bild. Die in der Praxis für solche
heterogenen Anlagen im Einzelnen getroffenen Anteilsfestle-
gungen divergieren stark und sind nicht nachvollziehbar.

Dass »noch einfachere« Festlegungen, insbesondere eine Bestim -
mung der Miteigentumsanteile nach Einheiten (sogenanntes
Objektprinzip), in aller Regel (bei nicht gleich großen, gleich -
artigen Einheiten) bei wirtschaftlicher Betrachtung zu noch un-
gerechteren Ergebnissen führen und sich daher eigentlich von
selbst verbieten, wird nur der Vollständigkeit halber erwähnt.

2  |  MODELLANSATZ

Jedem Wohnungseigentümer gebührt ein seinem Miteigen -
tums anteil entsprechender Bruchteil der Nutzungen des ge -
meinschaftlichen Eigentums (§ 16 Abs. 1 WEG). Die Lasten des
ge meinschaftlichen Eigentums sowie die Kosten der Instand-
haltung, Instandsetzung, sonstigen Verwaltung und eines ge -
meinschaftlichen Gebrauchs des gemeinschaftlichen Eigentums
sind nach diesem Miteigentumsanteil zu tragen (§ 16 Abs. 2
WEG). Hinsichtlich der Betriebs- und Verwaltungskosten kön-
nen die Wohnungseigentümer durch Stimmenmehrheit Abwei -
chungen beschließen (§ 16 Abs. 3 WEG); insoweit besteht  hier
keine Notwendigkeit, die Miteigentumsanteile nach diesbe züg -
lichen Kriterien zu orientieren. Anders ist dies bezüglich der lau -
fenden Maßnahmen der Instandhaltung und Instandsetzung,
denn dafür besteht keine Beschlusskompetenz der Wohnungs -
eigentümer |5| (§ 16 Abs. 4 WEG). 

Eine ganz genaue Bestimmung der Miteigentumsanteile nach
der Wohn-/Nutzfläche ist jedenfalls bei gemischt genutzten Ob-
jekten (Wohnen/Gewerbe) schon aufgrund der definitorischen
Unterschiede und Unschärfen |6| zwischen und innerhalb der
jeweils anwendbaren und zudem teilweise nicht obligato ri schen
Berechnungsvorschriften (Wohnflächenverordnung, gegebenen -
falls II. Berechnungsverordnung [BV], DIN 277, gif-Empfehlun-
gen MF-B, MF-H) ohnehin nicht möglich.

Dennoch muss die Wohn-/Nutzfläche als weitgehend objektiv
feststellbare Größe die Ausgangsbasis für die Festlegung der
Miteigentumsanteile sein. Bei heterogen genutzten Wohnungs -
eigentumsanlagen reicht die Wohn-/Nutzfläche als alleiniges
Kriterium aber nicht aus. Hier ist ein Modell aus mehreren Pa-
rametern zu bevorzugen. Dabei dürften ausgehend von den in
Abschnitt 1 genannten Grundsätzen – entsprechend den nicht
abdingbaren Anwendungsfällen der Miteigentumsanteile in-
nerhalb und außerhalb der Gemeinschaft – zwei Kriterien zen-
trale Bedeutung haben:

1 |  der Wert des Sondereigentums 
(in Euro/m² Wohn-/Nutzfläche) 

2 | die Höhe der laufenden Instandhaltungskosten 
(in Euro/m² Wohn-/Nutzfläche)

Welcher dieser Parameter für eine Wohnungseigentumsanlage
höhere Bedeutung hat, ist im Einzelfall und unter Berücksichti -
gung der (geplanten) Teilungserklärung/Gemeinschaftsordnung
zu entscheiden. 

Da sich die Höhe und die Bedeutung der Parameter allgemein
konjunkturell und im Lebenszyklus der Bebauung ändern kön-
nen, sollten kurzfristige Ausschläge unberücksichtigt bleiben.
Wichtig ist die Bemessung der Ansätze für alle Sondereigen-
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Die Kosten der laufenden Instandhaltung sind nach Erfah rungs -
 werten in Ansatz zu bringen. Dabei sind die Kosten ansätze nach
§ 28 II. BV zu hoch, denn hier geht es nur um den Anteil der
Instandhaltungskosten, der auf das Gemeinschaftseigentum
ent fällt (und nicht den Anteil, der auf das Sonder eigentum ent-
fällt). Idealerweise können bei Neubauten Ansätze aus dem 
Ent wurf des ersten Wirtschaftsplans verwendet werden (siehe
Tabelle).

Es zeigt sich, dass sowohl die wertmäßige als auch die an den
laufenden Instandhaltungskosten orientierte Betrachtung teil-
weise deutlich von dem reinen Flächenanteil abweichende Er -
gebnisse bringt. Die Abweichungen von den Flächenanteilen
zeigen überwiegend, aber nicht durchgängig gleichgerichtete
Tendenzen. 

Zwischenanmerkung:
Diese Effekte verdeutlichen die Notwendigkeit, dass der in der
Teilungserklärung festzulegende Miteigentumsanteil möglichst
unter wertender Berücksichtigung der verschiedenen Ereignisse,
bei denen er wirtschaftlich zum Tragen kommt, bestimmt wird.
Seine gesetzlich bestimmte Multifunktionalität bringt es mit sich,
dass es einen in jeder Hinsicht perfekten Ansatz nicht geben kann.

tume an ein und demselben Stichtag. Bei den Ansätzen sollten
außerdem Einflüsse, die der einzelne Wohnungs-/Teileigentü -
mer selbst beeinflussen kann (Eigennutzung oder Vermietung,
vernachlässigte Instandhaltung oder Topzustand des Sonder -
eigentums), außen vor bleiben. Sind solche Umstände bei der
Umwandlung bestehender Gebäude vorhanden, sind sie bei der
Kaufpreisgestaltung zu berücksichtigen.

3 |  BEISPIEL

Das nachfolgende Beispiel bezieht sich auf ein aufzuteilendes
Grundstück mit einem Wohn- und Geschäftshaus und fünf Ga -
ragen. Die Bestimmung der Miteigentumsanteile (MEA) erfolgt
nach den beiden in Abschnitt 2 beschriebenen Parametern.

Die Ansätze für die Werte der Sondereigentume entsprechen
den jeweiligen Werten von Wohnungs- und Teileigentum in ver-
gleichbaren Lagen (hier für einen Neubau). Solche Werte  kön nen
in der Regel den Grundstücksmarktberichten der Gut ach ter -
 ausschüsse für Grundstückswerte entnommen werden. Bei Neu -
bauten können gegebenenfalls auch die Angaben in der Kauf -
preis liste des Bauträgers verwendet werden. 

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

EG Laden

1. OG Whg.

1. OG Whg.

2. OG Whg.

2. OG Whg.

DG Whg.

GA

GA

GA

GA

GA

Fläche
150 m2

80 m2

80 m2

80 m2

80 m2

160 m2

20 m2

20 m2

20 m2

20 m2

20 m2

730 m2

Anteil
20,60 %

11,00 %

11,00 %

11,00 %

11,00 %

21,90 %

2,7 %

2,7 %

2,7 %

2,7 %

2,7 %

100,00 %

Wert (E )
450.000,00 

(3.000,00/m2)
280.000,00

(3.500,00/m2)
280.000,00

(3.500,00/m2)
280.000,00

(3.500,00/m2)
280.000,00

(3.500,00/m2)
640.000,00

(4.000,00/m2)
16.000,00 

(800,00/m2)
16.000,00 

(800,00/m2)
16.000,00 

(800,00/m2)
16.000,00 

(800,00/m2)
16.000,00 

(800,00/m2)

2.290.000,00

Anteil
19,70 %

12,20 %

12,20 %

12,20 %

12,20 %

28,00 %

0,70 %

0,70 %

0,70 %

0,70 %

0,70 %

100,00 %

Gewicht
50 %

50 %

50 %

50 %

50 %

50 %

50 %

50 %

50 %

50 %

50 %

lfd. Kosten (E)
450,00 

(3,00/m2)
240,00

(3,00/m2)
240,00

(3,00/m2)
240,00

(3,00/m2)
240,00

(3,00/m2)
480,00

(3,00/m2)
40,00

(2,00/m2)
40,00

(2,00/m2)
40,00

(2,00/m2)
40,00

(2,00/m2)
40,00

(2,00/m2)

2.090,00

Anteil
21,50 %

11,50 %

11,50 %

11,50 %

11,50 %

23,00 %

1,90 %

1,90 %

1,90 %

1,90 %

1,90 %

100,00 %

Gewicht
50 %

50 %

50 %

50 %

50 %

50 %

50 %

50 %

50 %

50 %

50 %

MEA
20,70 %

11,80 %

11,80 %

11,80 %

11,80 %

25,60 %

1,30 %

1,30 %

1,30 %

1,30 %

1,30 %

100,00 %

AUSGANGSBASIS WERTE DER SONDEREIGENTUME KOSTEN DER LFD. INSTANDHALTUNG
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Der Miteigentumsanteil wird sodann als gewichtetes Anteils -
mittel nach den beiden gewählten Parametern berechnet. Im
Beispiel werden die Wertanteile und die Anteile an den laufen -
den Instandhaltungskosten gleich gewichtet (jeweils 50 %). An-
dere Gewichtungen sind fallabhängig denkbar. 

4 |  FAZIT UND AUSBLICK

Das vorgestellte Modell zur Festlegung von Miteigentumsantei -
len in Wohnungseigentumsanlagen soll Unzulänglichkeiten der
bisherigen, überwiegend allein an der Wohn-/Nutzfläche orien -
tierten und bei inhomogenen Nutzungen uneinheitlichen Pra -
xis beseitigen helfen. Ausgehend von einer Sensibilisierung für
die wirtschaftlichen Auswirkungen der Miteigentumsanteile und
für die Folgen willkürlicher Festlegungen muss es Ziel sein, eine
nachvollziehbare und Ungerechtigkeiten minimierende Bemes -
sung von Miteigentumsanteilen zu ermöglichen. Im  Mo dellbei -
spiel wird auf Basis der Wohn- bzw. Nutzflächen auf den Wert
und die laufenden Kosten der Instandhaltung ab ge stellt. 

Das offen konzipierte Modell hat einen ersten Arbeitsstand im
Sinne eines Denkanstoßes erreicht und soll nach den Reaktio-
nen der an Aufteilungen nach dem WEG beteiligten Akteure
überprüft und gegebenenfalls weiterentwickelt werden. 

Für Anregungen und Erfahrungsberichte sind die
Autoren dankbar.

Dipl.-Ing. Jens Roschke
Öffentlich bestellter 
Vermessungsingenieur
roschke@lucke-roschke.de

Dipl.-Ing. Holger Jürgens
Öffentlich bestellter 
Vermessungsingenieur
daten@geometer-juergens.de

Literatur:
|1| Gesetz über das Wohnungseigentum und das Dauerwohnrecht 

(Wohnungseigentumsgesetz) vom 15. März1951 (BGBl. I, S. 175, ber. S. 209, 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. Mai 2012, BGBl. I, S. 1084)

|2| Armbrüster in Bärmann: Wohnungseigentumsgesetz, 
Verlag C. H. Beck, 12. Auflage 2013, § 3 Rn. 38

|3| Kümmel, E.: Aufteilung von Grundstücken nach dem WEG: 
Ein nichtjuristischer Leitfaden für aufteilende Eigentümer, 
Das Grundeigentum Nr. 13/2015, S. 833

|4| Armbrüster in Bärmann: a. a. O., § 2 Rn. 86
|5| Becker in Bärmann: a. a. O., § 16 Rn. 124
|6| Anrechnung von Balkonflächen und von Räumen nach 

§ 2 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 2 Wohnflächenverordnung (WoFlV)
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Rein theoretisch müsste man sicherheitshalber alle Grundbü cher
der Nachbargrundstücke einsehen.

Aber ist dieser Aufwand vertretbar?

Zweites Problem: Die Belastungen auf den Grundstücken wer-
den mit den aktuellen Flurstücksnummern zum Zeitpunkt der
Eintragung vorgenommen. Leider werden die Änderungen der
Flurstücksnummern durch Fortschreibungen, d. h. Verände -
rungen in der Form, nicht übernommen. Das hat zur Folge, dass
sich die Rechte auf nicht mehr existente, sogenannte historische
Grundstücke beziehen und der Bewertungssachverständige auf
»Ahnenforschung« gehen muss. 

Eine einfache Nach verfolgung der Flurstückshistorie, wie im  alten
Kataster (ALB und ALK) möglich, ist im neuen ALKIS® nicht möglich.  

A ls Bewertungssachverständiger muss man regelmäßig Einsicht in das Grundbuch nehmen

oder in der Regel Grundbuchauszüge anfordern. Diese sind dann aber des Öfteren unvoll -

ständig, weil sie nur Belastungen, aber keine Rechte an anderen Grundstücken, ausweisen. Diese

sogenannten Herrschvermerke, d. h. Hinweise auf Rechte an anderen Grundstücken, sind regel -

mäßig nicht nachgewiesen. Wie erfährt man dann von solchen Rechten? Beim Ortstermin kann

man manchmal, aufgrund der Örtlichkeit, z. B. bei einer Garagenzufahrt über ein Nachbargrund -

stück, ein solches Recht vermuten. Aber oft ist die Situation nicht so eindeutig, z. B. bei unter -

irdischen Leitungsrechten. Oft sind auch ortsunkundige Erben oder Betreuer beim Orts termin

anwesend, welche keine Kenntnisse über nicht eingetragene Rechte und Pflichten haben.

Chaos im Grundbuch!? 
Napoleon lässt grüßen!

Hier muss, natürlich gegen Bezahlung, der aktuelle Rechtszu-
stand eruiert werden.

Eine Recherche der Flurstückshistorie im Grundbuch ist zwar auch
möglich, aber ungemein schwieriger und führt, wie eingangs
er wähnt, zu einer globalen Recherche der gesamten Umgebung
des zu bewertenden Grundstücks.

Eine weitere Verkomplizierung hat mich bei einer Wertermitt -
lung für eine Weinkellerei erwischt. Die Flurstücksbezeichnun-
gen der belasteten Grundstücke waren vorschriftsmäßig nach -
gewiesen. 

Bei den Bezeichnungen der begünstigten Flurstücke traute ich
meinen Augen nicht, denn hier waren die Bezeichnungen von
vor der Flurbereinigung im Jahre 1976 nachgewiesen.  Spä tes -

HANS ULRICH ESCH | COCHEM
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tens hier sei die Frage gestattet, ob das kein Chaos ist, denn
welcher Bürger kann so etwas nachvollziehen. Mir lag im kon -
kreten Fall glücklicherweise eine alte Flurkarte aus dieser Zeit
vor, sodass ich die Rechte zuordnen konnte.

Fazit: Belastungen, also Pflichten, werden im Grundbuch von
Amts wegen fortgeführt, d. h. auf den neuesten Stand gebracht,
Begünstigungen, also Rechte, werden nur auf Antrag der Be güns -
tigten fortgeführt. Ist das zeitgemäß und bürgerfreundlich?

Das wäre alles nicht nötig, wenn das Grundbuch so eingerichtet
und geführt würde, wie man es von den Preußen erwartet hätte.
Übrigens Preußen, vollständig besiegt wurde Napoleon in Wa -
ter loo nicht.

Bei der Anlegung des Grundbuchs im Rheinland nach preußi -
schem Recht hat man versucht, die bestehenden Rechte nach
dem »Code Civil« wenn irgend möglich in preußisches Recht
um zuwandeln. 

Dies ist nicht immer gelungen. Daher schlummern immer noch
viele »napoleonische Leichen« in den Grundbüchern im Rhein-
land.

Ich hatte kürzlich das Pech, eine solche »napoleonische Leiche«
in Form eines »Zimmereigentums« über einer Klosterkirche be-
werten zu dürfen. Originaltext in der zweiten Abteilung des
Grundbuchs: »Das obere Stockwerk des auf dieser Parzelle
auf  geführten Hauses gehört einem anderen Eigentümer, sie -
he Band III, Artikel 126.«

In der Realität handelte es sich jedoch nur um ein Zimmer; im
Laufe der Jahre waren weitere Zimmer angebaut worden, zu
denen jedoch kein Zugang bestand.

Hilfe suchend habe ich mich an das sehr kooperative Grund-
buchamt gewandt. Nach ausführlichen Erklärungen bekam ich
folgende Antwort: 

»Das haben andere zu verantworten, sogar die Flur   -
bereinigung hat sich an dieser Thematik die Zähne aus-
gebissen. Solange sich die Beteiligten nicht auf eine
grundbuchkonforme Regelung einigen, bleibt es, wie es
ist, notfalls müssen die Probleme gerichtlich ge klärt
werden.«

Dipl.-Ing. Hans Ulrich Esch
BDVI-Vizepräsident
esch@bdvi.de

Nachruf

DIPL.-ING.

PETER FALK 
ÖFFENTLICH BESTELLTER 
VERMESSUNGSINGENIEUR I. R.

Geboren am 8. Juni 1934 
Verstorben am 19. November 2015

Wir trauern um unseren hoch geschätzten Kollegen.

Herr Falk hat zwölf Jahre dem erweiterten Vorstand 
der BDVI-Landesgruppe Nordrhein-Westfalen angehört
und sich damit für die Belange des Berufsstandes 
eingesetzt.

Wir werden sein Andenken in Ehren halten.

In stillem Gedenken
BDVI-Landesgruppe Nordrhein-Westfalen, 
Dipl.-Ing. Rudolf Wehmeyer, Vorsitzender
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Soweit Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure (ÖbVI) hoheitlich tätig werden, ist auch

in aller Regel ihre Vergütung hoheitlicher Natur. Das gilt für die überwiegende Zahl der 

Bundesländer. Dort sind dann auch in aller Regel die Gebührengesetze oder Verwaltungs   kos ten -

 gesetze auf die ÖbVI-Vergütung anwendbar, sodass sich auch die Frage, wer Kostenschuldner

des ÖbVI ist, nach dem Inhalt dieser Gesetze beantwortet. So heißt es etwa in den  entsprechenden

ge setzlichen Regelungen der Länder Brandenburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern und Nord -

rhein-Westfalen mehr oder weniger wortgleich, dass zur Zahlung der Kosten verpflichtet ist, wer

die Amtshandlung veranlasst oder zu wessen Gunsten sie vorgenommen wird. Hiervon ab wei -

chend bestimmt § 2 des Sächsischen Verwaltungskostengesetzes, dass neben dem Veranlasser

der Amts handlung derjenige zur Zahlung der Kosten verpflichtet ist, in dessen Interesse die Amts -

handlung vorgenommen wird. Dieses Interesse ist weit zu verstehen. Das Sächsische Oberver-

waltungsgericht  (OVG) zählt dazu nicht nur die durch Rechtsnormen geschützten, sondern auch

materiell geprägte Interessen, etwa wirtschaftlicher Art, und ebenso immaterielle Interessen.

Notwendig sei allerdings, dass es sich um Interessen einzelner und nicht solcher der Allgemeinheit

handelt (Urteil vom 2. März 2015 – 5 A 60/12). Interessenschuldner und Begünstigter sind also

im Wesentlichen identisch.
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Auch bei hoheitlicher Regelung der Vergütung beschreiben je-
doch mehrere Verwaltungskostengesetze (VwKostG) den Kos -
tenschuldner ohne Verweis auf einen Begünstigten oder Inter-
essenschuldner. Das gilt für Niedersachsen und Sachsen-Anhalt.
Dort ist Kostenschuldner allein derjenige, der zu der Amtshand -
lung Anlass ge geben hat. 

Der praktische Sinn der Haftung eines Begünstigten erschließt
sich jedem sofort, dessen Kostenforderung gegen den Auftrag -
geber (»Veranlasser«) deshalb ins Leere läuft, weil der Auftrag -
geber insolvent, nicht mehr auffindbar oder aus sonstigen
Grün den die Forderung gegen ihn nicht durchsetzbar ist. Für
diesen Fall sollte jeder ÖbVI prüfen, ob ein Begünstigter exis -
tiert, der für die Kosten der Amtshandlung in Anspruch genom-
men werden kann. 

Im Folgenden soll daher die Rechtsprechung der Jahre 2010 bis
2015 zu dem Thema Begünstigung/Interessenschuldner auf ge -
zeigt werden.

1 | OVG Greifswald, Urteil vom 
6. Oktober 2010 –– 1 L 166/06

In § 13 Abs. 1 Nr. 1 VwKostG sind in sehr allgemeiner Form
das gebührenrechtliche Veranlassungsprinzip und das Be -
günstigungsprinzip als Prinzipien zur Konstituierung des
Gebührenschuldverhältnisses geregelt. Ob die beiden Va -
rianten zueinander tatsächlich im Alternativitätsverhält-
nis stehen, ist in dem dort entschiedenen Fall nicht von
Be deutung. 

Zur Erläuterung: Das OVG Greifswald hat einige Jahre zuvor
mit Beschluss vom 11. Dezember 2004 – 1 M 251/04 – aus-
geführt, dass der Tatbestand der Begünstigung für ÖbVI
nicht relevant sei. Zur Begründung führte das OVG in die -
sem Beschluss an, dass der ÖbVI nach seinem Berufsrecht
nur auf Antrag eines Berechtigten tätig werden dürfe. 

Da mit sei zugleich dieser Antragsteller als alleiniger Kos -
tenschuldner für die Vermessung festgelegt. An diesen Auf-
traggeber müsse sich der ÖbVI halten. Im Übrigen komme
eine Kostenpflicht als Begünstigter allein aufgrund der Ei -
gentümerstellung nur dann in Betracht, wenn dem Eigen-
tümer durch die Amtshandlung des ÖbVI ein un mittelba -
rer Vorteil zugutekomme. Eine Abmarkung aber begünstige
den Eigentümer nicht in jedem Fall; vielmehr sei auf die
Umstände des Einzelfalles abzustellen. Hier habe keine recht -
liche Verpflichtung des Antragstellers bestanden, Vermes-
sungs- und Abmarkungsarbeiten vor neh men zu lassen. 
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2 | Hessischer Verwaltungs gerichts hof,
Urteil vom 7. Januar 2011 –– 5 A 1624/09

Die berufsrechtliche Regelung des § 9 Abs. 1 BO-ÖbVI, nach
der der ÖbVI nur auf Antrag tätig wird, schränkt die Mög -
lichkeit, neben dem vorrangig heranzuziehenden Veran-
lasser der Amtshandlung auch denjenigen, zu dessen Guns -
ten diese vorgenommen worden ist, zu den Vermessungs -
kosten heranzuziehen, nicht ein. § 9 Abs. 1 BO-ÖbVI ist von
der Zielrichtung keine gebührenrechtliche Regelung, son-
dern trifft eine Regelung für das Berufsrecht des ÖbVI. 

Eine Einschränkung der Gebührenpflichtigen lässt sich 
hieraus nicht herleiten.

3 | VG Cottbus, Beschluss vom 
11. Januar 2011 –– VG 3 L 231/10

Reicht der Adressat des Kostenbescheides den vom ÖbVI er -
stellten Amtlichen Lageplan zu den Bauakten als Bauvor lage
im Sinne der Bauvorlagenverordnung für die Antrags unter -
lagen im Baugenehmigungsverfahren ein und be wer tet die
Bauaufsichtsbehörde den Lageplan als gültige Bauvorlage,
war der Plan für den Adressaten des Kostenbescheides von
Nutzen. Begünstigter ist derjenige, dem durch die Amts -
handlung ein unmittelbarer Vorteil zugutekommt. 

Dieser Vorteil kann tatsächlicher oder rechtlicher Art sein,
wo bei anhand der Gesamtumstände des jeweiligen Einzel -
falls fest zustellen ist, ob ein derartiger Vorteil ge ge ben ist.
Als maßgeblicher Zeitpunkt für die Feststellung einer sol -
chen Begünstigung ist jedenfalls spätestens auf den Zeit-
punkt abzustellen, in dem die Amtshandlung vorgenommen
wor den ist. 

An der Begünstigung ändert sich nichts aufgrund des Um-
standes, dass über den Bauantrag letztlich wegen An trags -
rücknahme nicht entschieden wurde. Ausreichend ist, dass
der Amtliche Lageplan in diesem Verfahren Ent scheidungs -
grundlage gewesen wäre. 

4 | VG Köln, Gerichtsbescheid 
vom 14. Februar 2011 –– 2 K 8220/09

Können sowohl Veranlasser als auch Begünstigter in An -
spruch genommen werden, hat der ÖbVI sein Ermessen bei
Prüfung der Frage, welchen Kostenschuldner er in An spruch
nimmt (Veranlasser oder Begünstigten), auszuüben. Es be -
steht eine gewisse Priorität zwischen der Kostenschuldner -
schaft des Veranlassers und des Begünstigten. 

Regelmäßig wird der Begünstigte erst dann für die Kosten
in Anspruch genommen werden können, wenn der Veran-
lasser (Auftraggeber) aus welchem Grund auch immer nicht
leistet. Diese Begründung sollte der ÖbVI dann auch in dem
Kos tenbescheid an den Begünstigten, spätestens aber in
ei nem eventuell nachfolgenden verwaltungsgerichtlichen
Verfahren erläutern. 

5 | OVG NRW, Beschluss vom 
14. Februar 2011 –– 14 A 76/11

Die Regelung des § 13 Abs. 1 Nr. 1 GebG NRW enthält zwei
voneinander zu trennende Tatbestände der Kostenschuld-
nerschaft, nämlich einmal den der zurechenbaren Verur-
sachung (typischer Anwendungsfall: Auftrag) und den Tat -
bestand der Kostenschuldnerschaft desjenigen, zu dessen
Gunsten die Amtshandlung vorgenommen worden ist. Wird
der Adressat des Kostenbescheides durch die Einmessung
des ÖbVI von der Gebäudeeinmessungspflicht befreit, kommt
es auf einen Vermessungsauftrag an den ÖbVI nicht an. 

Selbst wenn der ÖbVI die Gebäudeeinmessung aus eige nem
Antrieb ohne vorherige Auftragserteilung durchgeführt hat
und das gegen die Berufsordnung für die ÖbVI verstoßen
sollte, hätte die Fachaufsichtsbehörde zwar ge gen einen
eventuellen Verstoß gegen die Berufspflich ten nach den
Regeln der Berufsordnung unter Umständen einzuschrei -
ten. Ge bührenrechtliche Sanktionen sind aber grundsätz -
lich nicht vorgesehen. 

6 | VG Schwerin, Urteil vom 
3. März 2011 –– 7 A 1100/09

Der ÖbVI ist im Verhältnis zur Katasterbehörde nicht Be -
güns tigter der Übernahme seiner Katasterfortführungs ver -
messungen. 

Zwar können im Gegensatz zu ÖbVI Vermessungs- und
Katasterbehörden nicht nur auf Antrag tätig werden. Eine
Begünstigung des ÖbVI durch die Fortführung des Katasters
besteht jedoch nicht, denn mit der Aktuali tät des amtlichen
Verzeichnisses nach der Grundbuchordnung und der maß -
geblichen Beschreibungen der hierzu ge hö ren den Flurstücke
durch das Katasterkarten- und -zahlenwerk ist allein den
Interessen der als Auftraggeber der Vermessungsleistungen
fungierenden Grundstückseigentümer ge dient. 

Von der Fortführung des Katasters profitiert der ÖbVI allen-
falls reflexartig, jedenfalls nicht in einer Weise, dass er als
Begünstigter zu qualifizieren wäre. 
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7 | VG Düsseldorf, Urteil vom 
31. März 2011 –– 4 K 142/11

Geschieht die Teilungsvermessung zur Verwirklichung der
Verkaufsabsichten des Adressaten des Kostenbescheides als
Miteigentümer des Grundstücks, ist er Begünstigter der Tei -
lungsvermessung. 

8 | VG Köln, Urteil vom 11. Juni 2013 ––
2 K 5417/11

Von einer Begünstigung kann nur dann gesprochen wer-
den, wenn dem Kostenschuldner durch eine Amtshandlung
ein – wie auch immer gearteter – unmittelbarer Vorteil zu -
gutekommt. Die vorteilhafte Lage muss für den Betroffenen
in einem zeitlichen Zusammenhang mit der vorgenomme-
nen Amtshandlung und spätestens mit Beendigung der
Amts handlung eingetreten sein. Fehlt ein solcher zeitli cher
Zu sammenhang, reichen spätere von Messungstätigkei ten
aus gehende, lediglich mittelbare Vorteile für eine Begüns-
tigung nicht aus. 

9 | VG Münster, gerichtlicher Hinweis vom 
18. September 2012 –– 7 K 2642/10

Erlangt der Adressat des Kostenbescheides die von ihm be -
antragte Baugenehmigung, weil er in dem zugrunde lie -
genden Genehmigungsverfahren den Amtlichen Lageplan
des ÖbVI verwendet hat, ist er Begünstigter. Dass nicht er,
sondern möglicherweise ein Dritter anschließend die Bau-
genehmigung ausgenutzt hat, ändert in gebührenrecht -
licher Hinsicht nichts. 

10|Sächsisches OVG, Urteil vom 
2. März 2015 –– 5 A 60/12

Ein ÖbVI kann die Kosten der Aufmessung von Gebäuden,
die bis zum 24. Juni 1991 errichtet und danach in ihren
Au ßenmaßen nicht wesentlich verändert wurden, auch
dann vom Grundstückseigentümer als Kostenschuldner ver -
langen, wenn die Gebäudeaufmessung vom Grundstücks -
eigentümer nicht beantragt, sondern vom ÖbVI von Amts
 wegen zur Aktualisierung des Katasters anlässlich der von
einem Dritten beantragten Vermessung der Grenzen des
Flurstücks, auf dem die Gebäude stehen, vorgenommen
wurde. 

Unerheblich ist, dass der Eigentümer gesetzlich nicht zur
Gebäudeaufmessung verpflichtet war, denn das Liegen -

schafts kataster dient insbesondere der Sicherung des Ei -
gentums, der Wahrung der Rechte an Grundstücken und
Ge bäuden sowie dem Grundstücksverkehr. 

Daher erlangt der Eigentümer ungeachtet eines konkreten
Verkaufs- oder Bauinteresses und unabhängig davon, wann
die auf seinem Grundstück stehenden Gebäude errichtet
oder in ihren Außenmaßen wesentlich verändert wurden,
durch die kor rekte Erfassung seiner Gebäude im Kataster
zumindest insoweit einen unmittelbaren Vorteil, als sein
Gebäudebestand nunmehr im Rechtsverkehr auch durch
das Liegenschafts kataster nachgewiesen werden kann. 

Dass die Vollständig keit des Katasters auch im öffentlichen
Interesse liegt, steht einer Gebührenpflicht des durch die
Amtshandlung Begünstigten nicht entgegen. 

11. VG Gelsenkirchen, Urteil vom 
9. Juli 2015 –– 10 K 5388/14

Soweit eine gesetzliche Verpflichtung zur Gebäudeeinmes -
sung besteht (Urteilsgegenstand war § 16 Abs. 2 Satz 1
VermKatG NRW), wird der Grundstückseigentümer durch
die Gebäudeeinmessung des ÖbVI von dieser gesetzlichen
Pflicht befreit. Das gilt auch dann, wenn zwischen der Er -
richtung des Gebäudes und der Durchsetzung der Einmes -
sungspflicht (hier: nach § 19 Abs. 3 Satz 1 DVOzVermKatG
NRW) mehr als 20 Jahre liegen. 

12. VG Köln, Urteil vom 
25. August 2015 –– 2 K 6770/14

Der Grundstückserwerber ist Kostenschuldner einer Tei -
lungs vermessung als Begünstigter. Der Erwerber hatte mit
notariellem Vertrag eine damals noch zu vermessende Teil-
fläche aus dem Grundstück erworben. Erst die Teilungsver-
messung ermöglichte die Erfüllung des zivilrechtlichen An -
spruchs des Erwerbers auf Übertragung des Eigentums an
der Teilfläche. 

Dass die Teilungsvermessung auch zuguns ten des Ver käu -
fers als des Alteigentümers erfolgt ist, ist für die Kosten-
schuldnerschaft unerheblich. Denn der Erwerber würde in
diesem Fall gemäß § 13 Abs. 2 GebG NRW gemeinsam mit
dem Verkäufer als Gesamtschuldner für die Kosten haften. 

In Bezug auf die Erstellung der Amtlichen Lagepläne des
ÖbVI haftet der Erwerber ebenfalls als Begünstigter. Der Er -
werber hat den Lageplan für den Teilungsantrag nach § 8
BauO NRW benötigt und einen weiteren Amtlichen Lage-
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plan für die Beantragung einer seinem Grundstück dienen -
den Zuwegungsbaulast. Daher kommt es auf den Einwand
des Klägers, er habe diese Amtshandlungen des ÖbVI gar
nicht beauftragt, im Ergebnis nicht an. 

Nimmt der ÖbVI den Begünstigten in Anspruch, sollte er be reits
in seinem Kostenbescheid die Gründe anführen, aus denen er
entweder an Stelle oder neben dem Veranlasser (Antragstel ler/
Auftraggeber) den Begünstigten in Anspruch nimmt. Der ÖbVI
muss also insoweit sein Ermessen ausüben. 

Das kann zwar auch noch im Laufe eines eventuell nachfolgen -
den Rechtsstreites nachgeholt werden. Zur Vermeidung eines
Widerspruches oder einer Klage gegen den Bescheid sollten je-
doch von vorneherein die Ermessenserwägungen im Kosten be -
scheid offengelegt werden.

Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung, wer als Begünstig -
ter in Anspruch genommen werden kann, ist stets die Beendi-
gung der Amtshandlung des ÖbVI, also bei einer Katasterver-
messung die Einreichung der Vermessungsschriften und bei der
Erstellung eines Amtlichen Lageplanes dessen Aushändigung
an den Bauherrn, Architekten usw.
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T
echnische Entwicklungen haben in den vergangenen Jahren zu mannigfaltigen Verände -

rungen in vielen Bereichen des Lebens und des Berufsalltages geführt. Von solchen techni -

schen (und rechtlichen) Entwicklungen ist auch die Arbeit im Liegenschaftskataster betroffen.

Durch die Nutzung von Satellitenpositionierungsdiensten können Koordinaten mit hoher Ge -

nauig keit faktisch in Echtzeit effektiv bestimmt werden. Die Einführung bundeseinheitlicher Be -

zugssysteme oder Entwicklungen wie ALKIS® eröffnet für die Zukunft neue Möglichkeiten, stellt

aber auch Anforderungen, die gemeistert werden wollen.

Einer Fragestellung, die mit der ureigensten Arbeit im Kataster zusammenhängt, widmet sich der

vorliegende Beitrag – der Einführung des Koordinatenkatasters und sich daraus ergebenden Über-

legungen zum Verhältnis dieser Entwicklung zu unserem traditionellen Katasterverständnis.

Dieser vermutlich polarisierende (und polemische) Beitrag wird hoffentlich Grundlage einer

frucht baren fachlichen Diskussion – gern im FORUM.



Der Terminus Koordinatenkataster (Koka) ist in Deutschland
durch eine AdV-Studie »Koordinatenkataster – Grundsätze
und Aufbau« aus dem Jahr 1985 in bestimmter Art definiert
worden. Ein Koordinatenkataster ist dann reali siert, wenn
alle Grenzpunkte und ausgewählte Gebäude punkte Lage -
koordinaten mit hoher Genauigkeit und Zuver lässig keit
haben und diese Koordinaten datenverarbei tungs ge recht
gespeichert sind. Dieses setzt voraus, dass das zugrunde
 liegende Lagebezugssystem mit einer hohen ab so luten Ge -
nauigkeit vorhanden ist (lokale Stan dardabweich ung der
Punktlage von max. 2 cm). Die im Koordinatenkataster an -
gestrebte Genauigkeit von +/– 3 bis 5 cm lässt sich dann
auch nur erreichen, wenn mit moderner Vermessungs tech -
nik gemessen wird. Katastervermessungen, die heute mit
dem SAPOS®-Verfahren durchgeführt werden, führen auf-
grund der hohen Genauigkeit automatisch zu Koordina -
ten der Koka-Qualität. |5|

Die Formulierung der AdV wurde dann weitgehend z. B. auch
in den VP-Erlass von Nordrhein-Westfalen übernommen.

Unter Koordinatenkataster wird der Nachweis von Gren-
zen und Gebäuden im Liegenschaftskataster verstanden,
bei dem für alle Grenzpunkte und ausgewählte Gebäude -
punkte La gekoordinaten mit hoher Genauigkeit und Zu-
verlässigkeit ermittelt und datenverarbeitungsgerecht ge -
spei chert werden. |6|

Wenn allerdings daraus gefolgert werden kann, dass

in bestimmten Einzelfällen nicht ausgeschlossen werden
kann, Grenzuntersuchungen nach Kriterien des Koordina -
ten  katasters durchzuführen, wenn Koordinaten vorliegen,
die zwar formal den Ansprüchen eines Koordinaten katas -
ters nicht genügen, aber inhaltlich wie in einem solchen
behan delt werden können, |7|

wird deutlich, dass eine weiter gehende Präzisierung zwingend
erforderlich ist, da andernfalls Missverständnisse und Konflikte
unvermeidbar sind.

2005 wurde ein ÖbVI von einem Projektentwickler im Zusam-
menhang mit einer fehlerhaften Zerlegung und Absteckung
auf Schadensersatz verklagt. Nach Beauftragung erhielt der
ÖbVI auf seinen Antrag hin vom zuständigen Katasteramt die
Aus züge aus dem Liegenschaftskataster. Es handelte sich hier-
bei um einen Dauerriss. Dieser Dauerriss gab nur Aufschluss
über die aktuellen Punktnummerierungen des Liegen schafts -
katas ters, nicht aber über die geometrischen Bedingungen
und Zusammenhänge und die Qualität der bereits vorhande -
nen Grenzfeststel lungen. Der Dauerriss war als »Koordinaten -
kataster« ausge wie sen und bildete die Grundlage für die Ab-
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I. Koordinatenkataster – was ist das?

Es kann als weitgehend gesichert angesehen werden, dass der
Begriff »Kataster« seinen Ursprung im griechisch-byzantini -
schen κατάστιχον (Notizbuch, Geschäftsbuch) hat |1|. Heu -
te steht dieser Begriff allgemein für ein Verzeichnis.

Über die Liegenschaften ist ein Kataster zu führen. Liegen-
schaften im Sinne dieses Gesetzes sind Grundstück und
Gebäude. |2|

Im täglichen Sprachgebrauch wird der Begriff »Kataster« nach
wie vor regelmäßig mit dem Begriff des Liegenschaftskatasters
gleichgesetzt. Daneben findet sich aber eine immer grö ßer wer-
dende Reihe von Wortzusammenstellungen mit »Katas ter« als
Grundwort. Als Beispiele seien hier Leitungs ka tas ter, Baum -
 kataster oder Kanalkataster genannt. Alle diese Begriffe be -
schrei ben in ihrem ersten Wortbestandteil immer die Objek-
te, die im jeweiligen Verzeichnis geführt werden. Das Lie gen -
 schaftskataster ist das amtliche Verzeichnis der Grundstücke
nach § 2 Abs. 2 der Grundbuchordnung. Ein »Koordina ten ka -
taster« ist also nichts anderes als ein Koordinatenverzeichnis?

Für Berlin ist dieser Begriff bereits 1949 nachzuweisen, aller -
dings ohne dass er weiter ausgefüllt wird. |3| Eine erste, bun-
desweit abgestimmte Definition des Koordinaten katasters fin -
det sich bereits in einem von der AdV 1983 herausgegebenen
Sonderdruck, der dann Eingang in ein umfas sen des Papier der
AdV 1985 gefunden hat.

Unter dem Koordinatenkataster soll eine besondere Form
der Festlegung von Grenzen und Gebäuden im Liegen schafts   -
kataster verstanden werden, bei der für alle Grenzpunkte
und ausgewählte Gebäudepunkte Lagekoordinaten im
Gauß-Krüger-Meridianstreifensystem mit hoher Genauig -
keit und Zuverlässigkeit ermittelt und datenverarbeitungs -
gerecht gespeichert werden. |4|

Der Begriff »Koordinatenkataster« wird seitdem immer
wieder vielfältig benutzt, allerdings auch sehr unter -

schiedlich interpre tiert. Eine der Ursachen ist in der
vorwiegend technisch orientierten Sichtweise,

die vor dem Hintergrund der seinerzeit ge -
radezu revolutionären Entwicklung der

Datenverarbeitung und Messtechnik
verständlich ist, und einer stark ver -

nach lässigten rechtlichen Aus-
füllung dieses Begriffs zu
suchen. Ein Beispiel hierfür
ist eine für jeden zugäng -

liche Begriffsbeschrei-
bung:
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steckung. Im Ergebnis ge riet die Baugrube um ca. 1,20 m zu
nahe an die Nachbars gren ze. Grund hierfür war, dass in den
Unterlagen, die der ÖbVI vom Katasteramt erhalten hatte, ein
falscher Grenzverlauf nebst Koordinaten dargestellt war. Im
Rahmen der Aufstellung der automatisierten Liegenschafts -
karte, die die Katasterbehörde im Jahr 1993 vorgenommen
hat te, war nämlich ein Messpunkt, der eine Messlinie mit einem
Abstand von 1,20 m zur tatsächlichen Grenze markierte, irr -
tümlich als Grenzkoordinate übernommen worden.

Das Gericht kam zu dem Ergebnis, dass der Klägerin unter kei -
nem rechtlichen Gesichtspunkt ein Anspruch auf Schadens -
ersatz gegen den ÖbVI zustehe. Er hatte die – unstreitig – fal -
sche Vermessung nicht zu vertreten. Bei dem Liegenschafts -
kataster handelt es sich um ein amtliches Verzeichnis gemäß
§ 2 der Grundbuchordnung, welches u. a. Grundlage für die Bil-
dung und Fortschreibung von Grundbüchern ist.

Ohne einen Anhaltspunkt dafür, dass die amtlichen Unterla-
gen unrichtig sein könnten, musste der ÖbVI daher ohne Wei -
teres auf die Richtigkeit der amtlichen Unterlagen vertrauen.
Der ÖbVI hat die Vermessung und Absteckung der Baugrube
so sorg fältig und gewissenhaft vorgenommen, wie es von
einem Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur erwartet
werden kann und muss |8|. Dem Vernehmen nach wird an -
geb lich seit Rechts kraft dieses Urteil in dem betreffenden
Katasteramtsbereich kein »Koordinatenkataster« mehr ge -
führt.

Die für Berlin in der AV Grenzvermessung gefundene Formu -
lierung ist in dieser Hinsicht als ein richtiger Schritt zur Prä -
zi sierung zu betrachten.

Grundlage für das Koordinatenkataster ist das Landes -
koor di natensystem Soldner-Berlin. Im Koordinaten katas -
ter werden für die Grenzpunkte Koordinaten berechnet, die
die Lage der Grenzpunkte bestimmen. Die Koordinaten bil -
den hier den maßgeblichen Katasternachweis und ge währ -
leisten das Prinzip der Nachbarschaft durch ihre hohe Ge -
nauigkeit und Zuverlässigkeit. |9|

Noch einen Schritt weiter geht ein Entwurf zur AV Liegen-
schaftsvermessung.

Bei Grenzvermessungen zur Herstellung bestehender Flur -
stücksgrenzen und zur Festlegung neu zu bildender Flur -
stücks grenzen sind die Grenzpunkte der vollständig ver -
mes senen Flurstücke in der Regel in das Koordinaten -
kataster zu überführen. Nach der Überführung treten im
Liegenschaftskatasternachweis für die Bestimmung der
Lage ei nes Grenzpunktes an die Stelle der bisherigen 
Be stimmungs maße und geometrischen Bedingungen die

Koordinaten, die bei der maßgeblichen Grenzvermessung
ermittelt worden sind. |10|

Hier wird konkret die Funktion eines »Koordinatenkatasters«
beschrieben. Darüber hinaus ist aber mittelbar auch eine »Ab-
bildungsvorschrift« enthalten, wie der Übergang des vor -
liegen den analogen Grenznachweises in eine neue Form er-
folgen soll. Der Begriff »Koordinatenkataster« steht damit als
Syno nym für einen digitalen Grenznachweis |11|.

II. Digital und/oder analog?
Zahlenwerk oder 
örtliches Grenzzeichen?

Der Begriff Digitalisierung bezeichnet die Überführung
ana loger Größen in diskrete (abgestufte) Werte, zu dem
Zweck, sie elektronisch zu speichern oder zu verarbeiten.
|12|

Grundsätzlich wird davon ausgegangen, dass das digitale Ab-
bild vollständig dem analogen Vorbild entspricht. Wird ein Kon -
 zert digital im MP3-Format gespeichert, so erwartet jeder Hö -
rer bei einer Wiedergabe mit einem adäquaten Gerät, dass ein
Fagott nicht wie eine Oboe oder eine Klarinette klingt. In dem
hier angesprochenen Zusammenhang drängt sich in einigen
Diskussionen allerdings der Eindruck auf, dass auch der Klang
als Saxofon als hinreichend angesehen wird. 

Während die seit Langem praktizierte Digitalisierung von Kar -
ten in einem weitgehend algorithmisch zu beschreibenden
Prozess abläuft, ist das bei der Digitalisierung des analogen
Grenznach weises unmöglich. Wie diese Digitalisierung konkret
durchgeführt werden muss, darüber wird allerdings nach wie
vor leiden schaftlich gestritten.

Grundbuch und Liegenschaftskataster sind Teile des Eigen tums   -
sicherungssystems. Da das Grundbuch auf dem Liegen schafts -
kataster aufbaut, bedingt jede Änderung in den ent sprechenden
Daten des Liegenschaftskatasters eine Änderung des Grund -
buches |13|. Der Grenznachweis steht unter der Richtig keits -
vermutung des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) und ist maß -
gebend.

Diese Maßgeblichkeit wird allerdings regelmäßig durch abwei -
chendes Verwaltungshandeln infrage gestellt. Dabei wird da -
von ausgegangen, dass die Maßgeblichkeit des analogen Grenz -
nachweises durch den örtlichen Grenzverlauf ein geschränkt
oder modifiziert wird. Im Kern lässt sich die Diskussion auf die
zentrale Frage zurückführen: Ist das Zahlenwerk des Grenz-
nachweises verbindlich oder das örtliche Grenz zeichen? 
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Einen Hinweis zur Beantwortung dieser Frage kann eine Aus -
weitung des eigenen fachlichen Horizonts liefern. Die Semi-
otik ist die Wissenschaft, die sich mit der Bedeutung von Zei -
chen beschäftigt. Danach ist ein (Grenz-)

Zeichen im weitesten Sinne etwas, das auf etwas anderes
hindeutet, etwas bezeichnet. Ein Zeichen zeigt etwas an, das
außerhalb des Zeichens selbst liegt. Ein Zeichen dient dazu,
etwas anzuzeigen oder kenntlich zu machen. Ein Wesens -
merkmal des Zeichens ist demnach seine Stell ver tre ter -
funk tion. |14|

So ist beispielsweise eine schwarz-gelbe Tonne in einem Ge -
wässer ein Zeichen für eine Untiefe, nicht die Untiefe selbst.

Das Oberverwaltungsgericht NRW hat sich mit dem Thema mehr -
fach intensiv auseinandergesetzt und behandelte in sei nen
Entscheidungsgründen ausführlich die Frage, welche Grenz -
festlegung – die »Zahl« im Katasternachweis oder das »Grenz -
zeichen« in der Örtlichkeit – durch die Feststellung einer Grund -
stücksgrenze künftig maßgebend wird. Es hat sich möglicher-
weise von den Erkenntnissen der Semiotik leiten lassen, da es
zu den gleichen Ergebnissen kommt.

Für die Frage, wo die »festgestellte Grundstücksgrenze« ver -
 läuft, sind nicht etwaige bereits in der Örtlichkeit vor han -
dene Grenzzeichen oder Grenzeinrichtungen, ge schwei ge
denn die Anschauungen von Beteiligten, sondern allein 
die Zahlen des Liegenschaftskatasters selbst maßgeblich.
Grenz zeichen oder Grenzeinrichtungen, die in der Örtlich -
keit vor handen sind, sind für den Verlauf der »festgestell-
ten Grund stücksgrenze« nicht konstitutiv, d. h. nie mals ge -
eignet, den Verlauf dieser Grenze zu bestimmen, sondern
nur geeignet, ihn in der Örtlichkeit zu veranschaulichen.
Mit anderen Worten verhält es sich nicht etwa so, dass das
Recht am Grundstück, die Ausdehnung des Grundstücks,
der wahre Verlauf seiner Grenze aus den in der Örtlichkeit
vorhandenen realen Zeichen folgt, sondern gerade um ge -
kehrt so, dass die Wahrheit der in der Örtlichkeit vorhan-
denen realen Zeichen allein aus ihrer Übereinstimmung mit
dem Verlauf der »festgestellten Grundstücksgrenze« fol-
gen kann. |15|

Der Tenor dieser Entscheidung hat sich inzwischen als herr -
schende Meinung in Urteilen verschiedener Gerichte verfes-
tigt und ist letztlich auch vom Bundesverwaltungsgericht an-
erkannt worden. |16|

Bezeichnend ist, dass in Ländern, die ein Grenzanerkennungs -
verfahren durchführen, die Grenzen zwar von den Beteiligten
anzuerkennen sind, die Abmarkung aber lediglich bekannt ge -
geben wird. |17|

Außerhalb Berlins hat diese Erkenntnis schon seit Längerem
in Vorschriften ihren Niederschlag gefunden.

Die Geradlinigkeit von Grenzen und Messungslinien ist
rechnerisch nachzuweisen, wenn in Geraden liegende VP
polar aufgenommen worden sind. Bei Abweichungen aus
der Geraden von mehr als 0,04 m sind die Messergebnisse
im Allgemeinen örtlich zu überprüfen; kleinere Abweichun -
gen sind durch Einrechnen der Koordinaten in die Gerade
zu beheben. Dies gilt sinngemäß auch für solche polar auf -
ge nommenen VP, die auf einem Kreisbogen oder einer Li -
nie liegen, die eine bestimmte geometrische Bedingung zu
erfüllen hat (z. B. Parallele, Klotoide). |18|

Auch in Berlin findet sich eine in etwa vergleichbare Vorschrift:

Werden Koordinaten für Grenzpunkte berechnet, deren Ver -
bindungslinien bestimmte geometrische Bedingungen zu
erfüllen haben (z. B. Gerade, Kreisbogen, Parallele), so sind
diese Bedingungen bei den Berechnungen einzuhalten. |19|

Allerdings bleibt festzustellen, dass diese Regelung in zu neh -
mendem Maße regelmäßig übersehen wird, was mög licher -
weise darauf zurückzuführen ist, dass sie lediglich in einer An-
lage enthalten ist. Aus einem Schreiben eines Berliner Ver -
mes sungsamtes bezüglich der Herstellung einer als Gerade
nachgewiesenen Straßengrenze:

Alle Gebäude sind erst nach Grenzentstehung gebaut wor-
den. Eine Blockgerade wird sich wohl nicht zwangsläufig
er geben.

Natürlich ergibt sich nach Aufmaß der Gebäudekanten nicht
zwangsläufig eine Gerade. Hier kommt aber die leider  in Berlin
ver breitete Auffassung zum Ausdruck, dass die örtlichen Kenn -
zeichnungen aufzumessen und allein diese Koordinaten in den
digitalen Grenznachweis zu übernehmen sind. 

Damit wird die Maßgeblichkeit des Grenznachweises grund-
sätzlich infrage gestellt, obwohl bereits 1974 in der Begrün-
dung zum Gesetz über das Vermessungswesen in Berlin aus-
geführt wird:

Aus Gründen der Rechtssicherheit muss die örtliche Kenn -
zeichnung mit dem Katasternachweis übereinstimmen.
|20|

In der Praxis wird aber nicht die hinreichend genaue Über -
einstimmung der örtlichen Kennzeichnung mit dem Grenz punkt
nachgewiesen, sondern eine hinreichende Übereinstimmung
der rechtlichen Grenze mit dem örtlichen Grenzverlauf wird
dokumentiert.
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Mit dem bisherigen Verständnis unseres Liegenschaftskatasters
hat das relativ wenig zu tun und erinnert eher an die »Land
Re gistration Rules« in England.

Diese Auffassung ignoriert darüber hinaus bewusst die ver-
schiedenen historischen Verfahren zur örtlichen Kennzeich -
nung und ihre damit verbundenen zwangsläufigen Un ge nau -
ig  keiten.

Um die Grundeigentümer nicht unnötig lange bei den
Grenz   terminen aufzuhalten, sind hier die Grenzpunkte vor-
läufig nur durch starke Pfähle zu bezeichnen, die nach Be -
endigung des Termins, spätestens aber am folgenden Tage
durch Stei ne zu ersetzen sind. Während für die örtlichen
Vermessungs arbeiten die Zahl der Arbeiter zu beschränken
ist, sind zur Vermarkung immer möglichst viele Kräfte he -
ranzuziehen. |21|

Zeitzeugen bestätigen, dass dieses Verfahren bis in die 60er-
Jahre des 20. Jahrhunderts durchaus üblich war. Weiterhin wird
außer Acht gelassen, dass viele katastertechnische Straßenfrei -
legungen auf der Grundlage von Fluchtlinienplänen nach dem
Preußischen Fluchtliniengesetz oder auch Bebauungsplänen
erfolgt sind. Damit ist die Geradlinigkeit der Fluchtlinien Grund -
lage für die Straßengrenzen und es liegt keineswegs in der
Kompetenz einer katasterführenden Stelle, diese geradlinigen
Verbindungen auf der Basis eines letztlich zufälligen und le -
diglich für den jeweiligen Zeitpunkt des Aufmaßes gültigen
örtlichen Zustandes in ein Polygon zu verwandeln.

Für eine Grenzabsteckung nach einwandfreien Unterlagen
gilt, dass der nach der maßgebenden Katasterunterlage in
die Ört lichkeit übertragene »Sollpunkt« mit seiner örtlichen
Kenn zeichnung, dem Istpunkt (z. B. nachgewiesenen Grenz -
stein), zu vergleichen ist. Weicht der Istpunkt zulässig vom
Sollpunkt ab, gilt er mit dem Liegenschaftskataster als über -
einstim mend. 

Im Wei teren ist vom Sollpunkt auszugehen |22|. Die gleichen
Kriterien müssen ohne jede Einschränkung auch für die Be -
stim mung der Koordinaten des digitalen Grenznachweises gel-
ten. Überschreitet die Abweichung deutlich die Zulässigkeit,
ist regel mäßig von einer rechtsunwirksamen Grenzverände -
rung aus zu gehen. Eine rechtsunwirksame Grenzveränderung
liegt vor, wenn der örtliche Grenzverlauf willkürlich ohne die
hierfür erforderliche privatrechtliche Übereignung geändert
wurde. 

Das Liegenschaftskataster bleibt für die Grenzermittlung maß -
 geb lich. Die außerhalb der zulässigen Abweichung liegend vor -
gefundenen Grenzmarken sind auf die nach dem Liegen schafts -
 kataster ermittelten Grenzpunkte zurückzu führen |23|.

Die Praxis in Berlin ist teilweise allerdings eine andere. Die Gren -
zen werden nach der maßgeblichen Unterlage (analoger Grenz -
 nachweis) abgesteckt. Bei hinreichender Übereinstimmung wird
der örtliche Grenzverlauf angehalten und koordiniert. Die se
Koordinaten bilden dann den neuen maßgeblichen digita len
Grenznachweis, der in nachfolgenden Messungen nunmehr
völlig unabhängig von der Übereinstimmung mit dem ört -
lichen Grenzverlauf in jedem Fall anzuhalten ist. Dieser Me -
tho de ist eine gewisse Originalität nicht abzusprechen, aller -
dings fehlt es ihr auch an jeglicher logischen Konsistenz.

Besonders deutlich wird dieses, wenn man das Verfahren der
Sonderung betrachtet. Erfolgt eine Grenzfeststellung aus -
schließ  lich auf der Grundlage einer Sonderung, werden Ko ordi -
na ten mathematisch exakt entsprechend den geome tri schen
Bedin gungen berechnet und in den digitalen Grenznachweis
übernommen. Werden die gleichen Grenzen zusätz lich örtlich
ge kenn zeichnet, sind dann die örtlich aufge nom me nen Ko -
ordi na  ten zu übernehmen. Damit wird in Abhängig keit vom
Verfahren für ein und denselben Tatbestand Unterschied liches
an Grund und Boden beurkundet. Erfolgt hingegen keine gleich -
 zeitige Abmarkung, sondern wird diese zu einem spä teren Zeit-
punkt nachgeholt, so sind wiederum die ursprünglich berech-
neten Koordinaten anzuhalten.

In der Konsequenz bedeutet eine derartige Behandlung der
Grenze nichts anderes als die Unterstellung der Maßgeblichkeit
des örtlichen Grenzverlaufs bei Vorhandensein von Grenz zei -
chen. Sind keine örtlichen Kennzeichen vorhanden, dann wird
dagegen von der Maßgeblichkeit des Grenznachweises aus-
gegangen.

Ein weiteres Problem resultiert aus dem sukzessiven Aufbau
des digitalen Grenznachweises, einer der klassischen Stück-
vermessung vergleichbaren Methode. Regelmäßig werden aus -
schließ lich Koordinaten der Punkte des jeweiligen Vermes-
sungsobjekts in das »Koordinatenkataster« übernommen. Alle
anderen Punkte bleiben unberücksichtigt. Das führt beispiels -
weise dazu, dass innerhalb von zehn Jahren eine Blockecke in
vier verschiedenen Messungen viermal koordinatorisch mit ei -
ner maximalen Differenz von 1 cm erfasst wird und diese Werte
nicht übernommen werden, da die Blockecke in keiner dieser
Messungen Bestandteil des jeweiligen Vermessungsobjekts
war.

Koordinaten eines einzelnen Grenzpunktes können nicht als
Grenznachweis dienen. Aus zwei Punkten ist immerhin eine
Grenzlänge abzuleiten. Um allerdings weitere Bestimmungs-
maße wie die geometrischen Bedingungen und den gefor -
derten Nachbarschaftsbezug hinreichend genau abbilden zu
können, bedarf es einer jeweils der Aufgabe ent sprechenden,
indivi duell unterschiedlich umfangreichen Menge von Koor-
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dinaten. Für das Stadtgebiet dürfte dieser Umfang regelmäßig
dem eines Bau blocks entsprechen.

Aus einem Schreiben eines Berliner Vermessungsamtes:

Die Grenzpunkte 861 und 870 werden im Koordinaten ka -
tas  ter (LGA1) geführt. Die Messungslinie ist deshalb am
Punkt 861 abzuschließen. Im Koordinatenkataser werden
die Gren zen jeweils von Punkt zu Punkt betrachtet. Auch
der Punkt 868 wird mit einer Lagegenauigkeit in der Punkt -
datei nach gewiesen und dementsprechend sind auch dort
die Koordinaten anzuhalten.

Aus Richtung des jeweiligen Vermessungsobjekts gesehen ge -
nügt es also, sich zum nächstgelegenen Punkt des »Koordina -
ten katasters« vorzuhangeln und sich dann an diesen Punkt wie
einen rettenden Strohhalm zu klammern. Ein Blick über die -
sen Punkt hinaus ist unerwünscht, denn die dahinterliegen-
den Punkte haben ja LGA1. Dass dieser Punkt im Rahmen ei -
ner Zerlegung eines einzelnen Flurstücks irgendwo mitten in
einem Block koordiniert wurde, bleibt ohne Berücksichtigung.
Mit dieser Verfahrensweise wird nachdrücklich gegen einen
der zentralen Grundsätze der Vermessung verstoßen: Vom
Großen ins Kleine wird in sein Gegenteil verkehrt, mit allen
hinrei chend bekann ten Folgen.

Angesichts der personellen und finanziellen Ressourcen ist die -
ses Vorgehen wahrscheinlich alternativlos, muss aber, um den
katasterrechtlichen und katastertechnischen Erfordernissen
ge recht zu werden, entsprechend gestaltet werden. So wäre
es denkbar, die Erzeugung des digitalen Grenznachweises als
ei nen iterativen Prozess zu gestalten, bei dem jede neue Mes-
sung unter Berücksichtigung des übergreifenden analogen
Grenznachweises jeweils zu einer Verbesserung der schon
vorhandenen Koordinaten führt, bis ein Baublock zumindest
weitgehend ausgefüllt ist. Das setzt allerdings auch die kaum
vorhandene Bereitschaft voraus, Koordinaten regelmäßig an -
zupassen.

Im Jahre 1994 wurde das Flurstück 4711 zerlegt. In der Straßen-
grenze ergab sich seinerzeit eine zulässige Differenz zur Soll -
länge im Punkt A von +6 cm. Im Jahre 2013 erfolgte eine Zerle -
gung des Nachbarflurstücks 4712. Dabei wurde in der Straßen-
grenze eine Differenz von –5 cm festgestellt. Der Punkt A ist
ört  lich durch einen alten nachgewiesenen Feldstein gekenn -
zeichnet. Nach intensiven Diskussionen konnte das Vermes-
sungsamt dazu bewegt werden, dem Prinzip der Nachbar schaft
folgend die Koordinaten des Punktes A zu ändern. Eine Än-
derung der Koordinaten von Punkten in der vom Punkt A ab-
hängigen seit lichen Flurstücksgrenze wurde kategorisch ab -
gelehnt.

III. Digitaler Grenznachweis?

Während für den analogen Grenznachweis seit jeher umfang -
reiche und detaillierte Formvorschriften bestehen, die u. a.
dazu führen können, dass ein schwarzer Punkt statt eines roten
innerhalb einer Grenzsteinsignatur beanstandet wird, fehlen
vergleichbare Formvorschriften weitgehend für den digita -
len Grenz nachweis. Dass hier durchaus Regelungsbedarf be -
steht, mag das Beispiel eines Merkblatts zu Vermessungsunter -
lagen aus einem Bezirk von Berlin verdeutlichen:

Im Fachbereich Vermessung werden die Koordinaten des
Ka tasters in der elektronischen Punktdatei (Puda) geführt.
Die ALK-Punktdatei wird regelmäßig von dieser Punktdatei
aktualisiert. Beide Dateien haben den gleichen strukturel -
len Aufbau. Die inhaltlichen Unterschiede zwischen beiden
Da teien sind hauptsächlich bei ausgeglichenen Koordina -
ten. Um Datenverluste zu vermeiden, werden in der Puda
die Er gebnisse der Ausgleichungen mit allen Daten geführt.
Dazu ist es aber notwendig, von den Festlegungen der ALK-
Punkt datei abzuweichen. Die Angabe zur Lagegenauigkeits -
art muss entsprechend den Festlegungen zum strukturel -
len Aufbau der Punktdateien bei Sicherung des Punkt lage -
genauigkeits wertes den Eintrag »P« haben. Die LGW-An -
gabe ist eine »Kann«-Eintragung, welche für die ALK ad-
ministrativ unterdrückt wir. In der ALK-Punktdatei wird der
Wert in der Spalte LGW gelöscht und LGA auf »1« gesetzt.
Es sind aber auch ältere und nicht ausgeglichene Koordi-
naten in der Punktdatei, welche das Kriterium LGA = 1 er-
füllen. So kann die Festlegung »LGA = 1 ist KOKA« als Fest -
legung von SenStadt zu Fehlinterpretationen führen.

Auch die Einführung von ALKIS® wird vermutlich die ange -
deu teten Probleme nicht beseitigen, sondern möglicherweise
verschärfen. Alle Punkte des bestehenden »Koor di naten katas -
ters« werden in Berlin zwar in das ALKIS® überführt. Der Um -
kehrschluss trifft allerdings für einen derzeit nicht überschau -
baren Zeitraum keinesfalls zu.

Ein Auszug aus dem ALKIS® ist grundsätzlich kein digitaler
Grenznachweis.

Nach den Zielvorstellungen der AdV wird mit der Einführung
von ALKIS® die bisherige Einteilung des Liegenschaftskatasters
in Buch-, Karten- und Zahlenwerk auch terminologisch auf -
gehoben. Das Liegenschaftskataster besteht nunmehr aus dem
Informationssystem ALKIS® und den Liegenschaftskataster -
akten, wobei das ALKIS® auch den digitalen Grenznachweis 
enthalten soll. |24| Da niemand in der Lage ist, digitale Da ten
zu lesen, zu hören oder direkt zu interpretieren, hat die AdV
grundsätzliche Aussagen zu einer Digital-analog-Wandlung,
den Standardausgaben, getroffen |25|. Allerdings lediglich zum
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be schreibenden und zum darstellenden Teil. Aussagen zum
digitalen Grenznachweis sind nicht bekannt. Somit stellt sich
die Frage, was beispielsweise bei einer Grenzstreitigkeit vor
Gericht als Beweismittel vorgelegt werden soll. Ein USB-Stick?

IV. Fazit

Im Zusammenhang mit dem »Koordinatenkataster« wird gerne
als Zielvorstellung formuliert, dass der (digitale) Grenznach-
weis so aufgebaut sein muss, dass er keiner Historie mehr be-
darf und damit objektiviert wird. |26|

Die Frage, ob nach 100 Jahren Liegenschaftskataster eine kol -
lek tive Amnesie der richtige Weg in ein Liegenschafts kataster
des 21. Jahrhunderts ist, muss zur zeit nachdrücklich verneint
werden. Abgesehen davon, dass das kollektive Ver gessen dem
einer klassischen Neuvermessung ähnelt, ohne aller dings de -
ren verfahrensrechtliche Voraussetzun gen zu be rück sichtigen,
können mit den derzeit angewandten Metho den katasterrecht -
liche und katastertechnische Mindest an forderungen nicht er-
füllt werden. 

Es ist zu befürchten, dass eine zunehmend um sich greifende
Koordinatengläubigkeit nachhaltig die Richtigkeitsvermutung
des § 891 BGB zersetzt. Das »Koordinatenkataster« ist in Wirk-
lichkeit derzeit nichts anderes, als es nach seinem Wort sinn
bedeutet – ein mit hochgenauen Koordinaten gefülltes Ko-
ordinatenverzeichnis.
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Dipl.-Ing. Joachim Wanjura
Öffentlich bestellter 
Vermessungsingenieur
info@eurovermessung.de
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Manchmal ist das ernüchternd. Kunden beschweren sich, dass
das nicht alles per Mail geht. Die Teilungsgenehmigung schei -
tert an einem Toilettenfenster an der falschen Stelle, eine Bau -
lastauskunft fehlt für den Lageplan zum Bauantrag, die Lei tungs -
 auskunft vom Tiefbauamt dauert zu lange. Eine Vollmacht eines
Nachbarn liegt nicht vor. Die Übernahme beim Katasteramt lässt
auf sich warten. Und: Die Gebührenordnung liegt unter dem
tatsächlichen Auf wand. Wer ist da nicht versucht, den Kunden
zu beruhigen, indem er mit ihm auf das System schimpft?

Wenn wir uns aber als maßgeblichen Teil des Eigentums siche -
rungssystems verstehen und unsere gesellschaftliche Rolle darin
nicht nur akzeptieren, sondern als Berufung verstehen, dann müs -
sen wir das System nicht nur nutzen, sondern auch verteidigen.
Unsere hoheitliche Befugnis ist nicht nur Recht, sondern auch
Verpflichtung. Wir müssen den Kunden nahebringen, wozu es
die Vorschriften gibt und warum die auch in den meisten Fällen
sinnvoll sind: »Denken Sie daran, was in der DDR passiert ist, als
man das alles vernachlässigt hat. Ohne Rückkehr zu dem Eigen-
tumssicherungssystem des Wes tens hätten alle Milliarden Euro
für den Wiederaufbau im Osten nichts genützt.« Das wäre z. B.
ei ne Entgegnung auf die Fragen von Kunden. Es gibt genug wei -
tere Antworten.

Das schließt nicht aus, dass wir für sinnvolle Änderungen strei -
ten. Es gibt sicher dem Voodoo-Kult ähnliche Relikte im Katas -
ter, wie z. B. die »im Felde geführte Urschrift«. Das müssen wir
intern in der Fachgemeinde tun, nicht öffentlich.

Unsere öffentliche Bestellung oder unser öffentliches Amt ist
ein hohes Gut, mit dem wir entscheidend zu einem ge sell schaft -
lichen Mehrwert in unserem Eigentumssicherungssystem bei -
tragen.

Das gilt es nach außen zu leben und zu verteidigen. Wir sind
schließlich wer!

W ir ÖbVI sind uns unserer Aufgabe und Bedeutung im Eigentumssicherungssystem in

Deutschland bewusst. Im täglichen Umgang mit unseren Kunden spüren wir hautnah

den rechtlichen und tatsächlichen Rahmen dieses Systems.

Wir sind schließlich wer

Das können wir aber nicht alleine, sondern wir brauchen die
Ge meinschaft der Geodäten in Deutschland, wenn wir hier auch
in Zukunft etwas bewegen wollen. Daher ist mir die Verbände -
zusammenarbeit ein so großes Anliegen. Mit dieser Zusammen -
arbeit lassen sich Dinge bewegen, die wir als ÖbVI, als  BDVI nicht
annähernd alleine wirkungsvoll angehen könnten. Kritiker mei -
nen, dass die Kontur des BDVI verloren ginge, dass die »Beam-
tendomäne« im DVW uns vereinnahmt und unsichtbarer macht.
Ich behaupte das genaue Gegenteil: In den letzten Jahren ist
der ehemals rein technisch-wissenschaftliche DVW berufspoli-
tischer geworden denn je zuvor. In Fragen des Berufs nach wuch -
ses mag das noch normal klingen, aber auch in unserer urei ge -
nen Domäne des Katasters werden auch im DVW unsere Stand-
punkte mit vertreten.

Der DVW-Präsident Prof. Dr.-Ing. Karl-Friedrich Thöne hat neu -
lich bei der Verleihung des Goldenen Lotes des VDV ein Gruß-
wort gesprochen. Das hat mich inhaltlich durchaus beeindruckt.
Nach einem alten Werbeslogan könnte ich sagen: »Besser hätte
ich es auch nicht machen können.«

Daher habe ich ihn gebeten, den um die grußwortspezifi schen
Teile gekürzten Vortrag hier im FORUM abdrucken zu können. 

Lesen Sie selbst.

Dipl.-Ing. Michael Zurhorst
BDVI-Präsident
zurhorst@bdvi.de
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Nur ein gemeinschaftliches Auftreten gegenüber Gesellschaft
und Politik führt zum Ziel, die hohe gesellschaftliche und wirt -
schaftliche Bedeutung geodätischen Tuns in den öffentli chen
Fokus zu rücken und darüber zugleich den Nachwuchs zu  wer -
ben.

Diese Initiative unter der Dachmarke Geodäsie steht im Ergeb-
nis einer Mitgliederbefragung des DVW ganz oben auf der Prio -
ritätenliste.

Die Etablierung der Fort- und Weiterbildungsplattform
GEODÄSIE-AKADEMIE,
die Imagekampagnen zu gesellschaftlichen Megathemen
wie Energiewende und Infrastrukturmodernisierung 
sowie 2015 zum Thema »Nachwuchs und Ausbildung«,
die Unterstützung des mit einer Auflage von inzwischen
sage und schreibe 200.000 Exemplaren überaus erfolg -
reichen Pixi-Büchleins »Ich hab eine Freundin, die ist 
Geodätin« oder
die Nachwuchsplattform www.arbeitsplatz-erde.de, 
die auch von den Schwesterverbänden Österreichs und
der Schweiz auf Basis einer Kooperationsvereinbarung

adaptiert wurde,

all dies hat deutliche Zeichen gesetzt – nach
außen und nach innen.

Wie auch die in jeder Hinsicht höchst erfolg -
reiche diesjährige INTERGEO® in Stuttgart,

die wiederum gemeinsam mit dem Deutschen
Kartographentag stattfand.

Damit haben wir nun schon wiederholt die Bot -
schaft vermittelt, dass nicht Abgrenzung, sondern

Verbändekooperation Mehrwert erzeugt. Dafür steht
auch der Verbändepark auf der INTERGEO®.

Wir sind auf Gedeih und Verderb aufeinander angewiesen.

E inigkeit macht uns stark! Und ich stehe hier als einer der Gründungsmitglieder der von 

BDVI, DVW und VDV ins Leben gerufenen Interessengemeinschaft Geodäsie (IGG).

Wir brauchen unser Licht nicht
unter den Scheffel zu stellen

Wir bilden eine Wertegemeinschaft.

Weder Politik noch Wirtschaft noch Verwaltung und schon gar
nicht junge Menschen, die sich für unseren schönen Beruf in-
teressieren und die wir als Daseinsvorsorge so dringend brau -
chen, verstehen eine von kleinlichen Partikularinteressen gelei -
tete Vereinsmeierei.

Ich bin froh darüber, dass dies der Vergangenheit angehört. Vie-
len Dank, dass Sie dies als Mitglieder des BDVI und VDV genau-
so sehen.

Wir brauchen unser Licht wahrlich nicht unter den Scheffel zu
stellen. Wir Geodäten sind schließlich wer.

Aber das »magische Dreieck« aus Image, sprich: Attraktivität und
Wahrnehmung unseres Berufsfeldes, Fachkräftemangel und
Nachwuchsgewinnung beschreibt wohl die berufspolitischen
Herausforderungen am Arbeitsplatz Erde.

Das gilt offensichtlich für den MINT-Bereich als Fort schritt s -
treiber für den rohstoffarmen Wirtschaftsstandort Deutschland,
dessen wertvollste Ressourcen in den Köpfen stecken. Das gilt
für die Ingenieurfächer insgesamt, auch für die Geo- und Geoin-
formationsdisziplinen als Wachstumsbranche schlechthin und
das gilt für die Geodäsie, die inzwischen als Mangelberuf einge -
ordnet ist.

Nachwuchswerbung muss zwingend beim Image, bei der At-
traktivität, bei verbesserter gesellschaftlicher Wahrnehmung
ansetzen! Denn:

Ohne positives Image kein Nachwuchs.
Ohne Nachwuchs keine Zukunft für die Geodäsie.
Ohne Geodäten geht die Welt nicht zugrunde.
Die Aufgaben erfüllen andere.
Das sollten wir nicht wollen.
Das bekommt weder unserer Gesellschaft noch unserer
Rechtsordnung noch unserem Wirtschaftssystem gut. 
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Die deutsche Einheit mit der schwierigen Transformation der
sozialistischen Eigentumsverwerfungen ist für mich in meinem
Berufsleben dafür eine Nagelprobe gewesen. Das sind mittler-
weile genau 25 Jahre geodätischer Erfolgsgeschichte!

Unser Eigentumssicherungssystem – und das gehört wahrlich
zur geodätischen Kernkompetenz – hat uns mit Grundpfand -
rechten, die Immobilienblasen schwer machen, aus der Welt -
wirtschaftskrise gestärkt hervorgehen lassen.

Geodäten sind in unserer Werteordnung unverzichtbar!

Das ist aber nicht selbsterklärend, sondern bedarf aufgrund 
der Breite, Komplexität und bisweilen auch Kompliziertheit des
geo dätischen Beitrags intensiver Kommunikation auf Basis der
Dachmarke Geodäsie.

Um dies zu verdeutlichen, bemühe ich das Gleichnis der bei-
den Steinmetze, die von einem Wanderer befragt werden, was
sie tun. Der Erste antwortet: »Ich behaue Steine.« Die Antwort
des Zweiten: »Ich baue an einer Kathedrale!«

Es besteht derzeit mangels Nachwuchs eine sehr große Gefahr,
dass andere Disziplinen in bisher klassischen geodäti schen Auf-
gabenfeldern »wildern«. Lassen Sie mich das am Beispiel der Geo -
informationen erläutern. Sie sind aus unserem Alltag beispiels -
weise über Smartphones oder Navigationssysteme nicht mehr
wegzudenken. Geoinformation kann heute fast jeder.

Plastisch machte dies die provokante Frage eines Journalisten
in einer Pressekonferenz: »Wozu brauchen wir Geodäten? Wir
haben doch Drohnen für die Erhebung.«

Die Antwort ist nicht tri vial, sondern existenziell für unseren
Berufsstand. Dahinter stehen eine Wissenschaft und eine Fach -
gemeinschaft mit einer qualifizierenden Ingenieurausbildung,
die einen hohen Standard der gesamten Produktpalette ge -
währleistet.

Wir müssen also vermitteln, dass Geodätinnen und Geodäten
vieles besser können als andere.

Es geht um Alleinstellungsmerkmale. Wir schulden Antworten
auf die Fragen: Wofür stehen Geodäten? Was ist unser unver -
zichtbarer gesellschaftspolitischer Beitrag?

Nun, ganz einfach: Wir sind Experten für die Lösung boden -
bezogener Probleme. 

Immer dann, wenn es 
um Präzision, Verlässlichkeit und Haftung,
um Eigentum und Sicherheit in jeder Hinsicht,
um rechtssicheren Eigentumsbezug über 
das betroffene Grundstück,
um Werte und deren Bemessung,
um Raum- und Zeitbezug über die Koordinate,
um öffentlichkeitswirksame Planungsverfahren,
um interdisziplinäre Ausrichtung,
um Methodenkompetenz,
um die Fähigkeit, zu planen und zu gestalten, 
statt nur zu verwalten, sowie
um Geradlinigkeit und Konsequenz

geht, immer dann ist geodätische Expertise als Qualitätssiegel
gefragt. Präzision. Expertise. Geodäten. So bringt es der Slo-
gan unserer Imagekampagne auf den Punkt.

Lassen Sie uns alle als beste Botschafter unseres Berufes dafür
werben, dass dies bei jüngeren Menschen und in der Gesellschaft
auf fruchtbaren Boden fällt. Mögen getreu dem Titel des Pixi-
Büchleins noch viel mehr Menschen eine Freundin oder einen
Freund haben, die Geodätin oder der Geodät ist. Die Karriere -
chancen auf dem Arbeitsmarkt könnten besser nicht sein.

Wir brauchen unser Licht wahrlich nicht unter den Scheffel zu
stellen!

Prof. Dr.-Ing. Karl-Friedrich Thöne
DVW-Präsident
karl-friedrich.thoene@
tmil.thueringen.de
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Zunächst sollte man eigentlich davon ausgehen, dass die Quali -
täts kontrolle einer Zeitschrift automatisch durch die Leser er-
folgt. In der Praxis sind die Rückmeldungen zum einen zwar oft
wohlmeinend, zum anderen jedoch sehr rar. Die waschkörbewei -
se Fanpost bleibt scheinbar leider den Teenieschwärmen die ser
Welt vorbehalten. Das FORUM hingegen ist kein Teenie schwarm
und hat auch bis auf Weiteres nicht die Absicht, zu einem Teenie -
schwarm zu werden. Die Entsorgung von Kuschel tierhaufen so -
wie die Bearbeitung von Heirats- und Kinderwünschen können
wir aus organisatorischen Gründen auch gar nicht zeitnah ge -
währleisten. Bleiben wir daher bei unserer Kernkompetenz. Und
lassen wir uns am besten von den Leuten beurteilen, die wissen
müssen, was wir schreiben sollen.

Einer Idee Marcel Gädings folgend wurde daher ein sogenann -
ter Leserbeirat ins Leben gerufen. Der Titel ist recht sperrig und
sicherlich als Arbeitsname zu verstehen, der Gedanke dahinter
ist konstruktiv: Eine ausgewählte Anzahl an Leserinnen und Le -
sern bekommt für die Dauer eines Jahres zu jedem FORUM einen
ausführlichen Fragenkatalog mit der Bitte, die Hefte in al ler Tie -
fe zu lesen und zu betrachten und die Fragen des Kata loges dann
mit aller Ehrlichkeit zu beantworten. 

Wir freuen uns, dass wir im Rahmen der diesjährigen Mitglieder -
versammlung in Kempten eine Leserin und sechs Leser für die-
se Aufgabe gewinnen konnten. Namentlich bedanken wir uns
hier schon jetzt bei Sabine Lipp, ehemalige Mitarbeiterin in der
Ge schäfts stelle der BDVI-Landesgruppe Sachsen, bei ÖbVI a. D.

B ei der Herstellung eines Produktes, was auch immer es sei, ist es ab und zu nicht verkehrt,

sich um die Qualität des herzustellenden Gegenstands zu sorgen. So auch bei der Erstellung

einer berufspolitisch geprägten Fachzeitschrift. Zum Beispiel beim FORUM. 

Meckern erwünscht!

Dieter Seitz, bei Heinrich Tilly, dem ehemaligen Präsidenten des Lan-
desbetriebs für Landesvermessung und Geobasisinformation Branden -
burg (LGB), sowie bei den ÖbVI-Kollegen Frank Maraite aus Erkelenz,
Martin Petry aus Polch, Jens Gabler aus Jena und Jens Roschke aus
Berlin. 

Die ersten Fragebögen für Heft 4/2015, also für dieses Heft, und,
rück wirkend, für Heft 3/2015 werden dieser Tage verschickt.

Wir freuen uns auf die Reaktionen und sind gespannt, wie die Ar-
beit der FORUM-Redaktion bewertet wird und welche Vor schläge
zur Verbesserung kommen mögen. Den Mitgliedern des Beirates hof-
fentlich viel Spaß bei der Tiefenlektüre und an alle anderen Leserin-
nen und Leser der Hinweis: Gerne können Sie bei Interesse die eben-
falls eine oder andere Frage zum FORUM beantworten. Die Bundes-
geschäftsstelle stellt Ihnen auf  Wunsch den Fragebogen gerne zur
Verfügung und, wer weiß, vielleicht haben ja auch Sie Lust, sich der
kleinen FORUM-Runde anzuschließen.

Wir würden uns sehr freuen. 

Dipl.-Ing. Andreas Bandow
FORUM-Schriftleitung
bandow@bdvi-forum.de
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Wie komme ich schnell
an mein Geld?

MANAGEMENT

Das Mahnverfahren in Deutschland (amtlich: gerichtliches Mahnver-
fahren) ist ein Gerichtsverfahren, das der vereinfachten Durchsetzung
von Geldforderungen dient. Gerät ein Schuldner in Verzug, darf der
eingetretene Verzugsschaden z. B. in Form von Mahngebühren und
ei ner Verzinsung geltend gemacht werden – diese Forderungen kön-
nen durch den Antrag auf Erlass eines Mahnbescheids ebenfalls durch -
gesetzt werden. Mit der Antragstellung wird das Verfahren eingelei -
tet. Hierbei gibt es zwei Möglichkeiten: Ent weder man besorgt sich
im Schreibwarenhandel den dazu erforderlichen Vordruck oder man
nutzt den Online-Service der deutschen Mahngerichte auf deren Por-
tal www.online-mahnantrag.de. Beide Verfahren – das analoge und
das elektronische – sind einfach, bei beiden müssen einige Felder aus-
gefüllt und das fertige Formular unterschrieben auf dem Postweg an
das zuständige Amtsgericht übersandt werden. Der schnellere Weg –
das Online-Mahnverfahren (Barcodeantrag) – soll hier etwas näher er-
läutert werden. Ein Barcodeantrag hat trotz Antragstellung auf  Papier
alle Vorteile der elektronischen Verarbeitung – z. B. eine deutlich schnel -
lere Bearbeitung, da die zeitaufwendige Erfassung der Antragsdaten
bei Gericht entfällt. Dieser ermöglicht die Antragstellung ohne zusätz -
liche Hard- und Software oder Technik zur Verschlüsselung. 

Zunächst rufen Sie über einen Internetbrowser den Link www.online-
mahnantrag.de auf. Wählen Sie dann das Bundesland, bei dessen Mahn -

 gericht der Antrag gestellt werden soll – in der Regel wählen Sie das
Bun desland aus, in dem Sie Ihren Sitz haben. 

Danach kann ausgewählt werden, wie der Antrag versandt wird –  hier
kann zwischen dem »Druck auf Papier (Barcode)« oder »Versand per In-
ternet« gewählt werden. Für die zweite Variante werden eine Signa -
tur karte und ein Kartenlesegerät benötigt.

Ab dem nächsten Schritt werden sämtliche Daten abgefragt (geben Sie
alle über die dialoggeführten Eingabemasken ein) – dazu nachfolgend
einige Erläuterungen in der Abfolge der Eingabefenster. Nach Eingabe
der Daten auf einer Seite gelangen Sie stets durch Klick auf den Pfeil
nach rechts weiter zur nächsten Eingabeseite.

Im ersten Schritt können Angaben gemacht werden, ob ein Prozess-
bevollmächtigter oder ein Rechtsanwalt des Antragstellers bzw. der
Antragsteller selbst den Antrag erfasst.

Auf der nächsten Seite werden die Kontaktdaten des Bevoll mäch -
tig ten (sofern vorhanden), die Daten des Antragstellers und even -
tueller ge setz licher Vertreter (Geschäftsführer etc.) abgefragt und
eingetra gen.  Hier gibt es vielfältige Auswahlmöglichkeiten (Privat-
person, Firma etc.).

Das gerichtliche Mahnverfahren – oder:

I m täglichen Geschäft kommt man in ÖbVI-Büros hin und wieder nicht darum herum, sich mit der Bei -

treibung von Forderungen privatrechtlicher Natur zu befassen. Im Normalfall hilft hier ein Anruf bei der

Bundesgeschäftsstelle des BDVI. Die technischen Abläufe werden hier strukturiert geschildert, um sie ge -

gebenenfalls nachvollziehen zu können. Selbstverständlich entbindet die Lektüre nicht davon, die rechtlichen

Aspekte der offenstehenden Forderung z. B. durch das Justiziariat des BDVI oder den eigenen Rechtsbei stand

beurteilen zu lassen.

MARKO KREBS | BDVI-GESCHÄFTSSTELLE
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Im Anschluss können Angaben zu even tuellen weiteren gesetzlichen
Ver tretern und Antragstellern gemacht werden.

Im folgenden Schritt macht man Angaben zum/zu den Antragsgeg-
ner(n) – auch hier gibt es wieder mehrere Möglichkeiten zur Auswahl,
ob es sich dabei um eine Privatperson, eine Firma, eine Gemeinschaft
etc. handelt – insbesondere muss hier eine zustellfähige Anschrift
des Schuld    ners angegeben werden. Zudem kann ein gesetzlicher Ver -
tre  ter /Rechtsbeistand des Antragsgegners – sofern bekannt – er-
fasst  werden. 

Danach werden Angaben zur Hauptforderung und zu Zinsen abge-
fragt – zunächst gibt man an, dass es sich um ein »reguläres Mahn -
verfahren« handelt. Es folgen Angaben, um welche Art der Forderung
(Nummer aus Forderungskatalog) es sich handelt (z. B. um einen
Dienst  leistungs-, Handwerker-, Werk- bzw. Werklieferungsvertrag etc.).
Es können nähere Angaben zum Anspruch (Rechnung, Schrei ben, Auf -
stellung, Rechnungs- und Kundennummer usw.) gemacht werden. Lässt
sich der Anspruch dort nicht einordnen (katalogisierbarer An spruch),
gibt es auch die Auswahlmöglichkeit »Sonstiger  An spruch«. Letztlich
macht man Angaben zum Anspruchszeitraum und zum Betrag der
Hauptforderung. Hier wird auch bereits die Höhe der Ge richts kosten,
die sich nach der Höhe des Forderungsbetrages richtet, angezeigt.

Es können weitere Eingaben zu laufenden oder ausgerechneten Zin-
sen oder einer eventuellen weiteren Forderung gegen den Antrags-
gegner gemacht werden. Der Zinszeitraum sollte zumindest die An -
gabe enthalten, ab wann die Zinsen geltend gemacht werden, d. h.,
beginnt der Anspruch z. B. am 1. Januar 2015, trägt man hier bei
»ab« den 2. Januar 2015 ein. Achtung! Fehlt diese Angabe, werden
Zinsen erst ab der Zustellung des Mahnbescheids berechnet. Wei -
ter geht es mit der Auswahl »Keine weiteren Angaben zu Haupt-
forderung und Zinsen machen«. 

In einem nächsten Schritt können Angaben zu Auslagen des Antrag-
stellers (Vordruck/Porto) erfolgen. In der Regel werden hier Kosten
von 10 Euro pauschal anerkannt. Danach können weitere Angaben
zu Nebenforderungen wie z. B. Mahnkosten – auch hier kann man
10 Euro pauschal angeben – gemacht werden. Weitere in diesem
Zusammenhang angefallene Nebenforderungen wie z. B. Kosten für
Aus künfte, Bankrücklast-, Inkasso- und Anwaltskosten für  vorge -
richt liche Tätigkeiten können hier ebenfalls angegeben werden. Auch
hier sollten Angaben zu Zinsen gemacht werden.

Mit einem Klick auf »Weiter« werden die Prozessgerichtsdaten für
ein eventuelles streitiges Verfahren angezeigt, die z. B. bei einer
großen Entfernung des Antragsgegners auch geändert werden
 können – da hier automatisch das zuständige Gericht am Ort des
An trags gegners angezeigt wird.

Im letzten Schritt gibt man das Geschäftszeichen an, ob der  An spruch
von einer Gegenleistung abhängt oder nicht und ob im Falle eines

Widerspruchs das streitige Verfahren durchgeführt werden soll; zum
Schluss die Bankverbindung für die Zahlung des An trags gegners.

Sind alle Angaben gemacht, erscheint eine Gesamtübersicht, welche
Daten erfasst wurden. Danach erhält man technische Hinweise zum
Ausdruck des Barcodeantrags und zu den Besonderheiten der  Browser
Mozilla Firefox und Google Chrome. Es wird ein PDF-Dokument er zeugt,
das auf weißes Papier ausgedruckt, fest zusammengeheftet und un-
terzeichnet an das zuständige Mahngericht gesandt wird. Wegen der
Maschinenlesbarkeit ist darauf zu achten, dass der auf der letzten Seite
erzeugte Barcode bei der Kuvertierung nicht geknickt oder ge falzt wird. 

Nach Einreichung prüft das Mahngericht den Antrag nur formal auf
Plausibilität und erlässt daraufhin einen Mahnbescheid an den Schuld-
ner. Der Antragsteller erhält vom Gericht eine Kostenrechnung über
die Gerichtskosten für den Mahnbescheid. Die Höhe der Gebühr richtet
sich nach der Höhe der geltend gemachten Forderung. Nach Zustel-
lung des Mahnbescheids hat der Schuldner dann 14 Tage Zeit, Wider-
spruch einzulegen oder zu zahlen. Widerspricht er, kann man überle -
gen, ob man – nach Zahlung weiterer Gerichtskosten – vom Mahnver -
fahren in ein normales Klageverfahren übergeht. 

Widerspricht der Schuldner nicht, kann unmittelbar nach Verstreichen
der Frist ein Vollstreckungsbescheid erwirkt werden. Das dazu erfor -
der liche Antragsformular erhält man nach Begleichen der Gerichts -
kosten vom Gericht – bereits mit einigen Angaben ausgefüllt – über-
sandt. Hier kann man entscheiden, ob der Vollstreckungsbescheid vom
Gericht an den Schuldner zugestellt werden soll oder man sich  selbst
darum kümmern möchte. Weiter können hier noch einmal even tuell
entstandene weitere Auslagen (in der Regel werden noch einmal 5 Eu-
ro für Porto/Telefon anerkannt) geltend gemacht werden oder – sofern
der Schuldner eine Teilzahlung geleistet hat – auch hierzu Angaben
gemacht werden. Danach wird der Antrag unterzeichnet und an das
Gericht gesandt. Das Mahngericht erlässt sodann den Vollstreck-
ungsbescheid. 

Nun kann die zwangsweise Durchsetzung der Forderung – sobald 
man den Vollstreckungsbescheid als vollstreckbaren Titel in den Hän-
den hält – mittels Zwangsvollstreckung über einen Gerichtsvollzieher
erwirkt werden. Der Schuldner hat zwar die Möglichkeit, innerhalb ei -
ner wei teren Frist von zwei Wochen Einspruch gegen den Voll streckungs -
be scheid ein zulegen; solange das Gericht aber nicht auf den Antrag
des Schuldners hin die Vollstreckung stoppt, kann der Gläubiger aus
dem Vollstreckungsbescheid weiter vollstrecken.

Marko Krebs
BDVI-Geschäftsstelle
krebs@bdvi.de
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Building Information 

Modeling (BIM) –

Digitalisierung des Planens,

Bauen und Betreibens 

Das Bauwesen beschreitet den Weg der Prozessdigitalisierung, unter dem Begriff »Building Information

Modeling (BIM)« werden Informationen zwischen den Beteiligten in Zukunft auf Grundlage digitaler

Modelle und nicht mehr in Form technischer Zeichnungen ausgetauscht. Bei der Umsetzung von BIM sind

andere Länder schon deutlich weiter als Deutschland, nun plant die Branche einen grundlegenden Innova-

tionssprung. Der BDVI arbeitet für den Fachbereich Geodäsie mit.

Building Information Modeling (BIM) ist vielen als Begriff heute noch
wenig geläufig. Was sich dahinter verbirgt, wird aber die Zukunft un -
seres Berufsstandes stark beeinflussen. Die Zu kunft des Planens, Bauens
und Betreibens wird wesentlich durch den digitalen Wandel bestimmt.
Die Erstellung digitaler, virtu eller Bauwerksmodelle, die anschließend
auf der Baustelle realisiert und dann als Grundlage für die Betriebs -
phase dienen, wird in einigen Jahren den Immobilienalltag be stimmen. 

BIM regelt u. a., dass die Pläne aller am Bau Betei lig ten künftig auf
Grundlage digitaler Modelle miteinander kommunizieren sollen. Durch
BIM werden dazu die bereits heute existierenden digitalen Planungen
von Vermessern, Architekten, Bauingenieuren, Statikern, technischen
Gebäudeausrüstern und Landschaftsarchitekten zusammengeführt und
effizient verbunden. Als Gesamtmodell einer Bauwerksplanung er mög -
licht es BIM, dass sich diese digitalen Daten künftig unter einander ver-
stehen, abstimmen und auf der Zeitachse verändern. 

Eine der Herausforderungen bei der Einführung von BIM wird sein,
welche Stellung ÖbVI mit ihrer Fachkompetenz einnehmen werden:
Wie werden baurechtliche Forderungen in Zukunft in BIM erfüllt wer-
den können? Wie wird in Zukunft der Lageplan zum Bau antrag aus -

sehen? Wie kann die Einhaltung der Grenzabstände ge währ leistet wer-
den? Überall hier ist geo dätische Expertise gefordert. 

Viele EU-Mitgliedstaaten setzen bereit auf BIM – darunter beispiels -
weise Großbritannien, Finnland, Dänemark, Frankreich, die Niederlande,
Spanien oder Italien: Private Auftraggeber erwarten dort oftmals die
Anwendung digitaler Projektmanagement-Verfahren, um Effizienz-
und Koordinierungsgewinne nutzen zu können. Bei öffentlichen Auf-
tragsvergaben ist die Anwendung elektronischer Methoden dort teil-
weise bereits vorgeschrieben, hierzulande gibt es bislang nur wenige
Auftraggeber, die von den bisherigen Organisationsweisen im Bau be -
reich abweichen. 

Dies wird sich in Zukunft grundlegend ändern, denn sowohl die Bun-
desregierung als auch Wirtschaft, Verbände und Kammern streben eine
möglichst einheitliche Einführung von BIM in Deutschland an. Dieser
Innovationsprozess ist anspruchsvoll, denn allen am Bau Beteiligten
müssen die Effizienzpotenziale des digitalen Bauens zugänglich ge -
macht werden. BIM bietet aber gleichzeitig die Chance, gewachsene
kleinteilige Strukturen zu vernetzen und damit langfristig zu optimie -
ren. 

NIKLAS MÖRING | BDVI-GESCHÄFTSSTELLE



TECHNIK

49

4

»planen-bauen 4.0«

Basis für eine wirtschaftliche und sichere Einführung von BIM sind ver-
lässliche, klare Rahmenbedingungen, die den Aufbau entsprechender
Prozesse und Strukturen ermöglichen. Zur Implementierung eines bun-
deseinheitlichen BIM wurde deshalb im Frühjahr unter Beteiligung des
Bundes die »planen-bauen 4.0 – Gesellschaft zur Digitalisie rung des
Planens, Bauens und Betreibens mbH« gegründet. Dieser Zusammen-
schluss der Verbände und anderer Gesellschafter wird von den Grün dern
als nationale Plattform, als Kompetenzzentrum und als Ge sprächs part -
ner im Bereich der Forschung, Regelsetzung und Marktimplementierung
verstanden. Die Gesellschaft will Wegbereiterin sein bei der Einführung
des BIM in Deutschland und will das breite Spektrum aller relevanten
Berufsgruppen sowie Unternehmen der Wert schöp fungskette Planen,
Bauen und Betreiben daran beteiligen. Umfasst werden soll der gesam -
te Lebenszyklus von der ersten Idee, Bedarfs- und Entwurfsplanung über
Realisierung und Betrieb bis hin zu Rückbau und Recycling von Bau -
werken, Anlagen und Immobilien aller Art.

Der BDVI ist als Gesellschafter an der planen-bauen 4.0 GmbH beteiligt
und gestaltet ihre inhaltliche Arbeit und Ausrichtung aktiv mit. Als
einziger Anteilseigner aus dem Bereich Geodäsie kann der Verband seine
geodätische Expertise und Interessen einfließen lassen, damit beispiels -
weise Vermessungsleistungen nicht im großen Datenmodell der »big
players« aus der Bauindustrie untergehen. 

Die Politik unterstützt die Plattform mit Nachdruck; der Bundesminis -
ter für Verkehr und digitale Infrastruktur, Alexander Dobrindt, bezeich -
nete die Gesellschaft gar als einen »Meilenstein auf dem Weg zum Bauen
der Zukunft. Die Plattform soll maßgeblich dazu beitragen, dass mo -

Gesellschafter und 
Gründungsmitglieder der 
planen-bauen 4.0 GmbH

buildingSMART e.V.
Bund der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure e.V.
Bundesarchitektenkammer e.V.
Bundesindustrieverband Technische Gebäudeausrüstung e.V.
Bundesingenieurkammer e.V.
Bundesverband Bausoftware e.V.
Bundesvereinigung Bauwirtschaft GbR
Bundesvereinigung der Prüfingenieure für Bautechnik e.V.
Bundesvereinigung Mittelständischer Bauunternehmen e.V.
Hauptverband der Deutschen Bauindustrie e.V.
Verband Beratender Ingenieure e.V.
Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau e.V.
Wirtschaftsverband Kopie & Medientechnik e.V.
Zentraler Immobilien Ausschuss e.V.

Kernziele der Gesellschaft

Erarbeitung von Anforderungen, (pränormativen)
Standards, Handlungsmustern und Leitfäden für BIM 
Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit zu BIM 
Generieren, Bündeln und Kommunizieren von Know-
how im Bereich »Digitales Bauen und BIM«
Einrichtung, Betreuung und Steuerung von Fach- und
Standardisierungsgremien sowie Mitwirkung in diesen
und Erarbeitung von Normen und die Begleitung des
Normungsprozesses
Verknüpfung der Aktivitäten mit der Initiative Indus-
trie 4.0 sowie vergleichbaren Initiativen 
Entwurf und (Weiter-)Entwicklung sowie Test und
Qualitätssicherung von Produkt- und Prozessmodellen
und deren Verbreitung 
Zertifizierungen jedweder Art zum Themenkreis 
»Digitales Bauen und BIM« 
Steuerung und ggf. Schaffung von Schnittstellen und
offenen Standards zu »Digitalem Bauen und BIM« 

Niklas Möring
BDVI-Geschäftsstelle
moering@bdvi.de

dernstes digitales Bauen in allen Bereichen zum Standard wird. Mo -
dernes Bauen heißt: erst digital, dann real bauen.«

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
hat die Gesellschaft im Sommer mit der Erarbeitung eines Konzeptes
zur schrittweisen Einführung von modernen IT-gestützten Verfahren
der Planung, des Bauens und des Betriebs von Bauwerken im Bereich
der öffentlichen Hand beauftragt. Der in enger Kooperation mit Ver -
tretern der Bauwirtschaft, Verbänden, Wissenschaft, Auftraggebern
und Ministerien erarbeitete Stufenplan wurde am 15. Dezember in
Berlin vorgestellt. Für den BDVI hat Gerd Grabau an den Arbeitstref-
fen im Vorfeld teilgenommen.

An vielen Fronten wird das Thema bereits aufgegriffen, auf regelmäßig
stattfindenden BIM-Anwendertagen, in Seminaren und Workshops
spielt dabei immer wieder auch das Thema Vermessung im weitesten
Sinne eine Rolle. Auch das FORUM wird das Thema künftig in loser
Folge aufgreifen und über die Fortschritte in der gemeinsamen Ar-
beit und neue Entwicklungen berichten. 

Weitere Informationen unter www.planen-bauen40.de
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ein. Insbesondere sprach er über die Schwierigkeiten beim Erhalt
der HOAI und die Bemühungen um die Rückkehr der Leistun-
gen aus dem beratenden Teil in den verbindlichen Teil der HOAI,
zu denen die Vermessungsleistungen gehören. Zudem ver  wies
Wolfgang Heide auf die derzeitigen Diskussionen zur Überar-
beitung der Musterbauordnung.

Torsten Hentschel warf als Landesgruppenvorsitzender einen
un terhaltsamen Blick auf den ereignisreichen zurückgelegten
Weg des Berufsstandes in Thüringen. Er sprach über die An fän ge
vor 25 Jahren, die maßgeblich vom ersten Vorsitzenden Gunter
Lencer initiiert und organisiert worden waren, von der bisher
einzigen Demonstration von Öffentlich bestellten Vermessungs -
ingenieuren in Deutschland vor dem Erfurter Innen minis terium
für die Zulassung unseres Berufsstandes in Thüringen und das
Aufgabentrennungsmodell, das zu einer deutlichen Verbesse -
rung und Befriedung der Zusammenarbeit zwischen Thüringer
Katas terverwaltung und Öffentlich bestellten Vermessungsin-

Die Thüringer Ministerin für Infrastruktur und Landwirtschaft,
Birgit Keller, und BDVI-Vizepräsident Wolfgang Heide über-
brachten herzliche Grußworte.

Frau Ministerin Keller sprach über die bisher unverzichtbaren
Leistungen der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure für
genaue Daten in der Geoinformation und der Landentwicklung.
Die Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure seien ein wich -
tiger Bestandteil einer modernen, effizienten und bürgernahen
Verwaltung in Thüringen. So sei es auch nur natürlich, dass  weitere
Aufgabenwahrnehmungen durch Öffentlich bestellte Vermes-
sungsingenieure im Freistaat Thüringen in der Diskussion seien.
Besonders hob Frau Keller die gemeinsamen Anstrengungen zur
verstärkten Nachwuchsgewinnung und bei der Ausbildung her-
vor. Diese sollen weiter ausgebaut und intensiviert werden.

Der Vizepräsident des BDVI, Wolfgang Heide, ging auf die Her-
ausforderungen der heutigen Zeit in Europa und in Deutschland

D ie BDVI-Landesgruppe Thüringen feierte am 23. Oktober 2015 mit zahlreichen  Mit streitern

und Weggefährten ihr 25-jähriges Jubiläum im Berg- und Jagdhotel Gabelbach bei Il-

menau.

Die zahlreich erschienenen Gäste aus Politik und Verwaltung sowie ehemalige ÖbVI aus Hessen

und Thüringen erhielten einen unterhaltsamen Einblick in die vergangenen 25 Jahre der Ver-

messungswelt Thüringens, aber auch darüber hinaus bis in das Silicon Valley.

Von der Demo 

zum respektvollen Miteinander

UWE EBERHARD | HILDBURGHAUSEN | TORSTEN HENTSCHEL | HERMSDORF

25 Jahre BDVI in Thüringen

REPORT
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genieuren geführt habe. Auch der Wegfall der Einmessungs pflicht
für Ge bäude in Thüringen und der Wegfall der Abmar kungs -
pflicht, was von den meisten Berufskollegen nach wie vor be -
dau ert wird, wurden thematisiert. Aber auch mit Lob für die
Thü ringer Kataster- und Vermessungsverwaltung wurde nicht
gespart. Es wurden die schnelle und weitestgehend komplika -
tions lose flächendeckende Einführung von ALKIS® in Thü ringen
angesprochen und die be sse re Kommunikation mit der Minis-
terialverwaltung. Abschließend ging Torsten Hentschel auf die
Nachwuchsgewinnung in der Geodäsie ein – ein für unse ren Be -
rufsstand außerordentlich wichtiges Thema, das auch weiter -
hin im Fokus der Verbandsarbeit stehen wird.

Als Festredner trug Prof. Dr. Bernhard Vogel, thüringischer Mi -
nis terpräsident a. D., mit seinem pointierten und geistreichen
Vortrag zu der sehr gelungenen Feierstunde bei. Bernhard Vo-
gel sprach über die Anfänge seiner Dienstzeit in Thüringen. Er
dankte den Männern und Frauen, die damals ohne Plan, aber mit
einem immensen Enthusiasmus an die Aufgaben gegangen wa -
ren. Es war eine Vielzahl von Themen in kürzester Zeit zu be -
ar bei ten. So gab es zwar ein Bundesministerium für gesamt-
deutsche Fragen, aber keines für gesamtdeutsche Antworten.
In seiner Regierungszeit als Ministerpräsident in Rheinland-
Pfalz hatte er während einer Kabinettssitzung nie das Wort »Ka -
taster« gehört. In Thüringen schien es jedoch fast sechs Monate
lang nichts Wichtigeres als das Kataster zu geben.

Fachliches Insider-Wissen über die Entwicklung der GPS-Tech-
nologie im Silicon Valley und über dessen Innovationskraft und
Erfindungsreichtum bot schließlich Prof. Horst Salzwedel. Ein
bunter Strauß an Themen vom ersten Sputnik und dessen Ein-
fluss auf den Beginn der ersten Überlegungen zu einem »Glo bal
Positioning System«, die Entwicklung eines neuen Erdmo dells
und weitere Stationen zu einem heute für jeden nutzbaren GPS

wurden kurzweilig von Prof. Salzwedel vorgetragen. Auch ging
er in seinem Vortrag auf die unterschiedliche Herangehensweise
bei Forschungsprojekten in den USA und in Europa ein. Während
in Europa erst viel diskutiert wird und dann auch jeder beteiligt
und ein ausgleichender Konsens gefunden werden muss, sind
die Entscheidungswege in den USA kürzer und durchaus be-
wusst risikovoller. Dadurch werden aber auch Ent wicklungs zei -
ten kürzer und es können Kosten im Rahmen gehalten werden.

Am Nachmittag fand zum Ausklang noch eine von Norbert Dagg
geführte Wanderung zum Großen Hermannstein und zum Goe -
thehäuschen auf dem Kickelhahn statt. In seiner humorvollen
Art, Geschichten zu Land und Leuten zu erzählen, trug Norbert
Dagg zu einem schönen Abschluss des Festtages bei. Dieser klang
bei einem gemeinsamen Kaffeetrinken mit vielen Gesprächen
und Erinnerungen an die vergangenen 25 Jahre aus.

Wir sehen uns zum 30-Jährigen …

Dipl.-Ing. Uwe Eberhard
Öffentlich bestellter 
Vermessungsingenieur
Eberhard@KatVermbuero-Eberhard.de

Dipl.-Ing. Torsten Hentschel
Vorsitzender der 
BDVI-Landesgruppe Thüringen
info@oebvi-hentschel.de

Ministerin Birgit Keller

Landesgruppenvorsitzender 
ÖbVI Torsten Hentschel 

Länderübergreifender Austausch 
zwischen Thüringen und Sachsen

Prof. Dr. Vogel 
und die Geodäsie

BDVI-Vizepräsident 
ÖbVI Wolfgang Heide



In seinem Grußwort brachte Staatsminister Markus Ulbig zum
Ausdruck, dass für ihn heute mehr denn je gelte: Ein qua litativ
hochwertiges Vermessungswesen ist Basis für jedes geordnete
Staatswesen. Er blickte auf die wesentlichen Meilensteine der
Entwicklung zurück und resümierte, dass das amtliche Vermes -
sungswesen in Sachsen nun gut aufgestellt sei und den hohen
Erwartungen gerecht werde. Staatsminister Ulbig würdigte die
in den vergangenen 25 Jahren geleistete Arbeit der Landesgrup -
pe Sachsen des BDVI für das amtliche Vermessungswesen. Den
anstehenden Herausforderungen, wie der Verbesserung der Qua -
lität des Liegenschaftskatasters oder der Berufsnachwuchs ge -
win nung, blickte er optimistisch entgegen. Denn der BDVI sei
ein verlässlicher, konstruktiver Partner, der gute Ideen habe und
auf die Anforderungen von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft
stets flexibel reagiere. 

Marko Schiemann reflektierte in seiner Festrede das Entstehen
rechtsstaatlicher gesellschaftlicher Rahmenbedingungen an-
hand der Entwicklung rund um Vermessungsberuf und Vermes -
sungsinstitutionen seit 1990. Die Gründungsmitglieder der Lan-

Mit großer Freude über die Treue und das Kommen zum Jubiläum
begrüßte der Vorsitzende Peter Boxberger die rund 100 Gäste
und ließ die Reorganisation der freien Bürgergesellschaft nach
der friedlichen Revolution von 1989/90 sowie die folgenden
sehr intensiven Aufbaujahre Revue passieren. Die Jahre von 1992
bis 2011 unter dem Landesgruppenvorsitz von Wolfgang Heide
seien geprägt gewesen von konstruktivem Ringen um Ausge -
staltung von beruflichen Rahmenbedingungen mit verlässlichen
Partnern in der Landespolitik sowie den beteiligten Ministerial-
und Fachverwaltungen. Dies habe das sächsische Vermessungs -
wesen zu einer ordnungspolitischen Erfolgsge schich te gemacht,
die sich in der Bundesrepublik Deutschland sehen lassen könne.
Nach dieser Zeitreise ins Heute nahm Peter Boxberger auch Ak-
tuelles in den Blick. Von zentraler Bedeutung sei es in Europa
zu verdeutlichen, dass die im wettbewerbsfähigen deutschen
Wirtschafts- und Rechtssystem tragend integrierten Freibe ruf -
ler als Garanten für dieses Erfolgs modell bürgen. Positiv ge wür -
digt wurde die Entscheidung der sächsischen Staats regierung,
das bewährte Abstandsflächenrecht der Landesbauordnung im
Interesse des Nachbarschutzes für den Bürger beizubehalten.

D ie Landesgruppe Sachsen des BDVI beging am 6. November 2015 im Schlosshotel  Pillnitz

ihr 25-jähriges Jubiläum. Mitgefeiert haben der Staatsminister des Innern Markus  Ulbig,

die Abgeordneten des Sächsischen Landtags Frank Heidan und Marko Schiemann (beide CDU),

MdL a. D. Rolf Seidel (CDU) wie auch Vertreter der uns beruflich begleitenden Staatsminis terien,

des Sächsischen Landkreistages, des Staatsbetriebs GeoSN, der Ingenieurkammer Sachsen, der

Vermessungs- und Flurbereinigungsverwaltungen, Vertreter aus Forschung und Lehre sowie 

befreundeter Berufsverbände.

25 Jahre 
KATRIN MISSBACH | KAMENZ
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v. l. n. r.: Peter Boxberger, Max Winter, Prof. Wolffried Wehmann, Gerold Werner, MdL Marko Schiemann



desgruppe Sachsen des BDVI hätten stets zielstrebig in vielen
ehrenamtlichen Stunden am Aufbau des Berufsverbandes gear-
beitet und damit dem Berufsstand zu hoher gesell schaft licher
Reputation verholfen. Dank langjährigem Engagement sei es dem
BDVI-Vorstand gelungen, Verständnis für Vermessungsbelange
selbst bei den Abgeordneten, die nicht den Beruf tangieren, zu
wecken. Bei den zahlreichen Beratungen mit dem Berufsver-
band stand die Wahrung des Grenzfriedens als ein wichtiger
Baustein für Rechtsstaatlichkeit und Demokratie deutlich und
bewusst im Vordergrund. Schiemann betonte, dass ihm immer
ein faires Verhältnis zwischen Verwaltung und Freiem Beruf wich -
tig gewesen sei. Mit dem Resümee »Mit Vermessung Prä zision
erleben, Sicherheit genießen«beendete er seine Festrede, sprach
dem Jubilar seinen Respekt für 25 Jahre geleistete harte, aber
erfolgreiche Arbeit beim Aufbau des sächsi schen Vermessungs -
wesens aus und wünschte dem Verband viel Glück auf den We-
gen, Neues zu ergründen. 

Dass GPS mehr ist als Navigation im Auto und fürs Segeln, mach -
te Prof. Markus Rothacher von der Eidgenössischen Technischen
Hochschule Zürich in seinem Vortrag deutlich. Satellitennaviga -
tionssysteme würden heute in vielfältiger Weise da zu beitragen,
sowohl schnelle Prozesse auf der Erde, wie Erdbe ben, Vulkanaus -
brüche, Tsunamis oder Wettervorhersagen, als auch langsame
Prozesse, wie Plattentektonik, postglaziale Land hebung oder Va -
riationen in der Atmosphäre und in der Ionosphäre, zu erfas -
sen. GPS, GLONASS, GALILEO und BEIDOU können heute einen
fundamentalen Beitrag zum Monitoring dynamischer Verän-
derungen des Systems Erde und damit zum Aufbau von Früh-
warnsystemen leisten. Die zuverlässige Detektion von kleinsten
Langzeittrends sei ebenso eine große Herausforderung an das
Monitoring langsamer Prozesse auf der Erde wie die schnel le
Reaktion und Quantifizierung von Ereignissen durch Echtzeit -
verarbeitung für das Monitoring der schnellen Prozesse. 

Der Experte für Wirtschafts- und Technologiepolitik, Energie-
und Umweltpolitik Staatssekretär a. D. Ernst-Christoph Stolper
erläuterte die Auswirkungen des Transatlantischen Freihandels -
abkommens zwischen den USA und der EU (TTIP) auf kleine und
mittelständische Unternehmen. Mit TTIP versprächen sich die
Befürworter mehr Wachstum in der EU und den USA. Sie woll-
ten stärkere Handelsströme und mehr Marktfreiheit für Unter -
neh men. Als zentrale Kritikpunkte an TTIP benannte er die Gefahr
der Absenkung von Umwelt-, Gesundheits-, Arbeits- und Ver -
brau cherschutzstandards wie auch die Einschränkung demo kra -
 ti scher Kontroll- und Entscheidungsmechanismen. Ferner schrän -

ke TTIP die nationalstaatliche bzw. regionale Handlungsfähig -
keit ein und beeinflusse europäisch gelebte Standards der Da -
seins  vorsorge und Kultur. Aber auch Auswirkungen für Klima -
schutz und Energiewende würden befürchtet. Das umstrittene
Fracking verfahren z. B. würde befördert. Als mög liche Auswege
sieht Stolper ein »TTIP light«, ein Freihandels abkommen ohne
Inves tor-Staats-Klagerecht, ohne regulatorische Kooperation und
Positiv- statt Negativlisten. Man müsse zu einen Internationalen
Gerichtshof für Unter neh mens rechte und -pflichten kommen,
was sowohl den Schutz von Investitionen, aber auch Umwelt-
und Sozialstandards möglich mache. Eine weitere Alternative
seien multilaterale oder plurilaterale Branchenab kom men, z. B.
in der Automobil- oder der Gesundheitsgeräteindus trie.

In seinem Vortrag gewährte Dr. Zink vom Deutschen Zentrum
für Luft- und Raumfahrt (DLR) einen Einblick in die TanDEM-X-
Mission, die mit Radartechnologie ein hochgenaues 3-D-Abbild
unserer Erde zum Ziel hat. Die Mission liefere ein homogenes
Hö henmodell für inzwischen 75 % der Landoberfläche mit ei -
ner Messpunktdichte von 12 m und einer vertikalen Ge nauig keit
von besser als 2 m. Das erstellte Höhenmodell sei Grundlage
für hoch aktuelle wissenschaftliche Fragestellungen, wie Hoch -
was ser si mulationen, Biomassen- und Deformationsanalysen so -
wie Koh lenstoffbilanzierungen. 

Die TanDEM-X-Mission wird von der TanDEM-L-Mission ab -
gelöst, einer hochinnovativen Satellitenmission mit einer Auf-
nahmekapazität von zwei globalen Aufnahmen pro Woche zur
Erzeugung von Hö hen modellen in bisher nicht erreichter Qua -
lität und Auflösung zur globalen Beo bachtung dynamischer
Prozesse in Bio-, Geo-, Kryo- und Hydrosphäre.

Nach der Mitgliederversammlung, in der über aktuelle Themen
wie Baurecht, Qualitätssicherung im Liegenschaftskataster,
Zu  sammenarbeit in der Flurneuordnung, Kataster- und Kosten-
recht beraten und informiert wurde, ließ man das gelungene
Jubiläum bei einem mysteriösen KRIMI total DINNER »mit zwei
Leichen« ausklingen.
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v. l. n. r.: Dr. Andreas Klengel, MdL Frank Heidan, 
Peter Boxberger, Axel Pohlmann

Staatsminister Markus Ulbig MdL Marko Schiemann
Ernst-Christoph Stolper, 
Peter Boxberger

Dipl.-Ing. Katrin Mißbach
Geschäftsstelle der BDVI-Landes-
gruppe Sachsen und Thüringen
bdvi@vermessung-kamenz.de
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Der Helmertturm war Teil des Ensembles von Observatorien für astro -
nomisch-geodätische Winkel messungen am Königlich Preußischen
Geo dätischen Institut Potsdam. Das Ensemble umfasste insgesamt fünf
verschiedene Einzelbauten: ein massives Gebäude (Ziegelbau) für In-
strumente und allgemeine Zwecke, zwei Meridianhäuser für Stern-
durchgangsbeobachtungen, ein Breitenhaus für Sternbeobachtungen
im ersten Vertikal und schließlich den Helmertturm für astronomisch-
geodätische Universalbeobachtungen. Die Observatorien stellten sei -
ner zeit einen internationalen Durchbruch hinsichtlich techni scher In-
novation und spezifischer Ausstattung dar. 

Seinen Namen erhielt der Helmertturm im November 1924 auf Grund -
lage eines Beschlusses des Beirates für das Vermessungswesen nach
dem im Jahr 1917 verstorbenen früheren  Direktors des Geodä tischen
Instituts, Prof. Dr. Friedrich Robert Helmert. Helmert (* 31. Juli 1843
in Freiberg [Sachsen] – † 16. Juni 1917 in Potsdam) gehört zu den be-
deutendsten deutschen Geodäten, da er mit grundlegenden mathema -
tischen, physi kalischen und technischen Gedanken die Entwicklung
der Geodäsie maßgeblich gefördert und dabei ihre Beziehungen zu den
Nachbarwissenschaften Astronomie und Geophysik vertieft hat. 

D ie geodätischen Observatorien auf dem Potsdamer Telegrafenberg blicken auf eine mehr als

100-jährige Geschichte zurück. Sie waren seinerzeit mit modernsten Instrumenten ausge -

stattet, vor allem das Geodätische Institut. Schnell gelangte es zu weltweitem Ruhm. Man sprach

sogar vom »Mekka der Geodäten«, denn es gab keine andere vergleichbare geodätische Forschungs -

institution, die mit derart zahlreichen, verschiedenartigen und speziellen Messanlagen ausgestattet

war. Für den damals notwendigen Umzug des Geodätischen Instituts und des Zentralbüros der 

Internationalen Erdmessung von Berlin nach Potsdam wurde 1893 neben dem Hauptgebäude des

Geo dätischen Instituts Potsdam der Helmertturm eingeweiht. 

Der Helmertturm 
in Potsdam braucht 
Ihre Hilfe! 

Der Helmertturm, das hiervon östlich gelegene Meridianhaus,
das Breitenhaus sowie kleinere Begleitbauten (Mirenhäuschen)
existieren noch heute, allerdings sind sie dem Verfall preisge ge -
ben und in einem bedauernswerten Zustand. Das  Ensemble hat
einen hohen bau-, technik- und wissenschaftsgeschicht lichen
Wert. Es ist als technisches Denkmal in die Denkmalliste einge-
tragen. Um die wertvolle Originalsubstanz dieses technischen
Denkmals erhalten zu können, sind umfangreiche Sicherungs-
und Sanierungsmaßnahmen notwendig. Vorgesehen ist eine
schrittweise denkmalgerechte Sanierung der einzelnen Bauteile.
Zunächst müssen jedoch ein weiteres Eindringen von Wasser und
die fortschreitende Korrosion der tragenden Teile verhindert
werden. Das Konzept zur Restaurierung sieht vor, den massiven
Festpfeiler zu sanieren und die historische Wellblechhülle zu
erneuern. Des Weiteren ist eine Restaurierung der Stahlkonstruk -
tion von Helmertturm, Umgang und Treppe vorgesehen. Die
größte Veränderung soll die Kuppel erfahren. Hier wird eine
neue Kuppel die nach dem Zweiten Weltkrieg umgebaute Kup-
pel ersetzen. Auch das zugehörige Meridian- und das Instru-
mentenhaus sollen in diesem Zusammenhang restauriert wer-

FORUM

BERND SORGE | POTSDAM

Fotos: 
GFZ Deutsches GeoForschungsZentrum
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Dipl.-Ing. Bernd Sorge
Vorsitzender des 
DVW Berlin-Brandenburg e. V.
vorsitzender@dvw-lv1.de

den. Der Helmertturm soll nach  seiner Sa nie rung als besonderes Wahr -
zeichen der Technik- und Geofor schungs geschichte für die Öffent -
lichkeit zugänglich sein. Auf dem 15 m hohen Turm erwartet den Be-
sucher dann ein herrlicher Blick über den Telegrafenberg und die Stadt
Potsdam. Für das Meridian- und das Instrumentenhaus ist eine Nut -
zung für Ausstellungen und Veranstaltungen geplant. 

Damit aus diesen Plänen Realität wird, werden erhebliche finanzielle
Mittel benötigt. Mit einem Faltblatt, dass unter www.denkmal schutz.de/
 helmertturm heruntergeladen werden kann, wirbt die Deutsche Stif -
tung Denkmalschutz für Spenden zur Erhaltung und Restaurierung
des Helmertturms. Der DVW Gesellschaft für Geodäsie, Geoinforma-
tion und Landmana ge ment e. V. wird die Deutsche Stif tung Denk mal -
schutz bei der Einwer bung von Spendengeldern und mit fachlichen
Beiträgen unterstützen. Die Deutsche Stiftung Denk malschutz ist die
größte private Initiative für Denk mal pflege in Deutsch land. Sie setzt
sich seit 1985 kreativ, fachlich fundiert und unabhängig für den Er-
halt bedrohter Baudenkmale ein. Ihr ganz heitlicher Ansatz ist einzig -
artig und reicht von der Notfallrettung gefährdeter Denkmale, päda -
gogischen Schul- und Jugendprogrammen bis hin zur bundes weiten
Aktion »Tag des offenen Denkmals«. Insgesamt konnte die Deutsche
Stiftung Denk mal schutz dank der akti ven Mithilfe und Spenden von
über 200.000 Förderern bereits rund 5.000 Projekte mit mehr als ei -
ner halben Milliarde Euro in ganz Deutschland unterstüt zen. Die ein-
maligen oder re gel mäßigen Zuwendungen, auch im Rahmen von An-
lassspenden (z. B. bei Jubiläen), Ge schenkspenden oder Kondolenz -
spenden an die Deut  sche Stiftung Denkmalschutz, können steuer-
lich geltend gemacht werden. 

Bitte helfen Sie mit, dieses besondere Wahrzeichen der Geodäsie
in Potsdam zu bewahren!

Spendenkonto: Deutsche Stiftung Denkmalschutz
IBAN: DE71 5004 0050 0400 5004 00, BIC: COBADEFFXXX 
Kennziffer: 1010729XHelmert-Turm

Unter dem o. g. Link ist auch eine bequeme 
Online-Spende möglich.

FORUM



ANZEIGENAUFTRAG

[   ] BITTE VERÖFFENTLICHEN SIE MEIN STELLENANGEBOT:
[   ] BITTE VERÖFFENTLICHEN SIE MEIN STELLENGESUCH:
[   ] ICH INTERESSIERE MICH FÜR CHIFFRE-NR.:

Textanzeigen in der Jobbörse
[   ] Anzeigen je angefangene 300 Zeichen 20,00 E

Zusätzliche Optionen:
[   ] FETTDRUCK MIT EINER ZUSATZFARBE: + 13,00 E

[   ] FARBIGER RAHMEN: + 13,00 E

Absender

Name

Straße

PLZ / Ort

Telefon

Fax

E-Mail

Datum / Unterschrift

Rückfragen richten Sie bitte an: Frau Wolkowa-Norda, 030/240 83 83

ZUSCHRIFTEN* erbeten an: 
BDVI, »FORUM-Jobbörse«, Luisenstraße 46, 10117 Berlin

* Bewerbungsunterlagen nur ausreichend frankiert mitsenden!

An der Hochschule Neubrandenburg - 
University of Applied Sciences - ist im 
Fachbereich Landschaftswissenschaften 
und Geomatik eine 

  Professur
 für das Fachgebiet Bewertung,
 Liegenschaftskataster und Planung
 BesGr. W 2 BBesO
 zzgl. Leistungszulagen

zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu besetzen.

Kennziffer: 112009/2015

Erwartet werden umfassende Kenntnisse und einschlägige 
Erfahrungen in folgenden Gebieten: Bewertung von Lie-
genschaften im städtischen und ländlichen Raum, räum-
liche Entwicklungsplanung sowie Führung und Erneuerung 
des Liegenschaftskatasters. Das Berufungsgebiet schließt 
die Betreuung der hierzu erforderlichen Vermessungen 
sowie die Vermittlung der Staats-, Rechts- und Verwal-
tungskunde ein.

Gesucht wird eine Persönlichkeit mit einem Studienab-
schluss der Geodäsie, der Planung oder eines vergleichbaren 
Studienfaches sowie der Befähigung zum höheren vermes-
sungstechnischen Verwaltungsdienst (2. Staatsprüfung).

Näheres zu den Aufgaben und Anfor-

Homepage der Hochschule unter:

http://www.hs-nb.de/, Stellenangebote

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung!

JOBBÖRSE
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PLZ-Bereich 1

• Chiffre 6033 A ÖbVI im Großraum Berlin: Sie sind Vermessungsassessor/-in, der/die

selbstständig und eigenverantwortlich arbeiten will? Haben Sie Freude am Beruf,

wol len ihn kreativ ausgestalten und besit zen Mut zum unter neh merischen Risiko?

Wir su chen Sie zur Übernah me und zu kunfts orientierten Fortführung ei nes ÖbVI-

Büros mit einem Inhaber und rund 10 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Das Büro

ist eta bliert, renommiert, wirtschaftlich ge sund und fachlich vielschichtig auf -

gestellt. Wir bie ten Ihnen alle Möglichkeiten und Unterstützung, sich beruflich

weiterzuent wickeln – auch über das übliche Tagesge schäft hinaus –, mit dem Ziel

der Büroübernahme. Wenn wir Ihr Interesse geweckt ha ben sollten, dann melden

Sie sich bitte bei mir.



V E R A N S T A L T U N G S K A L E N D E R

Weitere Infos: 
www.GEODÄSIE-AKADEMIE.de/Veranstaltungskalender

Bund der Öffentlich bestellten
Vermessungsingenieure e.V.

DVW – Gesellschaft für Geodäsie,
Geoinformation und Landmanagement e.V.

Verband Deutscher
Vermessungsingenieure e.V.

A k t u e l l e  T e r m i n e

Do.-Fr., 18.-19. Februar 2016
DVW-Seminare
UAV 2016 – Vermessung mit 
unbemannten Flugsystemen
Ort: Bonn

Fr.-Sa., 26.-27. Februar 2016
BILDUNGSWERK VDV
Gleisbau 2016
Ort: Berlin

Dienstag, 1. März 2016
BILDUNGSWERK VDV
Messen im Bauwesen
Ort: Berlin

Do.-Fr., 3.-4. März 2016
BILDUNGSWERK VDV
Bauabrechnung-Jahresseminar
Ort: Würzburg

Montag, 14. März 2016
DVW-Seminare
Arbeitsschutz/Arbeitssicherheit 
im Vermessungswesen
Ort: Frankfurt am Main

Stand: 30. November 2015

Die Veranstaltungen werden teilweise
als Kooperationsveranstaltungen 
angeboten. Angegeben ist der jeweils
verantwortliche Veranstalter.

Geschäftsstelle der
GEODÄSIE-AKADEMIE

info@GEODÄSIE-AKADEMIE.de
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Nahrung ist nur der Anfang. Selbsthilfe und Selbstbestimmung 
sind der Schlüssel zum großen Ziel: die Würde jedes einzelnen 
Menschen zu wahren.  brot-fuer-die-welt.de/selbsthilfe

Selbsthilfe.Erste Hilfe.



INGENIEURVERMESSUNG

SEMINARE / SYMPOSIEN / WORKSHOPS / TAGUNGEN

GEOINFORMATION

29. Februar/1. März
2016, Frankfurt a. M.

WORKSHOP PRAXISWISSEN GDI www.gdi-testplattform.de 

24./25. Februar 2016,
München

MÜNCHNER GI-RUNDE www.rtg.bv.tum.de 

27. Januar 2016,
Dresden

13. SÄCHSISCHES GIS FORUM DES GDI SACHSEN http://gdi-sachsen.de 

3./4. März 2016,
Braunschweig

GEOMONITORING 2016 www.geo-monitoring.org

4./5. April 2016,
Rostock

12. GEOFORUM MV 2016 www.geomv.de

BDVI-GREMIEN, -KOMMISSIONEN UND -ARBEITSGRUPPEN

22./23. April 2016, 
Fulda

BKImmo WORKSHOP UND MITGLIEDERVERSAMMLUNG http://bkimmo.net 

24. Mai 2016, Berlin BDVI-PRÄSIDIUM http://bkimmo.net 

2. bis 4. Juni 2016,
Potsdam

Save the date!
BDVI-KONGRESS

www.bdvi.de 
➞ Aktuelles ➞ Termine

18. Februar 2016,
Berlin

BDVI-PRÄSIDIUM www.bdvi.de 
➞ Aktuelles ➞ Termine

19. Februar 2016,
Berlin

BDVI-HAUPTVORSTAND www.bdvi.de 
➞ Aktuelles ➞ Termine

2. Juni 2016, 
Potsdam

BDVI-HAUPTVORSTAND www.bdvi.de 
➞ Aktuelles ➞ Termine

11. Mai 2016, 
Düsseldorf

HOAI – GRUNDLAGENSEMINAR www.ikbaunrw.de ➞ Akademie 
➞ Seminare ➞ Seminarprogramm
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21. bis 23. Januar
2016, Fulda 

SPRENGNETTER JAHRESKONGRESS 
IMMOBILIENBEWERTUNG

www.sprengnetter.de
➞ Seminarkalender 

25. Januar 2016,
Frankfurt a. M.

GUG-JAHRESAUFTAKTTAGUNG http://akademie.wolterskluwer.de

17. Februar 2016,
Dortmund

BAUTECHNISCHE GRUNDLAGEN 
FÜR DIE IMMOBILIENBEWERTUNG

www.vhw.de 
➞ Fort- und Ausbildung

16. bis 18. März 2016,
Berlin

WERTERMITTLUNG NACH DEM BAUGB www.isw.de 
➞ Programmübersicht

3. März 2016,
Dortmund

WERTERMITTLUNG IM LÄNDLICHEN RAUM www.vhw.de
➞ Fort- und Ausbildung

7. März 2016,
Stuttgart

UNTERBRINGUNG VON FLÜCHTLINGEN 
Aktuelle Änderungen im Bauplanungsrecht 
und Umsetzung in den Kommunen

www.isw-isb.de

SEMINARE / SYMPOSIEN / WORKSHOPS / TAGUNGEN

BODENORDNUNG / STADTUMBAU / WERTERMITTLUNG

20. bis 22. April 2016,
Nowosibirsk

INTEREXPO GEO-SIBERIA 2016 http://expo-geo.ru 

MESSEN / AUSSTELLUNGEN

STUDIENREISEN

INTERNATIONALINTERNATIONAL

Weitere umfangreiche Informationen zu Fort- und Weiterbildungen finden Sie u. a. auch unter den folgenden Links:
www.bdvi.de/de/aktuelles/termine | www.dvw.de/fortbildung | www.bw-vdv.de/bildungswerk-vdv | www.sprengnetter.de |
www.vhw.de | www.staedtebau-berlin.de

1. bis 12. April 2016,
Südafrika

STÄDTEBAULICHE STUDIENREISE www.isw-isb.de 
➞ Fachexkursionen

12. bis 14. Mai 2016,
Brüssel

SPRING GENERAL MEETING OF TEGOVA www.tegova.org 
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_ VDV 
Prof. Dr. Hans Fröhlich mit
dem Goldenen Lot geehrt_ 4ING, KFBT UND ASIIN 

Strategische Partnerschaft 
in der akademischen MINT-
Bildung

Die Fakultätentage der Ingenieurwissenschaften und Infor-
matik an Universitäten e. V. (4ING), die Konferenz der Fachbe -
reichstage e. V. (KFBT) sowie die Akkreditierungsagentur für
Studiengänge der Ingenieurwissenschaften, der Informatik,
der Naturwissenschaften und der Mathematik e. V. (ASIIN)
haben ein Memorandum für eine »Strategische Partnerschaft
zur Sicherung und Weiterentwicklung hoher Qualitätsstan-
dards in der akademischen MINT-Bildung« unterzeichnet. 

Die Kooperationspartner intensivieren ihre Zusammenarbeit bei
der Weiterentwicklung von fachlichen, den Ansprüchen von Wis-
senschaft und Berufspraxis gleichermaßen genügenden Anfor -
derungen an die Entwicklung und Qualitätssicherung von Stu-
dienangeboten in den technischen und naturwissenschaftlichen
Disziplinen (MINT-Bereich). Dabei stimmen die Partner überein,
dass die von Absolventen eines Studienprogramms an Universi -
täten oder Hochschulen für angewandte Wissenschaften zu er -
wartenden Lernergebnisse und Kompetenzprofile (in den Be rei chen
Wissen, Fertigkeiten und Kompetenzen) im Zentrum die ser fach-
lichen Qualitätsanforderungen stehen. Die hohen Qualitäts stan -
dards in den MINT-Disziplinen und ihre nachgelagerte Anwen-
dung bei der Durchführung externer Qualitätssicherung (Akkre -
di tierungs- und Zertifizierungsverfahren) unterstützen dabei die
(inter)nationale Transparenz, gegenseitige Anerkennung von er-
worbenen Qualifikationen und damit die akademische und pro-
fessionelle Mobilität von Studierenden und Absolventen. 

Quelle: ASIIN e. V.  

Prof. Dr. Hans Fröhlich, Ingenieur, Hoch schullehrer und
Geodät, ist mit dem Goldenen Lot geehrt worden. 

Der VDV zeichne damit einen
Wissenschaftler aus, der sein
Leben auf die Geodäsie in all
ihren Facetten ausgerichtet
habe und dessen Name weit
über Fachkreise hinaus be -
kannt sei, sagte Wilfried Gru -
nau, Präsident des VDV. Die
Fachbücher von Prof. Fröh-
lich hätten so manchem Stu -
denten schwierige Themen -
komplexe praxisnah und ver -

ständlich nahegebracht, seine Vorträge seien lehrreich und
unterhaltsam zugleich; die von Prof. Fröhlich durch ge führ -
ten Schulungen und Fortbildungsveranstaltungen seien
aufgrund ihrer Praxisnähe außerordentlich beliebt und
hätten nahezu »Kultcharakter«, so der Laudator und Vor-
jahrespreisträger Prof. Dr. Klaus Grewe.

Seit 1990 wird diese Ehrung an Persönlichkeiten verlie -
hen, die sich direkt oder in erweitertem Sinne um die Geo -
däsie bzw. das Ingenieurwesen verdient gemacht ha ben.
Zu den bisherigen Lotträgern gehören hochrangige Politi -
ker (z. B. Joachim Gauck), namhafte Wissenschaftler (z. B.
Ulf Merbold), berühmte Künstler (z. B. Bernhard Hoëcker)
und andere Personen des öffentlichen Lebens (z. B. Arved
Fuchs), von denen nicht wenige regelmäßig wiederkehrend
an den jährlichen Preisverleihungen teilnehmen und in
lockerer Runde über ihre aktuellen Aktivitäten berichten. 

Quelle: VDV  

Das Bundesamt für Kartographie und
Geo däsie (BKG) unterstützt alle nicht
kommerziellen Vorhaben von Verwal-
tungsstellen des Bundes, der Länder
und Kommunen sowie von Nichtre gie -
 rungs organisationen und Unter neh men
bei der Bewältigung der Flücht lings la -
ge mit der gebührenfreien Bereitstellung
des europaweiten Darstellungsdienstes
TopPlus-Web-Refugees, des deutsch-
landweiten Geokodierungsdienstes der
Vermessungsverwaltungen der Länder

sowie eines Routingdienstes. Die Diens -
te stehen ab sofort bis zum 31. Dezem-
ber 2017 zur Verfügung. 

Der am BKG entwickelte Dienst TopPlus-
Web-Refugees bietet eine europaweit ein -
heitliche Kartengestaltung in 14 Detaillie -
rungsstufen. Die Maßstabsstufen reichen
von der europaweiten Übersichtskarte bis
hin zur detaillierten Stadtkarte in Deutsch -
land. TopPlus-Web-Refugees wird über
ver schiedene standardisierte Schnitt stel -

len angeboten und eignet sich aufgrund
seiner hohen Performanz perfekt zur Prä -
sen tation im Web. In diesem Dienst werden
amtliche Geodaten der Länder, des Bun-
des, Europas sowie freie Geodatenquellen
als Datengrundlage verwendet. Deutsch-
land wird ausschließlich durch amtliche
Daten dargestellt. Für das euro päische Aus -
land kommen sowohl amt li che Daten als
auch OpenStreetMap-Da ten sowie wei -
tere freie Datenquellen zum Einsatz. 

Quelle: BKG  

_ GEOINFORMATION
Geodaten zur Bewältigung der Flüchtlingslage
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_ BODENSEE
Neue Vermessung
bringt überraschende Ergebnisse

Das neue Schwarzbuch des Bundes der Steuerzahler (BdSt)
enthält mehr als 100 Beispiele, wie der Staat Geld verschwen -
det. Sie reichen von bunt leuchtenden LED-Gullydeckeln bis
zu einer Aussichtsplattform auf einer Ab raum halde, die –
welch Überraschung – zu einem Ausblick auf die Nachbar -

halde einlädt. 

Großprojekte wie die 50 Millionen
Euro teure Continental Arena in
Regensburg, die gut 15.000 Zu -
schauern die vierte Liga schmack -
haft machen soll, dürfen auch
nicht fehlen. Meist planen die Be-
hörden einfach ungenau, setzen
falsche Prioritäten oder lassen Ne -
benkosten in Berechnungen weg-
fallen – seit Jahrzehnten zeigt der
BdSt auf, wo der deutsche Staat

Geld in unnötige Projek-
te steckt. 

Quelle:
www.schwarzbuch.de  

_ ÖFFENTLICHE VERSCHWENDUNG
Schwarzbuch des Bundes der
Steuerzahler erschienen

_ AUSSCHREIBUNG
BDVI bringt interessante
Projekte »auf die Bühne«

Mit hochmoderner Technik wurde der Bodenseegrund zwi -
schen 2013 und 2015 neu vermessen und kartiert. Das
grenzübergrei fende, von der EU geförderte Projekt »Tiefen-
schärfe – Hochauf lösende Vermessung Bodensee« lieferte
ein detailgenaues 3-D-Modell des Seebeckens. 

Entlang des Schweizer Seeufers fand das Forscherteam eine grö -
ßere Anzahl unbekannter Erhebungen, deren Entstehung von
Tauch ar chäo logen geklärt wird. Für Rätselraten sorgten auch
bislang unbekann te rundliche Strukturen entlang der Ufer des
Gnadensees sowie die vielfältigen kraterartigen »Pockmark«-
Strukturen an den Hängen des Sees. Doch nicht nur solch spek-

takuläre Funde, sondern
vor allem der un erwar -
tete Formenreich tum
des Seebodens selbst
begeister te das Vermessungsteam und die Projektunterstützer
aus den Vermessungsverwaltungen der Anrainerländer. Die Kar -
tierung zeigt Can yons und Hügel, Flussläufe und Hangrutschun-
gen, deren genaue Analyse Hinweise auf jahrtausendealte seis-
mische Aktivitäten oder die Wahr schein lichkeit neuer untersee -
ischer Hangrutschungen liefern können. 

Zahlreiche Bilder und Ergebnisse bietet das Portal online
unter www.tiefenschaerfe-bodensee.info.

Haben Sie interessante Projekte im Büro, die sich vom
Tagesgeschäft abheben? Projekte, die technisch, or-
ganisatorisch oder rechtlich besonders anspruchsvoll
und spannend sind? Oder einfach Projekte, die den
Spaß am Beruf fördern? 

Die FORUM-Redaktion und das BDVI-Präsidium möch -
ten solche Projekte gerne kennenlernen und ihnen eine
breite Bühne bieten: mit einem Bericht im FORUM oder
einer Vorstellung im Rahmen des BDVI-Kongresses 2016.
Denn solche Projekte sind viel zu schade, um ein Schat-
tendasein zu fristen – sie haben Aufmerksamkeit ver -
dient. 

Wenn Sie ein solches Projekt in Arbeit oder ab ge -
schlossen haben: Bitte senden Sie eine Kurzbeschreibung
oder einen Steckbrief an info@bdvi.de. 

Als kleiner Motivationsschub werden unter allen Ein -
sen dungen beim BDVI-Kongress 2016 ein Apple iPad und
ein DISTO A2 von Leica verlost. 

MOSAIK
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Das Vertragsverletzungsverfahren der
EU-Kommission in Sachen HOAI stand
am 26. November 2015 im Fokus der
AHO-Herbsttagung in Berlin. 

Markus Ferber, MdEP (CSU), Sabine Posch -
mann, MdB (SPD), und Dr. Kristin Pukall
(BMWi) bekundeten ihre nachdrückliche

Unterstützung für die HOAI und das be-
währte deutsche Honorarsystem. Einig -
keit bestand da rin, dass verbindliche Min-
dest- und Höchst preise zur Sicherung der
Planungsqualität nötig seien. Diese trü-
gen mit dazu bei, ein hohes Maß an Qua -
lität und Kostentransparenz zu bieten, und
dien ten somit auch dem Verbraucher-
schutz. 

Auch unter rechtlichen Gesichtspunk-
ten gebe es gute Argumente für die Ver -
teidi gung der Mindest- und Höchstsätze
der HOAI, so Prof. Dr. Gerd Motzke, ehe-
mals Vorsitzender Richter am Ober lan des -
ge richt in München. Der Europa rechts -
exper te Dr. Thomas Wessely (Freshfields
Bruckhaus Deringer) machte deutlich, dass
vor dem Hintergrund des Subsidiaritäts -
prin zips und der Gemeinschaftstreue eine
tief greifende strukturelle Umgestaltung
des deutschen Architekten- und Ingenieur -
marktes zu dem Zweck, eine eher theore -

tische Verbesserung der Niederlassungs-
freiheit zu erreichen, unverhältnismäßig
sei. 

Quelle: AHO 

_ AHO-HERBSTTAGUNG  
Breite politische Unterstützung für die HOAI 

_ BAURECHT
Stellungnahme Änderung
Musterbauordnung

Der BDVI hat in einer Stellungnahme zur Überar-
beitung der Musterbau ordnung (MBO) drei Punk-
te ange regt, die auch von der Bundes inge nieur -
kammer unterstützt werden:

Abstandsflächen –
Streichung § 6 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2
Beglaubigung von 
Baulasterklärungen durch ÖbVI 
Einsichtnahme in das 
Baulastenverzeichnis durch ÖbVI

Aufgrund eines aktuellen Urteils des Europäischen
Gerichtshofs zur CE-Kenn zeich nung von Bau produk -
ten solle allerdings ak tuell nur diese drängende Frage
behandelt wer den – so die zuständigen Minister der
Bundesländer. Die Forderung meh re rer Verbände zur
Novellierung der MBO ist damit zunächst vom Tisch.
Es wird erwar tet, dass die Änderung der MBO zur CE-
Kennzeichnung im nächs ten Frühjahr von der
Bauminister konferenz beschlossen wird. Der BDVI
wird an seinen Anregungen festhalten, die MBO mit-
telfristig zu no vellieren. 

Die Stellungnahme der Bundes in genieurkammer
und die des BDVI kön nen über die BDVI-Bundes ge -
schäfts stelle bezogen werden.

_ BADEN-WÜRTTEMBERG
Landesehrennadel für 
Dipl.-Ing. Dieter Seitz

Am 26. November 2015 er-
hielt Dipl.-Ing. Dieter Seitz,
ÖbVI a. D., aus der Hand der
Oberbürgermeisterin der Stadt
Offenburg, Edith Schreiner, die
Landesehrennadel des Landes
Baden-Württemberg für sei -
ne lang jährige ehrenamtliche
Arbeit. 

Es ist die höchste Auszeichnung,
die das Land Baden-Württem-
berg für ehrenamtliche Arbeit
vergibt. Frau Schreiner führte

aus, dass Herr Seitz sich sowohl im Berufsleben als auch im kul-
turellen Leben hervorragend eh renamtlich engagiert habe und
er damit ein Vorbild für die heutige Ge sellschaft sei.

Mehr als 20 Jahre war Herr Seitz im BDVI aktiv, auf Landes -
ebene wie im Bund, und ist heute noch für den europäischen
Dachverband CLGE aktiv im Präsidium tätig.

Sabine Poschmann, MdB, stellvertretende wirtschafts -
politische Sprecherin der SPD-Bundestagsfraktion

Dr.-Ing. Erich Rippert, Präsident des AHO,
und Markus Ferber, MdEP
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_ RICS
Fellow of RICS – Auszeichnung 
für Prof. Klaus Kummer

_ ANERKENNUNG VON 
BERUFSQUALIFIKATION 

Antragsverfahren 
für Europäer vereinfacht

Im Rahmen der INTERGEO® hat die Inte -
rest Group of Publicly Appointed and Re -
gulated Surveyors (IGPARLS) einen mo der -
nisierten »Code of professional Qua li fi ca -
tion« vorgestellt. Er gilt für die Länder Eu-
ropas, in denen Freiberufler hoheitliche
Vermessungen durchführen. Das Papier
löst die bisherige gemeinsame Definition
zur Gestaltung der Ausbildung der Be rufs -
träger – den Accord multilatéral – ab. 

Kernaussage des Codes ist, dass im hoheit -
lichen Bereich tätige Freiberufler eine ähn-
liche Ausbildung haben sollten wie z. B. 
Notare, also ein fünfjähriges Studium, eine
Referendarzeit oder eine äquivalente Aus-
bildung sowie eine anschließende Prüfung,
Praxiszeit und Vereidigung. Neue Bestand -
teile sind die Verpflichtung zum lebenslan-
gen Lernen und definierte Aufsichtsinstru-
mentarien. 

IGPARLS ist eine Interressengruppe in-
nerhalb des Council of European Geodetic
Surveyors (CLGE), welche die im hoheit li chen
Bereich freiberuflich tätigen Geodä ten ver-
tritt. Der Code wurde von dänischen, schwei -
zerischen, französischen, irischen, kro atischen
sowie deutschen Kollegen ent wickelt.     

_ IGPARLS
Code of professional
Qualification

_ EuGH 
Europäischer Gerichtshof 
stützt Mindestlohn 
bei Auftragsvergabe

Städte und Gemeinden dürfen
die Vergabe eines Auftra ges da -
von abhängig machen, ob der
An bieter Min destlohn zahlt. Das
hat der Europäische Gerichtshof
(EuGH) am 17. No vember 2015
entschieden. 

Die EU-Regeln zur Entsendung von
Ar beitnehmern würden den Aus -
schluss eines Bieters von einem
öffentlichen Auftrag erlauben, 

wenn er sich wei gere, Mindestlohn
zu zahlen (Rechts sache C-115/14).
Der EuGH sieht in der fraglichen
Verpflichtung eine nach der Richt -
linie grundsätzlich zulässige zu -
sätzliche Bedingung, da sie sich
auf die Ausführung des Auftrags
bezieht und soziale Aspekte be -
trifft. Der BFB steht einer Einfüh -
rung sogenannter vergabe frem -
der Aspekte unverändert kritisch
gegenüber. 

Quelle: BFB 

Prof. Klaus Kummer hat am 27. Ok-
tober 2015 im Bundesministerium
für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur als Prüfungsausschuss-Vorsit -
zender beim Oberprüfungsamt für
das technische Referendariat die Aus -
zeichnung zum »Fellow of RICS« von
dem Vorstandsvorsitzenden der RICS
Deutschland, Martin Eberhardt, er-
halten. 

Kummer ist es im Frühjahr gelungen,
die Attraktivität des zweiten Staats exa -
mens weiter zu erhöhen. Nach der in -

halt li chen Neugestaltung des zweijäh -
rigen Referendariats und der Sicher stel -
lung der hohen Qualität der Ausbildung
konn te Kummer als Vorsit zen der des
Prüfungsausschusses für Geo däsie und
Geoinformation die RICS über zeu gen,
dass es darüber hinaus keiner weiteren
Prüfung bedarf, um Mitglied in der RICS
werden zu können.   

BDVI-Präsident Michael Zurhorst
über brachte ein Grußwort für den
BDVI, DVW-Vizepräsident Christof Rek
gratulierte für den DVW. 

Quelle: RICS 

V. l. n. r.: Dipl.-Ing. Mathias Kaden MRICS, stellvertretender Vorsitzender PG Geomatics,
Martin Eberhardt FRICS, Vorstandsvorsitzender RICS Deutschland, Ministerialdirigent 
Prof. Dr.-Ing. Klaus Kummer FRICS, Judith Gabler, Director of Operations Europe und 
Regional Manager DACH der RICS, Carla Seidel FRICS, Vorsitzende PG Geomatics
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Die Bundesregierung vereinfacht und be schleu -
nigt die Anerkennung der Berufs qua lifikation von
Migrantinnen und Migranten aus der EU und dem
Europäischen Wirtschaftsraum. Der Bundestag hat
eine entsprechende Novelle des Berufsqualifi ka -
tions feststellungsgesetzes beschlossen, durch die
die Mobilität von Fachkräften in nerhalb Europas
erhöht werden soll. 

Wer aus einem Mitgliedstaat der Europäi schen Uni -
on oder dem Europäischen Wirt schaftsraum nach
Deutschland kommt, um hier zu arbeiten, kann ab
Januar 2016 seinen Antrag auf Berufsanerkennung
auch elektro nisch stellen. Zudem wird eine Frist von
sechs Monaten eingeführt, in der Antragsteller Nach -
qualifikationen absolvieren können.  

Quelle: Bundesregierung 
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_ BDVI-MITGLIEDER IM BLICKPUNKT
Runder Geburtstag –
wir gratulieren 
//September
Sven Anders, Zinnowitz (50)
Rudo August, Ruhpolding (90)
Thomas Glaubitz, Neuenhagen (50)
Günther Hattermann, Emden (60)
Jürgen Holder, Kirchheim (60)
Michael Karner, Paderborn (60)
Herbert Platzen, Viersen (60)
Ulrike Schirm, Rehna (40)
Volker Struppek, Gelsenkirchen (50)
Oliver Urban, Ludwigslust (50)

//Oktober
Matthias Gäbler, Peine (50)
Gerald Heubach, Ehrenfriedersdorf (50)
Heiko Hoffmann, Neubrandenburg (60)
Ulrich Kampmeier, Bad Salzuflen (60)
Hermann-J. Lenz, Höxter (60)
Stefan Pricken, Remscheid (50)
Andreas Steinlage, Dinslaken (50)
Reinhard Zinn, Darmstadt (60) 

//November
Eckhard Bartenstein, Hildburghausen (50)
Dierk Brüning, Bad Oldesloe (60)
Ralph Eisenschmidt, Teuchern (50)

Klaus Eismann, Steinfurt (60) 
Judith Mausbach, Gelsenkirchen (40)
Ralph Paulsen, Bautzen (50)
Uwe Petschinka, Döbeln (50)
Martin Pilhatsch, Bonn (50)
Wolfgang Rauber, Müllheim (50)
Ulrich Sartorius, Lörrach (70)
Michael Wolf, Glauchau (50)

//Dezember
Ralf Adam, Remscheid (60)
Lothar Bauer, Wismar (60)
Uwe Ehrhorn, Achim (60) 
Sabrina Heinzgen, Fehrbellin (30)
Thomas Peters, Duisburg (50)
Rolf Reinicke, Kassel (70)
Bernd Schiffer, Düsseldorf (60)
Jörg Spitthöver, Essen (40)
Dieter Würker-Friedel, Köthen (60)

Neue BDVI-Mitglieder
Matthias Ahnefeld, Berlin
Dirk Dörschlag, Bocholt
Stephan Fleischer, Erfurt
Christiane Riemer, Berlin
Marcel Schmoi, Berlin

Rund 350 Sachverständige aus dem ge sam -
ten Bundesgebiet nahmen am 18. Deut -
schen Sachverständigentag (DST) teil, der
erstmals in Leipzig stattfand. Den BDVI ver-
trat Jürgen Burneleit, ÖbVI aus Berlin. 

Elf Fachtagungen und Arbeitsgruppen boten
am 12. und 13. November die Gelegenheit,
zahl  reiche berufspolitische und fachliche
Themen zu erörtern. Zur Immobilienbewer-
tung wurde festgestellt, dass das BauGB eine
bundesweite Transparenz des Immobilien -

mark tes fordert, die durch die föderalen Struk -
turen nicht in allen Bundesländern ge währ -
leistet ist. Die Fachgrup pe der Immobilien-
bewertung forderte den Bun desgesetzgeber
auf, im Rahmen seiner zentra len Kompetenz
zukünftig gleiche Auswertungs- und Dar stel -
lungs vorgaben für Bodenrichtwerte und Kauf -
preis sammlungen sicherzustellen. 

Zentrale Forderungen haben Eingang in die
Abschlussresolution gefunden, die Sie unter
www.bvs-ev.de einsehen können.

Quelle: DST/Jürgen Burneleit 

_ WERTERMITTLUNG
Abschlussresolution des 
18. Deutschen Sachverständigentages 



WER SICHERE SCHRITTE TUN 
WILL, MUSS LANGSAM GEHEN – 
ODER AUF UNS VERTRAUEN.
Frei nach Johann Wolfgang von Goethe

Sichern Sie sich Ihren Erfolg. 

Wir optimieren Ihr Versicherungskonzept – branchenspezifi sch.

Mit über 45 Jahren Erfahrung wissen wir, worauf es bei Versicherungslösungen 

insbesondere auf dem Gebiet der Vermessungstechnik ankommt. Wir bewerten ganz 

neutral Ihre speziellen Risiken, bieten Ihnen eine stets aktuelle Marktübersicht 
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www.vohrer.de



    CS35 Tablet Feld-Controller

Leica Geosystems GmbH Vertrieb 

Tel. 089/14 98 10 0 • www.leica-geosystems.de      

... mit neuer 3D Feldsoftware 

und neuen Instrumenten

GS14 GNSS Empfänger

MS60 MultiStation

TS16 Totalstation

CS20 Feld-Controller

3D Daten erleben ...

Dem Innovationsführer Leica Geosystems ist es gelungen, 
eine aufregende, umfassende und noch nie  dagewesene 
Lösung zur Erfassung und Digitalisierung der realen Welt 
zu entwickeln. 

Die Einfachheit und selbsterklärende Bedienung macht die 
Verwaltung komplexer Daten äußerst effektiv.

Die hochpräzisen Instrumente verbinden sich naht-
los mit der  fesselnden 3D Feldsoftware und lassen 
jede  Anwendung zu einem echten dreidimensionalen 
 Datenerlebnis werden.

Lassen auch Sie sich mitreißen! 


